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Neuhinzutretende Abonnenten erhalten die
zalliſche Zeitung vom Tage der Saknleen“ bis
um 1. Juli gratis geliefert. Probenummern tehen
uf Verlangen ſtets gern zu Dienſten.

Die Expedition
der Halliſchen Zeitung.

Halle, den 18. Juni.
Rückblick über die Reichstagsſeſſion.
Wir ſtehen am Schluſſe einer überaus ergeb-

ißreichen Reichstagsſeſſion, der erſten ſeit langen
dahren, in welcher wieder eine „nationale Mehrheit“,
ſeſtehend aus den konſervativen Parteien und den Natio-
alliberalen, in Wirkſamkeit war. Man kann mit hoher
ßenugthuung konſtatiren, daß die Hoffnungen, welche auf
je Umgeſtaltung unſerer parlamentariſchen Verhältniſſe
rch die Wahlen vom 21. Februar geſetzt wurden, im

ollſten Maße in Erfüllung gegangen ſind. Die Reichs
geſetzgebung hat als Frucht der letzten Monate Ergebniſſe
fzuweiſen, wie ſie bei der früheren Zuſammenſetzung
des Reichstags niemals zu Stande gekommen wären.
Di- große That dieſer Reichstagsſeſſion beſteht in der
piünariſchen Sicherung und der finanziellen Befeſtigung
es Reichs. Das erſtere Ziel wurde durch das Septen
natsgeſetz, um deſſentwillen der Reichstag aufgelöſt worden
por, und den ſich daran anſchließenden großen Nachtrags-
tat für militäriſche Zwecke erreicht, das letztere durch das

Branntwein- und Zuckerſteuergeſetz. Und auch ſonſt hat
die Seſſion noch manche Frucht getragen. Das Geſetz
über die Fürſorge für die Hinterbliebenen von Angehörigen
des Reichsheeres iſt nach wiederholten vergeblichen An-
läufen zu Stande gekommen. Die ſozialpolitiſche Geſetz
gebung wurde durch die beiden Geſetze über die Unfall
berſicherung der Bauarbeiter und der Seeleute gefördert.
In der kolonialpolitiſchen Geſetzgebung wurde wenigſtens
die Beſeitigung eines beſonders dringenden Uebelſtandes
reicht, indem der kaiſerlichen Verordnung die Regelung

des Jmmobilienrechts anheimgeſtellt wurde. Das Dampfer-
ſubventionsgeſetz erhielt eine durch die praktiſchen Erfah
rungen wünſchenswerth gewordene Abänderung. Die
elſaßlothringiſche Geſetzgebung wurde durch zwei im Jn-
tereſſe einer erſprießlichen deutſchen Verwaltung liegende
Geſetze über die Anſtellung der Bürgermeiſter und Er
weiterung des kaiſerlichen Verordnungsrechts bereichert.
Auf geſundheits polizeilichem Gebiet ergingen Geſetze über
die Verwendung geſundheitsſchädlicher Farben und über
den Verkehr mit blei- und zinkhaltigen Gegenſtänden, ſo
wie ein Zuſatzgeſetz zum Nahrungsmittelgeſetz. Die Re-viſion des Sekbieteriſs, die Errichtung eines orientaliſchen

Seminars wurden beſchloſſen, eine Reihe internationaler
Vereinbarungen gutgeheißen. Jn der Arbeiterſchutzfrage

richt er hat der Reichstag aus eigener Anregung zum erweiterten
nit ein- Schutz der Frauen und Kinder eine Reihe von Vorſchlägen
graphen Jgemacht, deren Annahme durch den Bundesrath allerdingsſir zweifelhaft iſt. Eine Erweiterung der Jnnungsbefug-

niſſe iſt beſchloſſen worden, zum Theil in einer über die
Regierungsvorlage und die Wünſche der Nationalliberalenhinausgehenden Jaſeng Daſſelbe iſt bei dem Kunſtbutter

e der Fall. Unerledigt geblieben von dem gewaltigen
rbeitsſtoff ſind nur die Geſetzentwürfe über die Reichs

anwaltsgebühren, die Beſchränkung der Oeffentlichkeit der
Gerichtsverhandlungen und die Einführung der Gewerbe
ordnung in Elſaß-Lothringen. Fürwahr eine Seſſion von
ſolcher Fruchtbarkeit und mit im Ganzen ſo erfreulichen
Ergebniſſen iſt ſeit langen Jahren nicht dageweſen. Es
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Uhr Politiſche Mittheilungen.
Schluß Der Kaiſer. Das Befinden des Kaiſers beſſert

ſich andauernd. Der Schnupfen iſt gewichen, doch beſteht
noch das Bedürfniß der Ruhe. Auch geſtern, wie telegra-
phiſch berichtet, brachte der Monarch mehrere Stunden
außerhalb des Bettes zu, empfing den Grafen Herbert
v. Bismarck und ſpäter den Chef des Militärkabinets.

Ueber den Aufenthaltsortdes Kronprinzen
in England ſchreibt man der „Köln. Ztg.“: Ober-
Norwood, wo ſich der Kronprinz mit Gemahlin,
Töchtern und Gefolge in einem privaten Gaſthauſe ein-
quartirt hat, kann von London aus mit einem der vielen
Dutzend auf mehreren Linien fahrenden Züge in einer
alben Stunde erreicht werden. Vom weltbekannten
ryſtallpalaſt ſind es bis Queen's Hotel 7——8 Minutenen

Halle, Sonntag, 19. Juni 1887.
(Ausgegeben am 18. Juni Vormittags.)
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Spazierens. Das auf der Höhe eines kleinen Hügels
gelegene Gaſthaus, von deſſen drei Gebäuden zwei für
den Kronprinzen mit Beſchlag belegt worden ſind, unter
ſcheidet ſich in keiner Weiſe von den übrigen beſſern Gaſt
höfen in Londons 7 Umgebung. Nicht ſehr um
fangreiche umgitterte Gartenanlagen, an deren Thoren
jetzt je zwei bis drei Poliziſten ſtehen, ziehen ſich rings
herum. Ueber dem Hauptgebäude flattert in Ermangel-
ung einer kronprinzlichen Standarte die deutſche Kriegs
flagge, und zwar zur Linken der les des engliſchen
Königshauſes. Am Tage verräth die niemals fehlende
Dunſtwolke im Norden und Abends der Widerſchein un
zähliger Lichter die Nähe der Weltſtadt. Jm Uebrigen
athmen alle dieſe engliſchen Landſitze in der Nähe Londons
einen durch die bisweilen hübſche aber durchaus nicht
hervorragende Szegerie in keiner Weiſe beeinträchtigten
langweiligen Frieden. Die Hauptſache iſt die gute Luft,
die man allerdings, wenn man ganz nahe bei London
bleiben will, reiner als hier auf dem kleinen Hügel und
in der Nähe eines ausgedehnten Parks nicht hätte finden
können. Dr. Mackenzie wird faſt täglich aus der Stadt
hierher kommen, andere Beſucher aber, ſelbſt aus dem
nächſten Familienkreiſe, werden wohl für die nächſte Zeit
ar nicht in Norwood geſehen werden. Der Kronprinz
ebt eben in ſtrengſter Zurückgezogenheit, einzig und allein

ſeiner Geſundheit, und wenn ihm die Aerzte die Theil
nahme an den n nicht ganz in dem Umfange,
wie es von engliſchen Blättern angekündigt wird, erlauben
ſollten, ſo möge man nicht vergeſſen, daß die ganze Reiſe
in erſter Linie aus Geſundheitsrückſichten unternommen
worden iſt. Ob der Kronprinz während der Feſttage
thatſächlich zur Königin nach Buckinghampalaſt, wohin
auch jetzt alle Depeſchen und Poſten gehen, überſiedeln
wird, iſt zur Zeit noch unbeſtimmt und wohl eher un-
wahrſcheinlich.

Die Frau Prinzeſſin Wilhelm hat, wie
wir in der 2. Ausgabe geſtern telegraphiſch meldeten,eſtern früh mit dem älte ſten Prinzen in Begleitung des

ammerherrn v. Mirbach und der Gräfin Brocdorſ, die

Reiſe nach London angetreten.
Der Reichstag, welcher in ſeiner vorgeſtrigen Abend-

ſitzung in zweiter Leſung die ElſaßLothringen betreffenden
Geſetzentwürfe unverändert in der Faſſung der Reg Vor
lage genehmigte, erledigte in ſeiner geſtrigen circa achtſtündigen
Sitzung die überaus reichlich bemeſſene Tagesordnung und ſind
damit die PoſtdampferNovelle, ſowie die Geſetz-Entwürfe be
treffend die Rechtsverhältniſſe der deutſchen Schutzgebiete, be
treffend die Beſteuerung des Branntweines, betreffend die Ver
wendung geſundheitsſchädlicher Farben, ferner die Kunſtbutter
vorlage und der die Arbeiterſchutzgeſetzgebung nach den An
trägen Hitze-Lohren betreffende Geſetzentwurf in dritter Leſung
definitiv genehmigt; die Branntweinſteuervorlage wurde von den
reichstreuen Parteien ſo wie der Mehrheit des Centrums in
namentlicher Abſtimmung mit 233 gegen 80 Stimmen ange-
nommen, während bei der Berathung der Kunſtbuttervorlage
der die Miſchbutter verbietende vielumſtrittene 8 2 der Kom-
miſſionsbeſchlüſſe mittels Auszählung mit 149 gegen 128 Stimmen
genehmigt wurde. Nachdem das Haus ſchließlich in zweiter
Berathung eine Rechnungsſache im Sinne des vorliegenden
Kommiſſionsbeſchluſſes erledigt, wurde die nächſte Sitzung zur
Berathung der Zuckerſteuer, der Vorlage betr. die Unfallver-
ſicherung der Seeleute der Elſaß-Lothringer betreffenden Ge
ſetzentwürfe, ſowie der Jnnungsvorlage auf Sonnabend 10 Uhr
anberaumt.

Bundesrath. Jn der am 16. d. M. unter dem Vorſitz
des Staatsminiſters, Staatsſekretärs des Jnnern, v. Boetticher
abgehaltenen Plenarſitzung genehmigte der Bundesrath, dem
Antrage der Königlich ſächſiſchen Regierung gemäß daß die im
S 38 des Geſetzes gegen die gemeingefährlichen Beſtrebungen
der Sozialdemokratie vom 21. Oktober 1878 vorgeſehenen An
ordnungen für die Stadt und den Bezirk der Amtshauptmann
ſchaft Leipzig auf die Dauer eines weiteren Jahres getroffen
werden. Die Vorlagen, betreffend die einheit iche Bezeichnung
der Fahrwaſſer und Untiefen in den deutſchen Küſtengewäſſern,
und, betreffend die Dechargirung der Rechnung der Kaſſe des
Rechnungshofes für 1885/86, wurden den zuſtändigen Aus
ſchüſſen zur Vorberathung überwieſen. Einer Eingabe wegen
geſetzlicher Regelung des Gewerbes der Rechtskonſulenten, einer
Eingabe betreffend den Erlaß eines Verbots der Tanzver
gnügungen an Sonn und Feſttagen und einem Geſuch wegen
Erweiterung der täglichen Arbeitszeit jugendlicher Arbeiter in
Teppichwebereien beſchloß die Verſammlung keine Folge zu
geben. Dem Jnnungsverbande Deutſcher Tapezierer-Bund“
in Leipzig wurde ſeinem Antrage entſprechend auf Grund des
s 104 h der Gewerbe Ordnung die Befugniß beigelegt, unter
ſeinem Namen Rechte, insbeſondere Eigenthum und andere ding-
liche Rechte an Grundſtücken zu erwerben, Verbindlichkeiten ein
zugehen, vor Gericht zu klagen und verklagt zu werden. End-
lich wurde beſchloſſen, daß auf Grund des Geſetzes, betreffend
die Unfall- und Kraukenverſicherung der in land und forſt
wirthſchaftlichen Betrieben beſchäftigten Perſonen je eine Be
rufsgenoſſenſchaft der land und forſtwirthſchaftlichen Betriebe
für das Großherzogthum Sachſen-Weimar, das Herzogthum
SachſenMeiningen, das Herzogthum Koburg und das Herzog-
thum Gotha zu bilden ſei.

Zur dritten Leſung des Entwurfs eines Geſetzes, betreffend
den Verkehr mit Kunſtbutter bezw. mit Ecſatzmitteln für
Butter hat der nationalliberale Abg, Vr. Schreiner den
Antrag eingebracht: Der Reichstag wolle beſchließen: im 8 2
an Stelle des zweiten Abſatzes zu ſetzen: „Unter dieſe Beſtim
mung fällt nicht der Zuſatz von Butterfett, welcher aus der
Verwendung von Milch oder Rahm bei der Herſtellung von
Margarine berrührt, ſofern nicht mehr als 100 Gewichtstheile
Milch oder 10 Gewichtstheile Rahm auf 100 Gewicht-theile der
nicht der Milch entſtammenden Fette in Anwendung kommen.
Dieſer „von durchaus ſachverſtändiger Seite ausgehende Antrag
dürfte nach der „Poſt“, „Ausſicht haben, nicht nur die bisherigen
Bedenken der Regierung zu beſeitigen, ſondern auch die Zu
ſtimmung des Hauſes u finden.

Bei Prüfung von Knfallverhütungsvorſchriften
hat das Reichsverſicherungsamt Veranlaſſung gehabt, einzelnen
Berufsoenoſſenſchaften zu empfehlen. die für die Herſtellung
der Unfallverhütungseinrichtungen zu bewilligende Friſt in den
Vorſchriften vorzuſehen, die im Geſetz angedrohten Strafen in
die Vorſchriften ſelbſt aufzunehmen dem Vorſtande eine Dis-
pensermächtigung für gewiſſe Ausnahmefälle einzuräumen und

ditch vei den Vorſchriften, deren Außerachtlaſſen unter Strafe

179. Jahrgang.
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geſtellt iſt, ungenaue Ausdrücke, wie „u. dergl.“, „derartige“,
„Bruſthöbe zu vermeiden.

Die zweite heſſiſche Kammer hat die kirchen
politiſche u einſtimmig angenommen.

Der frühere GeſandſchaftsAttachs Otto Freiherr von
Los hat im Baſeler Verlage von M. Bernheim ſoeben „Ur
kundliche Beiträge zum Ruhme eines großen Mannes erſcheinen
laſſen und ſeiner Schrift den Haupttite für Bismarck“
gegeben. Auf 269 Seiten verſucht der Verfaſſer, der unter dem
Reichskanzler jahrelang dem auswärtigen Amte zugehört hatte,
bis er wegen wiederholter Bismarck-Beleidigungen in Gefäng
nißſtrafe genommen wurde, die Enthüllungen der bekannten
z Nibilo*-Schrift zu ergänzen Freiherr von Vos be
ennt ſich in ſeinem Buche als den Verfaſſer des „Pro

Jihbilo“ und dieſe Mittheilung iſt neu und nicht ganz unwichtig;
denn das Kammergericht hatte 1875 in einem Arnim- Prozeß
die Urheberſchaft der Schrift dem ehemaligen Botſchafter zuge
ſchoben, während Herr von Los jetzt angiebt, ſowohl der Jn
halt wie die Form „Pro Nihilo“ rühre von ihm her und das
in die Druckerei gegangene Manuſkript ſei durchweg ſeine Hand

iſt e er gpr See cirſtismarck“, er hätte von Joachim Gehlſen die „Reichsglocke ge-
kauft und das Blatt redigirt.

Oeſterreich-Ungarn. Die Rejultate der Wahlen
zum ungariſchen Parlamente ſind bis jetzt folgende
2 Liberale, darunter Miniſterpräſident Tisza, die Miniſter
Treford, Feiervary. Barroß und Fabinyi, die Staatsſekretäre
Weckerle, Berzewiczy, Telesky und Gromon und der Präſident
des Abgeordnetenhauſes Pechy; ferner 10 Angehörige der ge
mäßigten Oppoſition, 12 Unabhängige und 4, die keiner Partei
angehören. Die heute beendigten Wahlen zum kroatiſchen
Landtage ergaben 86 Anhänger der Regierungspartei und 19
Oppoſitionelle; einige Wahlen ſtehen noch aus. Jn Agram
Pahen durchgehends regierungsfreundliche Kandidaten ge-

ählt.
Rußland. Der „Neuen Zeit zufolge beendete die Pahlen-

ſche Kommiſſion, zur Reviſion der Judengeſetze ihre
Enquéte und arbeitet jetzt ein Referat aus, welches dem Mi-
niſter des Jnnern vorgelegt werden ſoll. Da dem Aufenthalte
der Juden in Baku r geſetzlich begründete Schwierig-
keiten bereitet worden ſind, ſuchte das dortige Börſencomité bei
der Regierung nach, die gegenwärtig in Baku wohnenden Juden
dort zu belaſſen.

Giers“ Sieg über ſeine Gegner. Jn einem
Petersburger Brief der „Pol. Korr.“ über die neuerliche
Befeſtigung der Stellung des Herrn v. Giers gegenüber
den Agitationen der Moskowiter heißt es:

der erfreulichen Wendung in den Anſchauungen
an ma Stelle ſollen einige Perſönlichkeiten, welche
keiner politiſchen Partei angehören, aber das volle Ver
trauen des Kaiſers genießen, das Egtſcheidende beigetragen
haben, indem ſie dem Kaiſer die Gefahr vor Augen rück-
ten, welche für Rußland gerade in dieſem Augenblicke aus
einem Bruche der freundnachbarlichen Bezie-
hungen zu Deutſchland erwachſen würden, welcherBruch nach ihrer Meinung unvermeidlich in ſehr naher

Zukunft eintreten müßte, wenn der Agitation der chauvi-
niſtiſchen Preſſe in Rußland kein Ziel geſetzt wird.

Auch ſcheint es, daß die gleichen Perſönlichkeiten die
Aufmerkſamkeit des Kaiſers auf jene diplomatiſchen Jn
diskretionen gelenkt haben, die während der letzten Ent-
hüllungsKampagne mit Hilfe der „Moskowskia Wjedo
moſti“ ins Werk geſetzt wurden, indem ſie darauf hin-
wieſen, wie ſehr derlei Vorgänge geeignet ſeien, ſchädlich
auf das berechtigte Vertrauen zurückzuwirken, welches die
fremden Mächte bisher den diplomatiſchen Vertretern
Rußlands entgegenbrachten.

Beide Vorſtellungen ſcheinen einen tiefen Eindruck
gemacht zu haben, denn aus der perſönlichen Jnitiative
des Kaiſers iſt ſeither eine ganze Reihe adminiſtrativer
Maßregeln verfügt worden, die entſchieden als eine Stär-
kung und Billigung der friedfertigen Politik des Herrn
v. Giers gedeutet werden müſſen. So wurde Herrn Kat-
koff ein ſcharfer Tadel ausgeſprochen, daß ſich ſein Organ
für die erwähnten diplomatiſchen Jndiskretionen herge-
geben habe.

Ferner wurde der vormalige Botſchaftsſekretär Ta
tiſchtſcheff, der dem Miniſterium des Auswärtigen noch
immer als „Beamter für beſondere Aufträge“ zugetheilt
war, verabſchiedet, ohne darum angeſucht zu haben. End
lich ſoll dem früheren Botſchafter in Berlin, Herrn Sa
buroff, eine Penſion entzogen worden ſein

Gleichzeitig heißt es, ſei ihm nahe gelegt worden,
ſeinen Abſchied als Senator einzureichen, weil man ſich
andernfalls genöthigt ſehen könnte, mit ſchärferen Maß-
regeln wegen Bruches des Amtsgeheimniſſes vorzugehen.

Alle dieſe Umſtände haben nicht verfehlt, nach allen
Seiten hin ihren Eindruck zu machen und die Folge iſt,
daß die in letzter Zeit ſehr laut gewordenen Zweifel an
der r des Herrn v. Giers mehr und mehr auf
der ganzen Linie verſtummen, oder ſich ins gerade Gegen-
theil zu verwandeln beginnen.“

Jtalien. Rom. Ver deutſche Botſchafter Graf
Solms wird am Montag behufs Ueberreichung ſeines
Beglaubigungsſchreibens in feierlicher Audienz vom Könige
empfangen werden.

Hier ſcheint eine alsbaldige Erhöhung der
italieniſchen Eingangszölle und inneren Steuern
auf Spiritus, Bier, Zucker und Glykoſe bevorzuſtehen.

Bulgarien. Wie es heißt, wird die Regentſchaft
der Sobranje vorſchlagen, die Verfaſſung dahin
abzuändern, daß im Falle einer Thronerledigung oder
falls ſich die Signatarmächte nicht bezüglich der auf die
Fürſtenwahl bezüglichen Beſtimmungen des Berliner
Vertrages einigen, die Sobranje einen alljährlich neu zu
wählenden Regenten ernennen ſolle. Die Wahl eines
Fürſten ſolle dem Wunſche der Pforte gemäß
nicht ſtattfinden. Den Deputirten wird Bericht über



die gegenwärtige Lage erſtattet, ſowie die in der Kan
didatenfrage geführte Korreſpondenz vorgelegt werden.

Nach hier vorliegenden Privatdepeſchen aus Sofia
lnimmt die Krankheit Stambuloffs einen ernſteren Ver
er Karaweloff iſt gegen Kaution aus der Haft entlaſſen

en.

Gutachten über das Halsleiden des Kronprinzen,
erſtattet vom Geheimrath Dr. Virchow.

Die mediziniſchen Fachzeitungen bringen folgende Mitthei-
lung, deren weſentlichſten, für Laien verſtändlichen
Jnhalt wir bereits vorgeſtern telegraphiſch melden
konnten. Das Gutachten, welches in dieſer Form nur für
Aerzte Werth hat, lautet wortgetreu:

Von dem Leibarzt Seiner kaiſerlichen und königlichen Hoheit
des Kronprinzen, Herrn Generalarzt Dr. Wegner, erhalten wir
r Mittheilung den nachſtehenden Bericht des Herrn Geheimen

aths und Profeſſor Dr. Virchow über Fragmente einer An
relung im Kehlkopf, die bei ſeiner kaiſerlichen und königlichen

oheit dem Kronprinzen mittelſt Zangenoperation durch
r. Mackenzie entnommen worden ſind. Der Bericht lautet

folgendermaßen

Die beiden, am geſtrigen Tage durch Herrn Generalarzt
Dr. Wegner überbrechten Objekte boten ſchon bei der makroſkopi-
ſchen Betrachtung den Anblick grobkörniger Papillargeſchwülſte
dar. Jhre gewölbte Oberfläche hatte ein druſiges, bläulich
weißes, leicht durchſcheinendes, glänzendes Ausſehen, ſo weit ſie
a in ihrem natürlichem Zuſtande befand; größere Abſchnitte
reilich, welche der Einwirkung von Catechu ausgeſetzt geweſen
waren, zeigten eine matte, bräunliche, etwas bröckelige Beſchaf
fenheit. Die Schnittflächen waren etwas retrahirt und durch
das Umbiegen der Randtheile verdeckt; ſie boten ein weiches,
leicht faſeriges Gewebe dar, aus welchem einzelne längere oder
kürzere Fetzen hervorragten.

Das größere der beiden Stücke beſaß eine Höhe von 3,
einen Dickendurchmeſſer von 25 Mm.; das kleinere hatte ung
fähr 2 M. im Durchmeſſer. Jndeß dürften dieſe Maſſen nicht
genau den Verhältniſſen im Leben egtſprechen, da durch die
Retraktion und die Einfaltung der Schnittflächen noch
derte irpation eine Verkleinerung derſelben eingetreten ſein

ürfte.
Die mikroſkopiſche Unterſuchung beſtätigte die bei der groben

Betrachtung gewonnene Diagnoſe:
1) Die Oberfläche beſtand überall aus einer ſehr ſtarken

und dickten Decke von vielſchichtigem Plattenepithel. Jn vielen
Zellen deſſelben zeigten ſich größere Gallertkörner. Hier und
da lag ein Neſt konzentriſch geſchichteter Zellen. Nach innen
folgte eine gleichfalls mehrſchichtige Lage von cylindriſchen
gen (ohne Cilien), welche direkt auf dem Bindegewebe auf-
aßeg.

2) Die Bindegewebeſchicht der Schleimhaut war an ihrer
Oberfläche mit langen papillären Auswüchſen beſetzt, welche
außer den Elementen des Bindegewebes größere Gefäßſchlin zen
enthielten. Jn jedes Korn der Oberfläche trat eine derartige
Papille ein. Jm übrigen zeigte die Schleimhaut kaum Verän-
derungen; ſelbſt Kern und Zellwucherungen waren nur ſpärlich
wahrzunehmen. Die Blutgefäße mäßig erweitert.

Beide Schnitte haben in ausgiebiger Weiſe in die Schleim-
haut und durch dieſelbe in die Submucoſa eingegriffen. Daher
fand ſich außer Bindegewebe mit zahlreichen feinen elaſtiſchen
Faſern eine große Zahl von kleinen Nervenſtämmen (zu je 4 bis
6 Faſern) und deren Veräſtelungen, ſowie von kleinen Arterien
und Venen; an einigen Stellen ſah man auch haufenweiſe
Läppchen von Schleimdrüſen.
Obwohl dadurch bewieſen wird, daß der operative Eingriff

tiefe, unterhalb der Schleimhaut gelegene Theile erreicht hat, ſo
iſt doch trotz genaueſter Durchmuſterung dieſer tieferen Theile,
insbeſondere an der Schnitifläche, kein einzige in nennenswer
ther Weiſe veränderte Stelle aufgeſunden worden. Alle weſentli
chen Veränderungen gehören der Oberfläche an. Siecharakteriſiren
das Uebel als eine mit papillären Auswüchſen (mißbräuchlich
Papillome genannt) verbundene Epithelwucherung: Pachydermia
Verrucosa.

Jrgend ein Hineinwuchern dieſer Epithelialgekilde in die
Schleimhant konnte nicht entdeckt werden.

Der vorxliegende Befund geht erheblich über den Befund
vom 21. v. M. hinous. Jn dem damaligen Objekt waren nur
ſehr ſchwache, öchſtens annäherungs weiſe mit den jetzigen in
Vergleich zu ſtellende irrita ſive Veränderungen nachzuweiſen:
allem Anſcheine nach gehörten ſie nur der Peripherie des Krank-
heitsherdes an. Gegenwärtig iſt eine offenbar mehr centrale
Stelle gefaßt worden. Obwohl dieſe Stelle eine ſebr ausge

Erkrankung erlitten hat, ſo ergiebt doch die geſunde
eſchaffenheit der Gewebe an der Schnitifläche ein prognoſtiſch

ſehr günſtiges Urtheil
Ob ein ſolches Urtheil in Bezug auf die geſammte Erkran-

kung erechtigt wäre, läßt ſich aus den beiden exſſtirpirten
Stücken jicht erſehen. Jedenfalls iſt on denſelben nichts vor
handen was den Verdacht einer weiteren und ernſteren Erkran-
kung hervorzurufen geeignet wäre

Berlin, Pathologiſches Jnſitut, den 9. Juni 1887.
(1gez,) Prof. Dr Rud. Virchow.

Es beſtätigt ſich übrigens, daß Dr. Mackenzie dem
Timeskorreſpondenten gegenüber erklärt hat, er müſſe die
We Verantwortlichkeit für die Entſcheidung über die

atur des Leidens des Kronprinzen dem Gutachten des
Prof. Dr. Virchow überlaſſen, da ſich ſeine Spezialität
darauf beſchränke, in Gemäßheit einer ſolchen Begutachtung
das Leiden zu behandeln.

Heer und Marine.
Schiffsbewegungen. S. M. Schiffsjungenſchulſchiff

„Luiſe“, Kommandant Korvetten- Kapitän Büchſel, iſt am 16.
uni er. in Korſör eingetroffen und beabſichtigt, am 21. deſſ.
Lts. wieder in See zu gehen. S. M. Kadettenſchulſchiff

„Niobe“, Kommandant Kapitän zur See Aſchenborn, iſt am
16. Juni er. in Cowes (England) eingetroffen und beabſichtigt.
am 22. deſſ. Mts. wieder in See zu gehen. Der Dampfer
„Preußen“ mit dem Ablöſungs-Kommando für S. M. Kbt.
Wolf iſt am 16. Juni er. in Suez eingetroffen und hat an
emſelben Tage die Weiterreiſe fortgeſetzt. Der Dampfer

„Hohenſtaufen“ mit dem Ablöſungskommando für S. M. Kreuzer
„Adler“ iſt am 16. Juni er. in Antwerpen eingetroffen und be
abſichtigt. am 18. deſſ. Mts. die Weiterreiſe fortzuſetzen.

Mit dem geſtrigen Tage haben die Frühjahrsbeſich-
tigungen des Gardekorps bei Berlin ihr Ende erreicht. Zur
Vorſtellung gelangte zuletzt in Potsdam das Regiment der
der Gardes du Corps. Zum erſten Male war hier Prinz
Leopold von Preußen eingetreten; er führte als Premier-
lieutenant den zweiten Zug.

Die StadtverordnetenVerſammlung zu Stettin be
willigte geſtern bereits 25000 für die Feſtlichkeiten, welche
zu Ehren der Anweſenheit des Kaiſers bei den Kaiſer-
manövern im Herbſte ſtattfinden ſollen.

Der Chef des Sanitätsweſens im 14 (badiſchen) Armee-
korps, Generalarzt v. Beck, tritt auf eigenen Wunſch in Ruhe
ſtand. Noch vor Kurzem wurde dem hervorragenden Arzte
und Chirurgen wegen ſeiner ausgezeichneten Heilerfolge bei dem
auf der Jagd auf dem Kaltenbrunn verwundeten Oberförſter
Müller von Gernsbach die beſondere Anerkennung des Kaiſers
und des Großherzogs zu Theil. Herr v. Beck verlegt ſeinen
Wohnſitz nach Freiburg.

Erdkunde, Kolonien, Reiſen.
Der „berühmte“ polniſche Reiſende Rogozinski

läßt wieder einmal von ſich hören Es ſoll ihm, nach dem
Dziennik“, gelungen ſein, auf der Jnſel Fernando Po Kaut-ſchuk zu entdecken. Die erſte Ladung ſoll Rogozinsti bereits

nach Liverpool abgeſandt haben.

Kirche und Miſſion.
Die evangeliſche Miſſion für DeutſchOſtafrika

hatte bekanntlich vor einiger Zeit den Miſſionar Greiner aus

eſandt. Derſelbe hatte mit ſeiner Frau und ſeiner Schwägerin,
Fräulein Marie Fingerle, ſeinem Schwiegervater in Jeruſalem
einen Beſuch abgeſtattet. Von dort wandte er ſich nach Vort
Said, von wo aus er einen Dampfer der Britiſh-Jndia-Linie
benutzte. Dieſer Dampfer hatte leider zwei Tage Verſpätung,
ſo daß Greinex in Aden den Anſchluß an den nach Sanſibar
(monatlicher Verkehr) fälligen Dampfer verfeblte und nun
einen Monat in Aden verweilen mußte. Von Aden aus
vermittelt gleichfalls die von England ſubventiovirte Britiſv
JndiaLinie den Verkehr nach Sanſibar; und die Dampfer
dürfen fahrplanmäßig eigentlich erſt 24 Stunden nach Ankunft
der Poſt aus Suez Aden verlaſſen was aber diesmal nicht
innegehalten war. Die von der Miſſionsgeſellſchaft ausge
ſandte ambulante Krankenpflegerin, Frl. Marie Rentſch, verließ
Deutſchland am 11. Juni mit dem direkt nach Sanſibar fahren-
den O'Swaldſchen Dampfer „Zanzibar“, von Hamburg aus.
Mit ihr fuhr Frl. Zeller, die Braut des in Zimba wohnenden
Miſſionars Bach des Sendlings der „Geſellſchaft für evang.
luth. Miſſion in Oſtafrika“. Beiden wird ſich in Suez der
Neukirchener Miſſiongr Weber mit Frau anſchließen der zu
et gleichfalls nach Sanſibar fährt. Weitere evangeliſche
Miſſionare und Lehrer dürften demnächſt folgen. Nunmehr
en grveſche Miſſionsgeſellſchaften in DeutſchOſtafrika in

ätigkeit.
Jn innerem Zuſammenhange mit der Zurückſetzung der

proteſtantiſchen ſteht es wohl, daß die Nachrichten
aus der oſtafrikaniſchen Miſſion“ (das Organ der evange-
liſchen oſtafrikaniſchen Miſſionsgeſellſchaft) neuerdings die
Namen der Vorſtandsmitglieder dieſer Geſellſchaft veröffentlicht,
und der Name des Pr. Karl Peters, welcher bisher zum
Vorſtand gehörte, in der neuen Liſte fehlt.

urch amtliche Bekanntmachung wird jetzt mitgetheilt,
daß das Prieſterſeminar für die Diözeſe Kulm wieder
eröffnet werden darf.

werden. Hinſichtlich der Schulreform, welche am Sonntag den
3. Juli zur Berathung ſteht, lauten dieſe im weſentlichen dahin,
daß Schule und Leben nicht in vollem Einklang ſtehen; daß eine
vielfache Ueberlaſtung unſerer Jugend ſtattfinde, und insbeſondere
die körperliche Entwicklung derſelben gegenüber der geiſtigen
nicht genügend berückſichtigt werde; daß das Berechtigungsweſen
dringend einer Abänderung bedürfe, und daß endlich dem deut
ſchen Schulweſen eine einheitlichere Geſtaltung Noth thue. Das
Referat hat der Landtagsabg. von Schenckendorff-Görlitz
und das Correferat Profeſſor Anton von Werner- Berlin
übernommen Die Leitſätze bezüglich der nationalen Aufgaben
der Frauen beziehen ſich auf deren Erziehung, Fortbildung und
Hebung des idealen und nationalen Sinnes. Das Referat wird
von dem Dr. phil. von Kalckſtein erſtattet werden. Beide Ver-
ſammlungen finden im großen Saale des Architectenhauſes zu
Berlin Wilhelmſtr. 92/93 ſtatt und werden um 11 Uhr Vormittags
beginnen.

Hulle, den 18. Juni.
(Der Abdruck unſerer Lokalnachrichten iſt nur mit

vollſtändiger Quellenangabe geſtattet.
2 Nach dem geſtern im 3. komm. Wahlbezirks-Ver-

ein erſtatteten Jahresbericht wurden im letzten Vereinsjahre
9 ordentliche Monats und 12 Vorſtandsſitzungen abgehalten.
Jn den Monats verſammlungen wurden außer zwei Vorträgen
der Herrn Friedhofs Jnſpektor Siemens und Chemiker r
Drenckmann über den neuen Südfriedhof bezw. die Kanal
Reinigungsſtation in Oberglaucha, zahlreiche kommunale Gegen
ſtände berathen. Verſchiedene an den Magiſtrat gerichtete Pe
titionen um Abhülfe von Uebelſtänden hatten den gewünſchten
Erfolg. Der Verein zählt jetzt 200 Mitglieder. Die Geſammt
einnahme betrug 633,08 die Ausgabe 171,18 mithin der
verbleibende Beſtand 461,90 wovon 335 verzinslich an
gelegt ſind. Der bisherige Vorſtand, beſtehend aus den Herren
Mehlhändler Schramm (Vorſitzeuder), Kaufmann Welſch
(deſſen Stellvertreter), Stellmachermeiſter Fräntzel (Kaſſirer),
Lehrer Fiſcher (Schriftführer), Kunſtgärtner Roſch, Zimmer
meiſter Schräpler, Oberbergamtsſekretär Rink und Zimmer-
meiſter Schatz, wurde per Acclamation wieder-, Herr Kaufmann
Franz Berghaus neugewählt. Der Vorſitzende erſtattete
hierauf Bericht über die Verſammlung der Vorſtände der kom
munalen Vereine in Betreff der geplanten Sedanfeier, worüher
wir bereits eingehend Mittheilung gemacht haben. Bei Be-
ſprechung kommunaler Gegenſtände wurde allſeitig der Wunſch
laut, die kleinen öffentlichen Bedürfnißanſtalten in unſerer Stadt,
die nur zwei Perſonen Raum gewähren, durch größere praktiſch
eingerichtete Bedürfnißanſtalten bald erſetzt zu ſehen. Aus
der Mitte der Verſammlung heraus wurde darauf aufmerkſam
gemacht, daß in der Zenkergaſſe zwiſchen Fahrſtraße und Trot-
toir vor den Häuſern Nr. 4—6 ein Streifen zur Straße ge-
hörendes Terrain, der Stadt gehörig, ungepflaſtert iſt und daß
bei Regenwetter ſich auf demſelsen Waſſerlachen bilden, die den
Anwohnern uud Paſſanten ſehr läſtig werden. Man gab ſich
der Hoffnung hin, daß der Magiſtrat bald die Verbreiterung
der Straße an der bezeichneten Stelle und ſomit auch die Pfla
ſterung derſelben vornehmen laſſen werde.

Hochſchulen, Akademieun, gelehrte Geſellſchaften.
Die Zentral Direktion des Jnſtituts für Archäo-

logiſche Korreſpondenz hat die Herren: Vr. Botho Graef
aus Berlin, Dr. Arthur Schneider aus VLeipzig, Dr. Hermann
Winnefeld aus Ueberlingen und Dr. Franz Winter aus Braun-
ſchweig zu Stipendiaten des Jnſtituts in der Abtheilung für
klaſſiſche Archäologie, und den Herrn Dr. Johannes Ficker aus
Sohland a. d. Spree zum Stipendiaten des Jnſtituts für geiſt-
liche Archäologie für das Jahr. 1887 gewählt, und dieſe Wahlen
ſind ſeitens des Auswärtigen Amts beſtätigt worden.

Göttingen. Die juriſtiſche Fakultät ſchreibt fol-
gende r aus: „Das Weſen der Auflaſſung
nach dem preußiſchen Grundbuchrecht von 1872“, Der
Preis (240 Mark) kann nur ſolchen Arbeiten zuerkannt werden,
deren Verfaſſer in dieſem oder dem folgenden Semeſter als
Studirender unſerer Univerſität angehört. Die Preisarbeiten
müſſen ſpäteſtens bis zum 1. Januar 1888 dem Decan der
juriſtiſchen Fakultät übergeben werden.

Freiburg i. B. Dem Privatdocenten Dr. Karl Richard
K der Charakter als außerordentlicher Profeſſor
verliehen.

Kunſt, Wiſſenſchaft und Theater.
Blitzgefahr. Jn der norddeutſchen Tiefebene, beſonders

in den Marſchen, wo die iſolirt liegenden Höfe und die Wind-
mühlen die einzigen hervorrggenden Punkte ſind, werden nach
den intereſſanten ſtatiſtiſchen Zuſammenſtellungen von
Hellmann von einer Million verſichertec Gebäude durch
ſchnittlich 470--540 jährlich vom Blitz deſghädig. an den Föhrden
der Oſtküſte von Schleswig nur 160--170. In Baden beläuft
ſich im Waldshuter Kreiſe die betreffende Zahl durchſchnittlich
auf 265, im Heidelberger Kreiſe, deſſen Ortſchaften alle in
engen Thälern liegen, ſinkt ſie auf 24. Dagegen betragen die
verhältnißmäßigen Zahlen für Kirchen in Norddeutſchland
6277, für Windmühlen ſogar 8524. Eine ſehr wichtige Rolle
ſpielt aber auch die Beſchaffenheit des Untergrundes. Je
waſſerreicher derſelbe, um ſo häufiger ſchlägt der Blitz ein. Be
eichnet man die Blitzgefahr für Kalkboden mit ſo beträgt ſiefür Sandboden 9, für Lehmboden 22, Kanaliſirung, welche

die Grundwaſſermenge vermindert und den Waſſer-
ſpiegel erniedrigt, läßt darum gleichzeitig auch die
Blitzgefahr für eine Stadt geringer werden. Hell-
mann's ſtatiſtiſche Zuſammenſtellungen erweiſen aber auch
gleichzeitig die Richtigkeit der allgemeinen Anſicht von der

ſtarken Gefährdung der Eiche und der verhältnißmäßigen S
heit der Buche. Nimmt man die Blitzgefahr der Bu der
I. ſo beträgt ſie für Nadelholz 15, für anderes Laudho
für die Eiche 54. Wer alſo im Hochwald von einem ſchue
Gewitter überraſcht wird, ſucht am beſten Schutz unter
nicht zu hohen Buche, welche von Eichen umſtanden wie
Die Häufigkeit zündender Schläge hängt nach demſelben orſe
weſentlich von der Bedachung ab. in SchleswigHolſtein zinder
nur 7 pCt. der Blitze, welche Häuſer mit feſter Bedache
trafen, aber 63 pCt. bei Strohdächern. J

T Die nur als Gerücht verbreitete Nachricht, Lieutengt
v. Hülſen werde Jntendant in Wiesbaden werden ſt der
widerrufen. Der „Rh. Cour.“ führt ſie auf eine Verwechſeln
zwiſchen Wiesbaden und Weimar zurück. Darnach ſol de
v. Swiſen zum Ngtelger des verſtorbenen Baron Loen ha
ſtimmt ſein. Uns klingt dieſe Meldung noch weniger glaudhe
Wie wir hören, werde Graf Emil Görtz neben der Direkt
der großh. fächſiſchen Kunſtſchule, die er ſchon ſeit Jahren
hat, auch die Leitung des Hoftheaters übernehmen.

Die „Berl. Philol. Wochenſchr.“ berichtet von der An
findung eines kuppelartigen Grabes bei Thorillos in Ah
durch Prof. Milchhöfer. Hoffentlich erlaubt der Zuſtand
Gebäudes eine völlige Ausgrabung, die um ſo wichtiger win
als die Form von ſonſtigen in Griechenland bekannten Gcgt
bauten verſchieden und mehr den in Etrurien aufgefunden
vergleichbar zu ſein ſcheint.

Aus aller Welt.
„So ſtarb ſie denn, mein Weib!“ beginnt ein amer

kaniſcher Nekrolog. „Nicht länger werden ihre liebende
Hände mir die Stiefel ausziehen und das Haar auf meine
Hinterhaupte ſcheiteln, wie dies eben nur eine Gattin verſteh
noch werden jene willigen Füße hin und her trippeln,
meinen Kohlenbehälter oder mein Waſchbecken zu füllen. Nig
länger wird ſie ſich unter den wildeſten Stürmen des Winten
erheben und leiſe ſich fortſchleichend das Feuer anzünden, ohn
den Schlummer des Gatten zu ſtören, der ihr ſo innig zugethn
war. Jhre Erinnerung iſt in dem Herzen meines Herzens en
gegraben. Ich wollte ihren Körper einbalſamiren, fand gabe
daß ich es viel billiger haben könne, indem ich ihr Gedächtit
einbalſamire. Jch verſchaffte mir von Eli- Mudjek, einen
meiner Nachbarn, einen recht artigen Grabſtein. Sein Weh
ward ſchwindſüchtig, und er hatte ſich denſelben in Erwarkim
ihres recht baldigen Dahinſcheidens vor Jahren angeſchafft. J
Zuſtand verbeſſerte ſich jedoch im letzten Frühling und ſein
Erwartungen wurden getäuſcht. Den Kummer des armg
Menſchen, als ich ihn bat, mir den Grabſtein, zu überlaſſen
werde ich nie vergeſſen. „Nehmt ihn, Skinner.“ rief er un
Schluchzen, „und mögt Jhr nie erfahren, was es heißt, ſolt
bittere Enttäuſchungen erleben zu müſſen. Dabei brach er
einen Strom von Thränen aus. Sein Geiſt war gebrochen
gänzlich gebrochen. Ich ließ folgendes Epitaph auf den Grah
ſtein ſetzen: „Zum Gedächtniß an Tabitha, Weib des Moſe
Skinner Esq., des Gentleman, Redakteurs der „Trombone
(Poſaune) Abonnement drei Dollars per Jahr verſteh
ſich Vorausbezahlung. Eine gütige Mutter und ein exemplan
ſches Weib. Geſchäftslokal über Coloman's Spezereiwaaren
Handlung über zwei Treppen. Man bittet, ſtark zu klopfer
Wir werden dich vermiſſen, Mutter, wir werden dich v ermiſſen
Druckſachen werden beſorgt, man bittet um Kundſchaft. Wie
Rachel weinte über ihre Kinder, ſo ſchreit mein zerſchundeng
Geiſt in der Agonie des Schmerzes. Ein Lichtſtrahl dran
jedoch in die verzweifelnde Seele; der Sarghändler un
Leichenbeſorger gingen auf Gegenxechnung ein, und der Todten
Jofer ſchuldete mir längſt eine Kleinigkeit, die ich auf ander
Weiſe ſicher nicht erhalten hätte. Warum ſollten wir trauen
a die geheimnißvollen Wege der Vorſehung und ihrer Un
gebung.

Uns der Provinz Sachſen und ihrer Umg hung.
Der Abdruck unſerer Original Carreſpondenzen ift unr mit

Quehenangabe geſtattet.

L. C. Mag deburg, 16. Juni. (Der Provinzia
Landtag der Provinz Sachſen) wird in Merſe
burg am 23. oder 30. Oktober d. J. zuſammentreten; di
Dauer vorausſichtlich 10--14 Tage währen. Da viel
fach dieſelben Perſönlichkeiten, welche Mitglieder des Pro
vinziallandtages auch der Provinzial-Synode als Mi
glieder angehören, ſo wird vorausſichtlich die Provinzial
Synode nach Stägigem Jntervalle, alſo etwa Mitte No
vember zuſammentreten.
e. Niemberg, (Saalkreis), 16. Juni. (Miſſionsfeſt
Heute Abend 6 Uhr fand in der hieſigen Kirche der vierte
Miſſions- Gottesdienſt (der zweite wurde vorgeſtern in
Dammendorf, der dritte geſtern in Schwerz abgehalten
ſtatt. Die Feſtpredigt hielt Herr Oberpfarrer Büttner-Kelbri
über Joh. 3, 16 ff. und ſprach über die Nothwendigkeit de
Miſſion, über di Schw erigkeiten, die derſelben gegenüber
ſtehen, und über die Erfolge derſelben. Nach der kirchlichet
Feier fand um 8 Uhr eine Nachfeier im Reimſch'ſchen Gaſthauß
ſtatt, welche durch Herrn Paſtor Böttcher hier eröffnet wurde
der hierauf dem vorgenannten Redner nochmals das Wort er
theilte, der in beredter hinreißender Weiſe den Zuhörern das
Werk der Miſſion ans Herz legte Herr Paſtor Nottrott
Spickendorf ſprach dann über die Miſſion unter, den Kolhz,
Herr P ſtor Böttcher das Schlußwort. Dee eingeſammelte
Collecte bezifferte ſich auf circa 50 Mark, alſo auf mehr als in
den beiden obengenannten Dörfern zuſammengekommen waren.

Niemberg (Saalkreis), 17. Juni. (Landesvermeſ-
ſung.) Vorgeſtern trafen ein Oberſtlieutenant und ein Premier-
lieutenant hier ein, um die Vorarbeiten für die Londesvermeſ-
ungen. welche in hieſiger Gegend vorgenommen werden ſoller,
in Ausführung zu bringen. Die Höhenmeſſungspunkte hieſiger
Gegend ſind der Burgſtaden ber Niemberg der Abatiſſinenberg bei
re heet der Petersberg, der Quetzer Berg beim Dorfe

getz u. a.
e Staßfurt, 17. Juui. (Chlorkaliumfabrik.) Die

Königliche Berginſpection wird in Kürze mit dem Bau einer
Aufbereitungsanſtalt (Chlorkaliumfabrik) beim Schacht Achenbach
beginnen. Die Lieferung von 1 Million Hintermauerungs- und
400 000 Verblendſteinen, von Bruchſteinen und ſonſtigem Bau-
material ſoll am 24. Juni vergeben werden.

Koswig, 15. Juni. (Mord.) Ueber den ſcheuß-
lichen Mord, welcher am vergangenen Sonntag an einem
alten Manne aus dem 1 Stunde von hier entfernten
Dorfe Düben verübt worden iſt, wird dem „Anh. Tgb.
noch folgendes berichtet: Der ſchon betagte Gutsbeſtzzer
Lehmann aus Düben ging von dort am Sonntag nach
Stacklitz zum Beſuch, kam jedoch ſelbigen Tags nicht wieder
zurück, ebenſo wenig am Montag. Am Dienſtag nun
kommt von Stacklitz nach Düben ein Mann gegangen,
welcher auf dem Wege Blutſpuren findet, dieſelben jedochnicht weiter beachtet. Jan Düben angekommen trifft er

daſelbſt eine größere Anzahl Leute, nach der Urſache
fragend, wird demſelben mitgetheilt, daß der pp. Lehmann
vermißt wird. Der Angekommene teilt ſeine Vermuth
ungen mit. Man macht ſich auf und findet, die Blut
ſpuren verfolgend, L. als Leiche in einer nahen Kiefern
ſchonung, ſcheußlich zerfetzt und mit durchſchnittener Kehle.
Nach den Anzeichen zu urtheilen, muß dem Tode ein
furchtbarer Kampf voraufgegangen ſein. Durch die Ge
richtskommiſſion iſt heute der Thatbeſtand aufgenommen
Ueber die muthmaßliche Thäterſchaft iſt noch nichts
ermittelt worden. Die hieſige Gerichtskommiſſion mußte,
da der Mord auf Lukoer Grund und Boden ſtattgefunden
hat, nach Roßlau berichten. Es iſt inzwiſchen ermittelt
worden, daß der Ermordete am Sonntag in Stacklitz ge
weſen und um 9 Uhr Abends vom Sohne ſeiner Schweſter
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pis nahe zu der Stelle, wo der Mord ſtattgefunden hat,
degleitet worden.

I. Braunſchweig, 15. Juni. (Das Vergröße-
rungsglas feuergefährlich.) Auf welche ſonderbare
Art und Weiſe Brände entſtehen können, zeigt ein Vor
gang, der ſich dieſer Tage im Schaufenſter eines bekann-
n Papierwaaren Geſchäfts abſpielte. Unter einem
ſtarken Vergrößerungsglaſe war eine Photographie aus-

ellt; als Sonnenſtrahlen auf das Glas fielen, wirkte432 gleich einem Brennglaſe, ſo daß die Photo-
graphie langſam verkohlte. Wäre dieſelbe nicht außer-

tlich ſtark cartonnirt geweſen, ſo hätte ſie in hellen
rand gerathen und der leicht entzündlich Jnhalt des
Schaufenſters in Flammen aufgehen können, bevor auch

deren Urſprung zu ermitteln war. Der warnende
Fall verdient wohl Beachtung. Bemerkt ſei noch, daß

die bekannten Goldfiſchbehälter, wenn ſie mit Waſſerllt und der Sonne ausgeſetzt ſind, als Vremglafer

wirken und eine Wohnung wohl gefährden können.
Waldheim i. S., 16. Juni. (Jn Gefahr, zu

verhungern.) Der Handarbeiter Schelze aus Dieten-
hain, welcher in unſerer Stadt beſchäftigt iſt, ſtürzte am
13. d. Mts. Abends auf dem Heimwege mit ſeinem acht-
jährigen Knaben in die Hohle eines ca. 6 Meter hohen
Pfeilers der Bahnbrücke. Beide wären ſicher darin ver-
hungert, wenn nicht Sch. bei der verſuchten Rettung
ſeines Sohnes zuvor Rock und Taſche abgelegt hätte.
Durch dieſe Gegenſtände aufmerkſam gemacht, wurden,
ſo ſchreibt das „L. T.“, die beiden Gefangenen am
14. d. Mts. Vormittags aufgefunden und aus ihrer be-
engenden Lage befreit. Bei dem Sturze erlitt der Vater
einen Armbruch und der Sohn eine leichte Fußwunde.

Aus Wernigerode wird geſchrieben: Eine in
der letzten Zeit in gewiſſen vielgeſchäftigen Kreiſen hier
viel beſprochene, noch mehr durch eifriges Umhertragen
über alle Maßen verzerrte Angelegenheit, hat jetzt ihre
Erledigung gefunden. Herr Reider hatte eine Denun-
ziation bei dem Königlichen Staatsanwalt angebracht
egen Herrn Bürgermeiſter Schultz, als wenn derſelbe9 den Gebrauch eines falſchen Namens erlaubt hätte

und eigentlich Schulze hieße, ja, es ſollte ihm gelegentlich
dieſer vorgebliche Mißbrauch als ein ganz beſonders ge-
fährliches und kriminell bedrohtes Verbrechen (Meineid!)
ausgelegt werden. Nach eingehender Unterſuchung des
Falles hat die Königliche Staatsanwaltſchaft die Be
ſchuldigung, welche Herr Reider vorgebracht hat, als
vollkommen unbegründet zurückgewieſen.

Jn der Wirthſchaft des Fuhrwerkbeſitzers D. in
Staßfurt brütete ein Huhn von den ihm untergelegten
Enteneiern eine junge Ente mehr aus, als die Anzahl der
Eier betrug. Das Zwillingspaar, welches einem Ei ent-
ſchlüpft iſt, waren zwei vollſtändig ausgebildete, natürlich
entſprechend kleinere Entchen. Leider lebte eins davon
nur kurze Zeit, das andere dagegen befindet ſich wohl.

Der Wortlaut des Urtheils im Prozeß Thümmel.

Das Urtheil lautet nach der „Elberf. Ztg.“: Der Pfarrer
Thümmel von Remſcheid und der Buchhändler Wiemann von
Barmen ſind ſchuldig der öffentlichen Beleidigung nach S 185
und 200 Str-G.-B.; ſie ſind ſchuldig der Beſchimpfung der
katholiſchen Kirche und deren Einrichtungen nach 8 166 St G. B.
Es wird deshalb beſtraft der Pfarrer Thümmel mit einer Ge
fängnißſtrafe von neun Monaten und der Buchhändler Wie-
mann mit einer Gefängnißſtrafe von zwei Monaten. Die bei-
den Angeklagten haben die Koſten zu tragen und ſind Geſammt-
ſchuldner der baaren Auslagen. Die beſchlagnahmten Exemplare
der Broſchüre ſind unbrauchbar zu machen.

Der Gerichtshof hat auf Grund der Beweisaufnahme feſt
tet daß der Angeklagte Thümmel nach Beendigung ſeiner
Verurtheilung eine Broſchüre verfaßt hat, welche der Angeklagte
Wiemann gedruckt und in ſeinem Verlage herausgegeben hat.
Der Gerichtshof iſt der Anſicht, daß in dieſer Broſchüre Be
leidigungen ein Mal der ſämmtlichen Mitglieder der Ferien
kammer, welche den Angeklagten Thümmel verurtheilt haben,
und eine Anzahl grober Beleidigungen gegen den Erſten Staats
anwalt Dr. Hupertz enthalten ſind, welcher das Strafverfahren
gegen die Angeklagten Thümmel und Krumm geleitet hat.
Was die Beleidigungen der Mitgueder derFerienkammer angeht, ſo
findet das Strafgericht, daß zuvörderſt eine ſchwere Beleidigung
der Richter ſelbſt der Paſſus enthält, wo es heißt, daß die
Ausſagen von Zeugen unterdrückt und verſchwiegen worden
wären. Die Angeklagten haben ſich damit entſchuldigen wollen,
daß ſie ſagen, daß allerdings der Ausdruck „unterdrückt“ in der
Broſchüre geſtanden, daß aber, nachdem ſie ihn nachträglich ge
funden und erfahren, daß derſelbe ſo ſcharf ſei, daß eine Ver
urtheilung wohl erfolgen könne. ſie denſelben im Druckfehler-
Verzeichniß berichtigt hätten. Thümmel behauptet, daß er an
Wiemann eine Correctur hätte ergehen laſſen. Wiemann be-
hauptet, eine Correctur ſei nicht mehr möglich geweſen, da be-
reits die ſämmtlichen Exemplare zu dieſer Zeit fertig im Druck
geweſen wären. Selbſt wenn der Gerichtshof annehmen wollte,
daß dieſe Ausſage wahr wäre, ſo hätte immerhin in dem Aus-
druck „unterdrückt und verſchwiegen“ eine Beleidigung gefunden
werden müſſen. Unter dem Ausdruck „unterdrückt und ver
ſchwiegen“ hat der Gerichtshof nach dem Sprachgebrauch, nach
Haltung, Faſſung und Jnhalt der Broſchüre angenommen, daß
in dieſen Ausdrücken geſagt werden ſollte, die Zeugenausſagen
ſeien verfchwiegen worden, um zu einer Verurtheilung zu führen.
Das Druckfehler Verzeichniß kann für die Verurtheilung nur
von unerheblicher Bedeutung ſein. Was den zweiten incriminirten
Punkt, bezüglich Beleidigung der Richter anbetrifft, ſo hat
angenommen werden müſſen, daß dieſer Ausdruck „ignoriren“
eine Beleidigung enthält.

Was die Beleidigungen gegen den Erſten Staatsanwalt Dr.
Hupertz anbetrifft, ſo hat der Vorwurf des Uliramontanismus
gegen denſelben als ein unzweifelbaft ſchwerer angeſehen wer
den müſſen. Der Ausdruck bezüglich aus der Eifel herſtammend
bat den Erſten Staatsanwalt als einen tölpelhaften und geiſtig
beſchränk en Menſchen hinſtillen ſollen. Es hat hierin eine
ſchwere Beleidigung des Herrn Erſten Staatsanwal s gefunden
werden müſſen. Bezüglich des Ausdrucks „Unwiſſenheit“ hat
ſich der Gerichtshof der mildernden Auffaſſung des Vertdeidigers
angeſchloſſen. Was die fernere Beleidigung „echt jeſuitiſch“ an
betrifft, ſo kann man allerdings auf den Verdacht kommen, daß
die Angeklagten dieſen Ausdruck nicht ſo direct auf die Perſon
des Erſten Staatsanwalts haben beziehen wollen in ſeiner
Eigenſchaft als Staatsanwalt. Auf der anderen Seite iſt der
ganze Zuſammen ang ſo, daß der Angeklagte nicht den Staats
anwalt, ſondern diejenige Lehre gemeint hat, welche der Staats
anwalt aus einem katholiſchen Lehrbuch entnommen hat. Was
endlich die Bezeichnung des Erſten Staatsanwalts als römiſchen
Papſtanwalt anbetrifft ſo ergiebt ſich, daß dem Erſten Staats
anwalt nicht bloß der Vorwurf gemacht werden ſoll, daß er als
katholiſcher Staatsanwalt die dogmatiſche Lehre ſeiner Kirche
vertreten hat, ſondern in Gegenſatz gebracht werden ſollte mit
den Pflichten, welche ihm ſein Amt als preußiſcher Staatsag
walt vorſchreibt, die Jntereſſen des Staates gegenüber der ka-
tholiſchen Kirche wahrzunehmen.

Der Gerichtshof hat zwar angenommen, daß an und für
ſich bei all' dieſen Be anno gegen den Gerichtshof und den
Erſten Staatsanwalt der S 193 in ſo fern wohl Anwendung
findet, als der Angeklagte geglaubt hat, in Wahrgehmung von
Intereſſen zu handeln und nicht hat angreifen wollen, der An
geklagte iſt aber weit über die Grenze des Erlaubten gegangen

und hat die Abſicht gehabt nicht bloß die Richter, ſondern auch
den Erſten Staats anwalt zu beleidigen, mit Ausnahme ter
Stelle, wo eben die Freiſprechung des An geklagten erfolgt iſt.

Was den „weiten Theil der Anklage anbetrifft, ſo hat die
Vertheidigung beh uptet, daß eine ſtrafrechtliche Verfolgung
gegen den Angeklagten Thümmel nicht erfo gen lönne, weil die
Cabinets Ordre vom 29 Januar 1847 verbiete, gegen den An
geklagten ohne Genehmigung des Cultusminiſters einenſch i eiten.
Dieſe Verfügung wird nictt anzuwenden ſein auf Grund des
S 11 des Gerichteverfaſſungs Geſetzes und auf Grund des 8 6
des R.-Str.GB. Dieſe Ca binets-Ordre kann nicht Anwend
ung finden auf den untergebenen Fall. Seite 35 hat der Ge
richtshof eine Beſchimpfung der kath liſchen Kirche gefunden,
und zwar des Altarsſacramentes. Der Angeklaate hat das Be
wußtſein gehabt, eine derartige Einrichtung der kathol' ſchen
Kirche beſchimpfen zu wollen. Ferner haben die incriminirten
Stellen Seite 41, 52 55, 56. 84—86, 94, 106 und ſchließlich 109
als beſchimpfend ten Einrichtungen der katholiſchen Kirche be-
funden werden müſſen.

Der Gerichtehof hält es für feſtgeſtellt, daß die beiden An
geklagten ſchuldig ſind, in der Zeit innerhalb der Monate Febr.

d. J. durch die Druckſchrift „Reiniſche Richter und
römſſche Prieſter, eine troſtreiche Bel hrung über die römiſche
Meſſe“, und zwor der Angeklagte Thümmel als Verfaſſer und
der Angeklagte Wiemann ale Drucker und Verbreiter der Druck
ſchrift die Ferien- Strafkammer des königl. Landgerichts Elber
feld vom 11. Auguſt v. J. ſowie den Erſten Staatsanwalt Dr.
Hupertz beleidigt, endlich die katholiſche Kirche und deren Ein
richtungen und Gebräuche, namentlich cas Altarsſacrament, die
Meſſe und den Marien Cuuus öffentlich beſchimpft zu haben.
Was die Höhe der Strafe anbetrifft, ſo hat der Gerichtshof in
Betracht gezogen, daß der Angeklagte Thümmel nicht durch die
bereits erlittene Beſtrafung ſich hat abhalten laſſen, in dieſer
Weiſe vorzugehen; daß ferner die Beſchimpfungen, welche der
Angeklagte in der Broſchüre ausgeſprochen habe, in hohem Ataße
beleidigen und verletzen.

Der Gerichtshof hat gegen den Angeklagten Thümmel auf
neun Monate Gefängnißſtrafe erkannt, gegen Wiemann eine be
deutend geringere Strafe von zwei Monaten. Dagegen hat der
Gerichtshof de Antrag der königlichen Staatsanwaltſchaft da
hin, den Angeklagten Thümmel zu verhaften, abgelehnt, da
keinerlei Momente vorhanden ſind, welche den Schluß zulaſſen,
daß er ſich der Beſtrafung durch die Flucht entziehen werde.

Was die Koſten anbetrifft, ſo verlangt das Geſetz, daß die
Angeklagten ſie tragen, und zwar, da ſie die Strafthat gemein-
ſchaftlich begangen haben. ſo müſſen ſie für die Barr-Auslagen
ſolidariſch als Geſammt'chuldner aufkommen.

Elſaß-Lothriugiſche Mitglieder
der franzöſiſchen „Patrioten-Liga“ wegen vorbereiten

der Handlungen zum Hochverrath vor dem
Reichs- Gericht.

(Originalbericht der Halliſchen Zeitung.)
i Leipzig, 16. Juni 1887.

(Vierter Verhandlungstag.)
(Schluß.)

Vertheidiger, Rechtsanwalt Freytag II (Leipzig) für Schiff
macher: Ich kann mich nur den Ausführungen meiner Herren
Mitvertheidiger anſchließen. Jch kann ebenfalls nicht finden,
daß die Angeklagten eine Handlung begangen haben, die eine
vorbereitende Handlung zum Hochverrath involvirt. Es iſt
nicht erwieſen, daß die Angeklagten die Endziele der Liga ge
kannt haben. Jm Uebrigen iſt doch zu erwänen, daß die Liga
in Frankreich ganz ohne Bedeutung iſt, daß ſie von einigen
chauviniſtiſchen Heißſpornen gegründet worden iſt, um ſich in
der Oeffentlichkeit einen Namen zu machen, Sitz und Stimme
im Parl ment zu erhalten. Ein Verbrechen, d. h. im Sinne
des 887, nicht im Sinne des 8 86 würde vorliegen, wenn die
Angeklagten zu einem Kriege gegen Deutſchland an Frankreich
Geld gezahlt hätten. Dies iſt jedoch nicht geſchehen. Daß die
Liga mit Deutſchland keinen Krieg führen konnte, iſt doch ſelbſt
verſtändlich. Der Herr Ober Reichsanwalt hat gegen meinen
Clienten mildernde Umſtände ausgeſchloſſen, weil dieſer den
Fahnen id geleiſtet hat. Muß man nicht hierbei in Erwägung
ziehen, daß der Angeklagte den Fahneneid leiſten mußte trotz
ſeiner franzöſiſchen Geſinnung und Nationalität. t
wach, der hohe Gerichtshof wird meinen Clienten freiſprechen,
chm aber zum Mindeſten milgernde Umſtände zubill gen. Wenn
der hohe Gerichtshof u einem Schuldig gelangen ſollte, dann
würde eine gelinde Ahndung zweifellos eine Billigung des ge-
ſammten gebildeten Europas finden.

Ober Reichsanwalt Teſſendorff: Die Vertheidigung ſcheint
von der Anſicht auszuzehen, daß die Anklage nicht haltbar iſt,
weil die Pairiotenliga nicht mit Deutſchland Krieg anfangen
konnte. Letzteres gebe ich zu. Allein die Anklage iſt eben nicht
erhoben wege La desverrath, ſondern wegen vorbereitender
Handlungen um Hochverrath. Und iſt es nicht denkbar, daß
die Patriotenliga die Elſaß-Lothringer zu einem Aufſtande gegen
Deutſchland hätte veranlaſſen können. Es kann dabei nicht in
Betracht gezogen werden, daßz ein ſolcher Aufſtand unter den
gegenwärtigen Verhältniſſen kaum möglich iſt. Vertheidiger
Juſtizrath Dr. Fels (Leipzig) plaidirt auf Freiſprechung, bezw.
auf Zuvilligung mil ernder Umſtände für ſeinen Clienten

z app.
Verth.: Rechtsanwalt Ott (Straßburg) für Reybel: Jch

will auf das Allgemeine der Frage, mit Rückſicht auf die
Ausführungen meiner Mitvertheidiger nicht weter eingehen,
ich will nur bemerken, daß vor 1870 wir Elſaß Lothringer
von den D utſchen ſtet- als Brüder bezeichnet wurden obwohl
wir in aller Form Rechtens Franzoſen waren. Wir Elſaß-
Lothringer haben eben das Unglück, ſtets der Zankapfel zwi
ſchen Deutſchland und Frankreich geweſen zu ſein. Jch bin doch
der Memnung, daß dieſer Umſtand berückſichtigt werden muß.
Der Vertheidiger plaidirt im Weite en auf F. eiſprechung, bezw.
auf mildernde Umſtände ſeines Clienten. Wenn der Ober-
Reichsanwalt den Angeklagten Eyrloſi keit vorgeworfen habe
ſo verweiſe er (Vertheidiger) auf die Rede des früheren Ge
neralFeldmarſchall Freiherr von Manteuffel.

Vertheid ger, Rechtsanwalt Freiherr Schott von Schotten
ſtein (Straßburg) ſucht in ausführlicher Rede nachzuweiſen, daß
ſein Client Freund aus rehtlichen Gründen freizuſprechen ſei.
Daſſelbe thut der Vertheidiger R. R. Ströver (Metz) für ſeinen
Clienten Humbert. Die Angeklagten erklären ſämmtlich, daß
ſie nichts weiter zu ſagen haben. Der Präſident verkünder,
daß die Urtheilsverkündigung am Sonnabend, den 18. d. Mts.
Mittags 12 Uhr ſtattfinden wird und ſchließt alsdann gegen
3 Uhr Nachmittags die Sitzung.

Halleſche Getreide und ProductenBörſe.
Halle a S., 18. Juni. (Preiſe mit Ausſchluß der Mak. ergebühr

per 1000 Kilogr. netto). Weizen ruhiger 184--190 Land
weizen bis 195. Roggen feſt 1000 Kilogr., 127--132

Vandgerſte
C. Chevaliergerſte Hafer ſtärker angeboten,

Raps ohne
ilo Preiſe

mon feinſte über Notiz. Kümmel excl. Sack per 100
2 netto ohne Notiz. Stärke incl. Faß v 100 Kilo netto.

Preiſe des Großhandels pro 100 Kilo Netto.
Mohuſamen ohne

Gerſte ohne Notiz, Futiergerſte

1000 Kilo 116--120 Mais 1000 KiloAngebot. Rübſen 1000 Kilo Erbſen 1000 K

Ernmittelte
Linſen
Angebot. Kleeſaaten,
Schwediſch Esparſette
Futtermehl 13-14 .4 Roggenkleie 9

ohnen
oth ohne Notiz Weiß

Solaröl 0,825/30 11--11,50 3 s
cent ſtill. Kartoffelſpiritus 67,75 Rübenſpiritus

Halleſcher Zuckerbericht.
Halle a/S., 17. Juni 1887.

Rohzucker.

ſtaltete ſich

Jch hoffe ſo

Futterartikel,
eizen

ſchaalen 8.50 Weizengrieskleie 8,50 Malzkeime,
helle 9,50--10,50 dunkle 8,50--9 Oelkuchen 12,00
Malz 27--28. Rüböl ohne Angebot PetroleumSpiritus 10,000 Liter- Pro

Da in dieſer Woche der Export gute Kaufluſt
zeigte, und r bis 1,00 höhere Preiſe anlegte, ſo ge

ür 88er Waare das Geſchäft recht lebhaft. Raffi-

nerien ſchloſſen ſich der Bewezung weniger an und konnten
de hochpolariſirende Qualitäten nur ca. Pprefitiren.
Umſatz 29000 Sack.

Raffinirter Zucker erfreute ſich in dieſer Woche einer
beſſeren Frage als ſeither und lenkte ſich die Aufmerk-
ſamkeit der Käufer beſonders auf gem Zucker die ihren
Werthſtand um ca. 0,50 erhöhen konnten.

Heutige Notirungen.
Rohzucker per 100 Kilo excl. Faß je nach Farbe und Korn

Kryſtall- Zucker J. 98 h Polar. KornZucker 969 Polar.
42,80--43 20 do. 952 Polar. dito do. 94 Polar.
dito Rendement 889 Polar. 41,20--41,80 Nachpro-
dukte 75 Rendement 3.00-35, 60

Raffinirter Zucker für 100 Kilo bei Poſten aus erſter Hand
Raffinade ff. 54.50 do. f. 54,00 Melis ff.do f. Würfelzucker I. Patent Würfel 57,00
A. Gem. Raffinade I. do do. II.do. do. Meüis I. 500—61 00' do. do. II. Melaſſe
zur Entzuckerung 6,40--7,20 .4 do. für Brennereien 5,006,20

Wollmärkte.
Warſchau, 17. Juni. Wollmarkt. Die Zufuhren be

tragen bis jetzt 40500 Pud gegen im Vorjahre. Die
Kaufluſt dauert fort. Preiſe für hochfeine und feine Wolle un
verändert, für mittelfeine 90 bis 97, für mittel 70 bis 85, für
ordinäre 55 bis 65 Thaler. Drei Viertel der vorhandenen
Waare ſind verkauft, ſo daß man heute die gänzliche Räumung
des Marktes erwartet.

Handel, Jnduſtrie und Finanzen.
Die geſtrige außerordentliche Generalverſammlung der

Berliner Produkten- und Handeisbank beſchloß disGrundkapital durch Rückkauf von Aktien um 300 000 herab-
zuſetzen. Dieſer Betrag ſoll im Wege der Submiſſion zu
Kur'en nicht über 90 Proz. und Sückzinſen geſchehen.

Wie eine Depeſche aus Oelheim meldet, ſind die Ver
einigten deutſchen Petroleumwerke in einer Tiefe von
60 Metern neuerdings fündig geworden. Das neue Bohrloch
liefert innerhalb 12 Stunden 7 Barrels Rohöl.

Die Mitteldeutſche Kreditbank bringt am 21. Juni
550 000 4prozent ge Obligationen der Wiesbadener
jKronenbrauerei vormals Gratweil zu 102 Prozent zur
Zeichnung.

Die bremiſche Bürgerſchaft hat ihre Finanzdeputation
ermächtigt, eine bremiſche Stadt anleihe von 10-12 Mill.

r durch Ausgabe von 3 prozentige Staatspapgiere aufzu-
nehmen.

Der heute vorliegende Betriebsausweis der Gott
hardbahn für den Mongt Mai d. J. läßt eine erfreuliche
Eatwickelung des Güterverkehrs erkennen. deſſen Einnahmen
615 000 res. oder ca 126 700 Fres. mehr als im entſprechen-
den Monat 1886 betragen haben. Dem gegenüber waren die
Erträge des Perſonenverkehrs, welcher im Mai d. J. nur
335 000 Fres. brachte, in Folge des ungünſtigen Reiſewetters

um 50700 Fres. kleiner als im Vorjahre. Jmmerhin reſultirt
aber aus der geſammten Maieinnahme von 950 000 Fres. noch
ein Mehr von 76000 Dadurch, daß die Betriehsaasgaben
um 15 700 Fres hinter den vo jährigen zurückgeblieben ſind,
ergiebt ſich ein um 91700 Fres. höherer Betriebsüberſchuß.
Letzterer beziffert ſich für den J Monat mit 570 000

Fres. und für die erſten fünf Monate des laufenden Jahres
mit 2358 009 Francs gegen 2060 000 Francs in 1886, ſtellt ſich

Zibin, bis Ende Mai um 298000 Francs günſtiger als im
orjahre.

Die „Neue Zeit verzeichnet das Gerücht, daß die Eiſen
bahnen Kursk-Charkow-Azow, ferner Kozlow-Woro-
neſſch- Roſt ow ſowie Orel-Griaſi ihre 5prozentigen Obli-
gationen in 4prozentige umzuwandeln beabſichtigen.

n 5 2Schiffsverkehr und Seeweſen.
London, 17. Juni. Der Caſtle- Dampfer „Methven

Caſtle“ iſt geſtern auf der Heimreiſe von Capetown abge
gangen und der Caſtle-Dampfer „Garth-Caſtle“ iſt geſtern auf

der Ausreiſe in Capetown angekommen.

Telegraphiſche Depeſchen.
Berlin, 17. Juni. (Privattel. der „Hall. Ztg.“)

Jn der heutigen Sitzung des Landeseiſenbahnraths wurde
der Antrag der Mansfelder Kupferſchiefer bauende
Gewerkſchaft zu Hettſtedt, Rohkupfer in den Spe-
zialtarif I des deutſchen Gütertarifs aufzunehmen, nicht
befürwortet.

Berlin, 17. Juni. Fräulein Elſe v. Bleichröder,
Tochter des Barons G. v. Bleichröder, hat ſich mit dem

d oſgereSlentenant und Rittergutsbeſitzer v. Uechtritz
verlobt.

München, 17. Juni. Der Name des in Würzburg
verhafteten Breslauer Studenten iſt Markuſe.
Er ſoll einem Anarchiſtenbunde angehören. Er floh

nach Würzburg, iſt 24 Jahre alt, auf Anlaß des Staats
anwalts verhaftet.

f. Würzburg, 17. Juni. Der Student Mar
kuſe gehörte einem Geheimbunde, welcher zumeiſt aus
Studirenden (Polen, Ruſſen, Franzoſen und Elſäſſer) beſtand, an. Jn Markuſe's Reiſekoffer fand ſich eine

Menge aufrühriſcher Schriften politiſchen Jnhalts und
Pläne, ferner ein ſechsläufiger geladener Revolver vor.

Wiesbaden, 17. Juni. Der „Rh. K.“ meldet: Aus
directer Quelle erfahren wir, daß über die Beſetzung der

General-Jntendantenſtelle in Weimar nwoch nicht
entſchieden iſt. (Vergl. unter Kunſt. Red.)

Koburg, 17. Juni. Der Herzog iſt heute nach Eng
land abgereiſt.

Bern, 17. Juni. Der Nationalrath erhöhte mit an
ſehnlicher Mehrheit den Zoll auf Weinbeeren von 12
auf 25 und auf Mehl von 1,25 auf 2,50 Franken.

Haag, 17. Juni. Der König hat die anläßlich der
Ruheſtörungen im Juli vorigen Jahres Verurtheilten be
gnadigt.

Kk. Petersburg, 18. Juni. (Privattel. der „Hall.
tg.“) Die wegen der Beleidigung der deutſchen
egierung angeklagte „Nowoje Wremja“ hat ihre

Vertheidigung in die Hände von drei der bekannteſten ruſ
ſiſchen Advokaten gelegt.

London, 17. Juni. Einer Nachricht des Reuterſchen
Bureaus aus Lahore zufolge meldet die dortige Civil-
und Militärzeitung gerüchtweiſe, daß die Eiſenbahn bis
Candahar vollendet und die Peshawurlinie bis Jumrood
weitergeführt werden ſolle.

London, 17. Juni. Abends. Jnfolge des Smith“
ſchen Antrages, wonach alle bis zum 17., Abends 10 Uhr
nicht erledigten Amendements und Artikel der iriſchen
Strafrechtsbill ohne weitere Debatte zur Abſtimmung zu
bringen ſeien verließen Abends 10 Uhr die Parnelliten
den Saal. Hierauf wurden ſämmtliche Artikel ohne Ab
ſtimmung angenommen.

Verlag der Aktiengeſellſchaft „Halliſche Zeitun“ zu Halle.
Verantwortliche Redakeure, ſämmtlich zu Halle:
Dr. Richard Hamel für Politik, Feuilleton und den r en

nhalt ausſchließlich des Nachſtehenden; Dr. Ewald Schulze,ouis Lehmann er Lokales, Provinzielles und Theater L
den Handels, Börſen, und Jnſeratenthei
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Verkaufshäuser:
15. Breite-Strasse 14,

und

28. Brüder-Strasse 27.

Berlin C.

Rudolph IHertzog
15. Breite Strasse, Berlim C.

Gründung 1830.
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20 Mark an,

Die Firma empfiehlt ihre grossen Läger von Neuheiten für die

Reise- und Bade- Saison.
Neuheiten

für Reise- und Strand Toiletten
in Wolle:

Alpacca-Mohair, 105 em br., für Kleider und
Staubmäntel, Mtr. 1 25 1 .4 35 und 1 65Rein wollen Taffet-Beige, 105 cm br., äusserst
praktischer Stoff in den neuesten hellen und
mittel Melangen,

Mtr. 1 50
Derby Cloth, 105 cm br. Reinwollener, voll-

griffiger, foulirter Stoff. Grosses Sortiment
in schmalen Streifen und kleinen Karos neu-
ester Farbenstellungen

Cheviot Vigoureux, 105 em br. Reinwollener,
elastischer, crépeartiger Stoff in den neuesten
Melangen

Luzon, 105 cm br. Reinwollener, geschlossener
Köperstoff. Einfarbiger Grund mit feinen
weissen, seidenen Gitter-Karos

Cavado, 110 em br. Reinwollener, kräftiger Kö-
perstoff. Marine mit weiss, und schwarz wit
Weiss ganz fein und auch breit gestreift

Beige Vigoureux, 105 cm br. Reinwollene, ausser-
ordentlich praktische foulirte Stoffe in glatt,
Crépe und Köper Mtr. 2 A. 50 A u. 3Himalaya, 105 cm br. Reinwollener, elastischer
Cheyiot Köperstoff. Marine und schwarzer
Fond mit weissen Glacé- Streifen

Ibar, 105 cm br. Reinwollener, solider, etamine-
artiger Stoff. Einfarbiger Grund mit feinen,
hellen, einfach getheilten Karos

Bari, 105 cm br. Reinwollener, leicht foulirter
Fantasie-Stoff. Besondere Neuhbeit in Beige-
Glacé-Chevron- Streifen

Aras, 105 em br. Reinwollener, foulirter Beige-
Köper- Stoff. Reichhaltiges Sortiment Block-
Karos in drei verschiedenen Grössen in den
neuesten Vigoureux-Melangen Mtr. 3

Creta, 105 cm br. Reinwollenor, leicht foulirter,
créöpeartiger Beige-Stoff, Vigoureux-Melange-
Fond mit höchst aparten mehrfarbigen Karos
und Streifen. Grosses Sortiment

Vigoureux Ticino, Glatt, dazu passend
Arno, 105 cm br. Reinwollenes, leichtfoulirtes

Fantasie-Gewebe Mtr. 3 u. 3 A. 50Padova, 105 cm br. Reinwollener, leichtfou-
lirter, ecrépeartiger Beige-Stoff. Vigoureux-
Melange-Fond mit aparten, kleinen Broché-
Punkt-Mustern. Reiches Sortiment

Padova composé. Glatt, dazu passend
Bedruckt Wollen-Taffet, 75 em br. Besondersneue Fantasie-Blumen-Muster auf hellen und

dunklen Fonds
Bedruckt Reinwollen-Flanell, 72 cm br. Neu-

heit im Streifen-, Karo- und Broché-Genre.
Originelle Farbenstellungen f. Stranäcostüme,
leichte Morgentoiletten und Kinderkleidchen Mtr. 2.4

Reinwollene Cheviots in Elfenbeinfarbe, 110
cm br. Elegante, elastische Stoffe in Köper,
Crèpe und Streifen-Mustern für elegante Pro-
menaden-Costüme, Kinderkleider und Confec-

tionszwecke Mtr. 3 u. 3 50Reinwollene, halbklare und Kklare Fantasie-
Stoffe, 105 cm br Aparte Spitzenmuster,
durchbrochene Streifen etc. Mtr. 2 A. bis 5

Mtr. 2.40 50

Mtr. 2. 50

Mtr. 3

Mtr. 3
Mtr. 2 50

Mtr. 4
Mtr. 3

Mtr. 1.4 3543

in Seide:
Karirt Louisino, 54 em br. Vorzügliche Qua-

Btät. Sämmtliche neue Grundfarben, mit fei-
nen helleren Fantasie-Streifen abkarirt

Mtr. 3 50 43 u. 4
Gestreift und Karirt Surah, 54 cm br. Vor-

zügliche, starkgeköperte Qualität: Karos und
Pekin- Streifen auf allen neuen Grundfarben

Mtr. 4 4 50 J u. 5Schwarz und weiss Mtr. 4 e u. 4 A. 25
Surah Jacquard, 54 em. br. Vorzügliche Qua-

lität. Neue Karo- und Streifen-Lffecte in allen

neuen Grundfarben Mtr. 6Farbig Surah, 54 cm. br. Starkgeköperte,
lusterreiche Qualität. Vorräthig in allen
neuen Farben zu den matten Beigetönen har-

monirend Mtr. 5 A.Bedruckte Seiden-Foulards, 68 cm. br. Vor-
zügliche, unverschiebbare Qualität. Reich-
haltiges Sortiment in den neuesten Fantasie-
und Streifen-Mustern Mtr. 3 3 C 75 à u. 4

Glatt und Bedruckt Tussah, 54 em. br. Vor-
e Qualität. Farbige Fantasie Muster
au Bastfarbe Mtr. 3
EKEeh ostindische seiden-Bastroben.

Nadelfertig. Extrafeine Qualität.
80/85 em. br. Stücklänge 8,50 bis 9 Meter.

Stück 25 bis 40
82/88 em. br.

1 W 80 43, 2 und 2 25

Mtr. I 80 u. 2

Mtr. 2. 25

Mtr. 2.4 50

Mtr. 2 50

Neuheiten

für Reise- und Strand Toiletten
in Baumwolle:

Elsasser Bedrucktes Haustuch, 80 em breit.
Grosse Musterauswahl in zweifarbig und
bunt bedruckt, sowie Schwarz- Weiss

Elsasser Bedruckter Madapolam, 80 em br.
Reiche Auswahl neuester Fantasie Muster,
Streifen und Karos.

auch in einfarbig Marine und Schwarz
Elsasser Einfarbiger Baumwollen Atlas,

30 cw br. Reichhaltiges Sortiment aller

Mtr. 65

Elsasseor Bedruckter Baumwollen Atlas,
80 cm br. Neueste Pantasie, Streifen- und
Karo-Muster auf hellen und dunklen Grund-
farben

Finfarbig Gestreifter Baumwollen-Atlas,

Zephyr Cloth, 80 em. br. Vorzügliches Fabri-
Kat, grosse Muster- Auswahl in zwei- und
mehrfarbigen Streifen und Karos neuester Far-

boenstellungen Mtr. 1
Zephyr Cloth-Dentelle, 80 cm br. Hochfeines,

halbklares Fantasie -Gewebe mit höchst
aparten, spitzenartig durchbrochenen farbigen

Grundfarben mit einfach getheilten Ueber-
Karos

Plumetis Ecru, 100 cm br. Bast-Farbe. Hoch-
eleganter, spitzenartiger durchbrochener Baum-

60 1 65 1 75 2 f. 25 2 50Linon Broché, Breite 100 cm.
Hochfeines Batist-Gewebe in Bast-Farbe, mit
Kleinen bunten Mustern bestickt Mtr. 1 75

Plumetis Broché, Breite 100 cmw.
Hocheleganter, spitzenartig durchbrochener
3aumwollen-Stotf, reich mit bunten Mustern

bestickt, Mtr. 1 75 2 A. 2 C 50

Gestickte Garnituren.
Créme Stickereien auf duftigem, baumwollenem Batist, be-

stehend aus Garnituren von zwei Streifen verschiedener
Breite, je 4 Meter lang.

Breite derstickereien: 6 u. 70cem 7u. 85 cm 6u. 77 cm
25.7 u. 27.750 33 37 7 50

Ahgepasste
Gestickte Sommer -Kleicler.

Baumwollene Batist- Kleider in Marineblau mit weisser
und rother Stickerei. Jede Robe besteht aus 6 Meter
einfarbigem Stoff 120 cm breit 4 Meter schmaler
und 4 Meter breiter, durchbrochener Stickerei.

Die Robe 40. 45 und 50

Kräusel-Handtücher unck

Badetücher.
Weisse Gekräuselte Handtücher,

Stiick 85 I. 35 u. I. 65 dergl. echt Englisech,
Stück 1 50 90 3 4 W u. 4 50Weisse Plüsch Handtücher,

das Stück 1 25 und 2 J.
Weisse Gekräuselte Leinene Handtücher,

das Stück 1 75
Naturfarbene Gekräuselte Leinene Abreibetücher,

das Stück 1 35 1 50 45 u. 1 65
Weisse Gekräuselte Badetücher,

das Stück 2 50 4 75 6 50 und 750 dergl. echt Englische, Stück 3 3 W 50
6 T A und 9

Weisse Gekräuselte Leinene Abreibetülcher,
das Stück 3 50 43 und 8

Leinene Gerstenkorn-Badelaken
mit farbigen Bordüren

das Stück 4 und 5
Stücklänge 43 bis 45 Meter.

Meter 3 4 W u. 4 e 50
Extraschweres Doppel- Leinen als Badelaken (vom Stück zu

schneiden) in grosser Breite am Lager vorräthig.

Mtr. 50 43 u. 55

Mtr. 60 65 70 43, 75 80 43 u. 85 3 Seiden-Jersey-Taillen in Schwarz

Farben der Saison, Mtr. 90 in Schwarz Mtr. 85

Mtr. 90 u. 1
70 cm br. Beste Qualität, Schwarz und Marine Mtr. 1 25

Hochelegante Karos im Madras-Geschmack Mtr. I. 50

Karos Mtr. 1 75Etamine, 80 cm br. Eleganter, Canevasartiger
Stoff. Reichhaltiges Sortiment neuester

Mtr. 1 254

wollen-Stott Mtr. 1 15 1 25 1 35 43, 1

Jersey-Taillen
aus rein wollenem Tricotstoff in Schwarz,

Marine, Rothbraun und Bronce mit
glattem Schooss Stück 4Dergleichen mit Falten-Schooss, auch in
allen hellen Farben zu den neuesten
Beige-Melangen passend

Blousen- Taillen in vorstehenden Farben Stück 6
Double-Taillen, inven gefilzt, in Schwarz und Marine,

mit Falten-Schooss Stück 6 50
Dergleichen Blousen-Taillen in Schwarz Stück 10

à 20 21 F.
Mechanisch gestrickte Westen

kür Damen:
in Schwarz, Grau, Marineblau, Braun und Bronze,

mit Falten-Schooss u. mit Aermel Stück 5 75 A u. 6 50

Sommer-Unterkleicdler
aus vorzüglichem, mohairähnlichem Juponstoff Stück 5Wollene Zanella-Unterkleider, b Stück 6
Grosse ganzwollene Umschlagetücher

195/200 cm im Geviert,
auch als Damen-Reiseplaids zu empfehlen, Stück 6

50 8 10 12 15 17 50 u. 20
Herren-Reise-Plaids.

170/400 em.
Reise-Plaids, feines, weicheres Fabrikat in
dunklen Streifen und Karos Stück 13 50Cheviot-Mauds, aus gezwirnter, ächter
Choeviot-Wolle, beste Qualität grosse

Musterauswabl Stück 15 17 l u. 20 J.Cheviot-Wagen-PlIaid, aus bester Cheviot-
Wollle, auch als Kinder-Plaid zu benutzen,
Grösse 140/170 em.

Sommer Wagen Decke aus
Cheviot-Material, 140/175 em.

Stück 7 50 A.
feinem

Stück 10 u. 12 Z.
PlIaid- und Decken-Riemen, Stück 60 z u. 1 J.

Reise Decken.
Sealskin-Reise-Decken, 125/165 em. br.,

einfarbig und gestreift Stück 6 u. 7 e 50
obere Seite schwarz, untere farbig Stück 9 bis 18 f.

Cheviot Decken 140/170 cm. aus
feinster Cheviot Wolle auf beiden
Seiten verschiedenfarbig

Lambskin-Reise-Decken, 140/170 em. Dr.,
aus festgesponnener Lammwolle

Lama-Reise-Decken, 140/170 em. br.
Alpacea-Reise-Decken, 140/170 em. br.,

aus feinstem Mohair- Material Stück 27 30 u. 45 J.

Naturfarhene Schlaf-Decken

Stück 20

Stück 20
Stück 24

wen l ReiseAus Wolle und aus Kameelhaar, leicht und angenehm.
150, 205 em. br. Stück 12 Pbiz 24 A.
Sonnen Regen-Schirmeu. En-tout-cas

für die Reise: StückTouristen-Schirme, von Baumwollen-Satin in
Marineblau, Dunkelmode und Schwarz 3 A.

Halbseidene Gloria-Touristen-Schirme, vor-
zügliche Qualität in grau 4 A. 50 T W 50 43.Halbseidene Gloria-Regenschirme 8

für Damen: 4 50 beste Qualität 7 50 43.
für Herren: 5 beste Qualität 9Balbseidene En-tont-cas

in Schwarz und Dunkelblau 6 A.Halbseidene Gestreifte En-tout-cas 7
Seidene En-tout-cas in Schwarz und Braun 9 A.
Atlas-Sonnen-Schirme

in Schwarz, Braun, Grenat und Dunkelblau 6 A.
Dergleichen mit Marceline-Futter, elegant 10 50

Seidene Bast-Sonnen-Schirme

mit Marceline- Futter 9Reinseidene Atlas-Sonnen-Schirme
mit gleichfarbiger Rips- Bordüre in Schwarz,
Dunkelbraun, Tabak, Grenvat 12

Reinseidene Fantasie-Sonnen-Schirme

Karirt in dunklen Farben 12Karirte Seiden-Surah-Sonnen-Schirme
in buntfarbig Neuhbeit 15 e.in Schwarz u. Weiss Neuheit 14 15 16 50Grosse Reinseidene Reise-En tout-cas

in Schwarz 15 in Dunkelblau 16 50Reinseidene Regenschirme, Paragon- und Automaten-
Gestell auch mit Elfenbein- Griffen für Damen und

Herren in grosser Auswahl.

Geban-7Schwetſchke' ſche Buchdruckerei in Halle.

An Sonntagen und christlichen Feiertagen bleiben sämmtliche Bureaux,
Versand- und Verkaufs-Räume geschlossen.

[9785

Stück 4 50 43.

mit glattem Schooss Stück 5 50 u. 5 75 43.
J u. 6 75 3.

mit glattem Schooss und ohne Aermel Stück 3.4 50 u. 4.
mit glattem Schooss und mit Aermel Stück 5.4 u. 5.4 75
mit Falten-Schooss und ohne Aermel Stück 4 u. 4 50

für Herren: in Schwarz, Braun u. Olive Stück 7 50 bis 12 F.
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Deutſcher Reichstag.
46. Sitzung vom 17. Juni.

10 Dr. Am Bundesrathstiſche: Dr. v. Scholz, v. Vöt-
ijcher u. A.t Zur dritten Leſung des Geſetzes betr. Poſtdampfſchiffs-

verbindungen mit überſeeiſchen Ländern liegt die Reſo-
lution Bamberger vor, der Reichskanzler möge den Nord-
deutſchen Lloyd zu ſtatiſtiſchen Ermittelnngen über den Urfprung c.
der auf den Schiffen des letzteren beförderten Waaren und Paſſa-
giere veranlaſſen und das Ergebniß dem Reichstage mittheilen.
Abg. Gebhard: beantragt hierzu den Zuſatz: „ſoweit nicht berech
tigte Jntereſſen dadurch gefährdet werden.“

Abg. Brömel (dfr.) betont, daß nach ſtatiſtiſchen Ermitte
lungen bisher der Lloyd zum größten Theil Ausländer befördert
babe. So ſei der Dampfer „Preußen“ mit einigen Hundert Paſſa-
gieren nach Auſtralien gefahren, aber nur etwa ein Achtel derſelben
ſeien Deutſche geweſen. Dieſe Thatſache dürfe man gegenüber der
Freude über den Erfolg des Unternehmens nicht überſehen. Redner
empfiehlt alsdann nochmals die Reſolution Bamberger, da eine
Statiſtik über den Verkehr des Lloyd die unentbehrliche Grundlage
ſei, um etwa nothwendige Verbeſſernngen anregen zu können.

Staatsſekretär des Jnnern v. Boetticher: Es iſt bis jetzt
goch nicht dageweſen daß man eine Handelsſtatiſtik für ein ein-
zelnes Unternehmen und für ſpezielle Fragen giebt. So weit die
Reſolution verlangt, Erhebungen rückſichtlich der auf den Dampfern
beförderten Güter und Paſſagiere aufzunehmen, ſo iſt dieſer Punkt
bereits erledigt. Der Reichskauzler iſt mit dem Norddeutſchen Lloyd
in Verbindung getreten, um ein Formular zu vereinbaren, welches
alle diefe Dinge enthält. Soweit die Reſolution darauf Bezug
nimmt, bedarf es derſelben nicht mehr. Wenn ſie ſich aber darauf
bezieht daß dieſe ſtatiſtiſchen Aufſtellungen zur Kenntniß des
Reichstags gelangen ſollen, muß ich dringend bitten, die Reſolution
abzulehnen, da derſelben ohne Schädigung des Unternehmens nicht
Folge gegeben werden kann, inſofern, als die einzelnen Daten,
welche die Statiſtik giebt, dem Publikum freigegeben werden. Aus
dieſen Gründen muß ich alſo bitten, die Reſolution abzulehnen.

Abg. Gebhardt (ul.) hebt hervor, daß auch gegen den Willen
es Abg. Bamberger es nicht zu vermeiden ſein werde, daß mit
den in der Statiſtik enthaltenen Daten Mißbrauch getrieben wer-
den könne. Um daher die in Betracht kommenden Bedenken zu be-
ſeitigen, habe er den Antrag geſtellt, daß die Statiſtik nur ſo weit
gehen ſolle, als berechtigte Jntereſſen dadurch nicht geſchädigt wer-
den. Die Befürchtungen des Staatsſekretärs könne er nicht theilen.

Abg. Nichter (dfr.) tritt für die in der Reſolution Bam-
berger gewünſchte Statiſtik ein. Nur durch eine ſolche Statiſtik
würde man ſich überzeugen können, ob die Subvention auch wirk-
lich denjenigen dentſchen Jntereſſen zu Gute komme, zu deren För-
derung ſie bewilligt ſei.

Abg. Woermann (nl.): Wir können es durchaus nicht als
etwas Unnationales oder wirthſchaftlich Unrichtiges anſehen, daß
deutſche Schiffe engliſche Waaren und engliſche Paſſagiere be-
fördern. Wir in Deutſchland waren früher darauf an-
gewieſen, unſere Waare und unſere Paſſagiere mit engliſchen
Schiffen zu befördern und wirthſchaftlich wurde das immer ſo ange-
ſehen, als ob die Paſſagier- und Frachtgelder eine gewiſſe Abgabe
wären, welche die engliſche Nation von uns erhielt, während es
jetzt gerade umgekehrt iſt. Jch glaube, das iſt ebenſo richtig und
ebenſo gut, wie wenn ein Ausländer deutſche Waaren kauft. Jn
beiden Fällen wird vom Auslande ausländiſches Vermögen ge-
wiſſermaßen ins Land hineingebracht. Jch kann alſo nichts Un-
nationales darin ſehen, wenn deutſche Schiffe fremde Waaren und
Paſſagiere befördern. Auch der Umſtand, daß die deutſchen Schiffe
vom Reiche ſubventionirt werden, ändert daran nichts, ich freue
mich im Gegentheil jedesmal, wenn eine große Menge engliſcher
Waaren auf deutſchen Schiffen befördert wird.

Abg. Nichter: Wie kann Herr Woermann die Sache ſo dar-
ſtellen, als ob gerade wir die Beförderung engliſcher Waaren als
unnational bezeichnet hätten. Wir haben gar nichts dagegen, wenn
der Lloyd auch mit engliſchen Paſſagieren und engliſchen Waaren
Geſchäfte macht. Es fragt ſich nur, wie dies mit der Subvention
übereinſtimmt, die aus der Taſche der Steuerzahler bezahlt wird.
Solche Anſchauungen, wie Herr Woermann uns zuſchreibt, ſind
gerade von der rechten Seite wiederholt ausgeſprochen worden.

Das Geſetz wird hierauf definitiv angenommen. Die Reſo-
lution Bamberger mit dem Unterantrag Gebhardt wird ab-
gelehnt.

Der Geſetzentwurf betr. die Rechts verhältniſſe der
Deutſchen Schutzgebiete wird ohne Diskuſſion in dritter
Leſung angenommen.

Es folgt die dritte Berathung des Brauntweinſteuer-
geſetzes. Jn der Generaldebatte bemerkt

Abg. Dr. Windthorſt (Centr.): Wenn unſere Partei in dieſer
Frage auch ſich trennt, ſo iſt ſie darum doch nicht weniger feſt in
ihrem Zuſammenhalte, und die Fugen, die manche in ihr zu ſehen
hofften, ſind nicht vorhanden. Wir betrachten dieſe Angelegenheit,
wie viele andere, eben nicht als Parteifrage. Bei der Geſammt-
abſtimmung werden einige von uns gegen das Gefetz, die Mehrzahl
für daſſelbe gen Die letzteren ſind der Anuſicht, daß die hier
bewilligten Mittel nothwendig ſind, um die vorhandenen großen
Bedürfniſſe im Reich und in den Einzelſtagaten zu decken, und daß
kein Weg dafür ſo geeignet iſt, als die Beſteuerung auf Brannt-
wein. Es iſt zweifellos, daß wir bisher aus dem Branutwein bei
weitem nicht die Erträge erzielt haben, wie andere Staaten. Jch
meinerſeits hätte eine reine Fabrikatſteuer vorgezogen, aber der Ge-
ſetzentwurf bringt einen Ausgleich der verſchiedenen Anſichten, und
wir wollen hoffen, daß ſeine Wirkung eine glückliche ſein wird. Ein
anderer Theil meiner Freunde hält die Erträge, die aus der Brannt-
weinſteuer erzielt werden ſollen, für zu hoch und geeignet, die Be
dürfniſſe zu ſteigern; ſie haben dies durch den Antrag Spahn auf
Herabſetzung der Steuer zu erkennen gegeben. Auch ſie halten den
Branntwein für ein ſehr geeignetes Steuerobjekt, ſie halten dieSteuer unr nicht in der geforderten Höhe auf Grund der Bedürf-

niſſe für nothwendig. Was meine eigene Stellung betrifft, ſo habe
ich große Bedenken gegen die Vorlage, welche hauptſächlich in der
Höhe der Steuer wurzeln. Jch habe außerdem erhebliche Bedenken
gegen die Uebergangsbeſtimmungen und die Nachſteuer. Jch werde
mich daher bemühen, nach Möglichkeit Verbeſſerungen in das Geſetz
hineinzubringen, werde aber ſchließlich für das Ganze ſtimmen.

Abg. Richter: Jch will mich auf einige Darlegungen gegen-
über den Aeußernngen in der zweiten Leſung beſchränken, da wir
bei derſelben nicht Gelegenheit hatten, darauf einzugehen. Wir
haben hervorgehoben, daß das Mehrerforderniß zur Deckung der
Ausgaben ſich auf 45 Millionen belaufe. Wir ſind der Meinung,
daß der große Theil dieſes Mehrerforderniſſes durch die Zucker-
ſteuerreform gedeckt werden kann für den geringen übrig
bleibenden Betrag haben wir ſeinerzeit, weil wir die anderen
Klaſſen nicht mehr belaſten wollten, die Reichseinkommenſteuer
vorgeſchlagen. Der Abg. Miquel bat als feſtſtehend angenommen,
daß über dieſe 45 Millionen hinaus noch ein eerhebliches
Mehrerforderniß in Betracht komme. So etwas iſt aber
weder in der Kommiſſion noch hier im Hauſe konſtatirt
worden. Jch kann daher nur auf die erechnung des
Finanzminiſters aufmerkſam machen, welche darauf beruht, daß er
wohl die Mehrausgaben in Anrechnung geſtellt hat, aber nicht die
Erſparniſſe und Mehreinnahmen. Er hat die ganzen Beiträge für
die Kaſernirung in Anrechnung gebracht, nicht aber die Erſparuiſſe,
welche durch den Fortfall der Servisgelder eintreten. So hat er
beiſpielsweiſe die Ausgaben für den Nordoſtſeekanal ganz in
Rechnung geſtellt, nicht aber die Ueberſchüſſe, die nach der Re

gierungsvorlage ſelbſt auf 25 Proz. vom Baukgqapital für die Zeit
bis zur Jubetriebſetzung des Kanals abgerechnet werden. Die von
ihm berechnete Summe für die Penſionsverhältniſſe entſteht auch erſt,
wenn der Beharrungszuſtand erreicht iſt. Dieſer Zeitpunkt iſt
aber noch ſehr fern. Außerdem kommt in Betracht,
daß auch ohne Steuererhöhung nur durch die Zunahme der Be
völkerung die Einnahmen ans den beſtehenden Verbrauchsſteuern
um mehr als 1 Proz. wachſen. Schon dieſes Wachsthum würde
zur Deckung der Mehransgaben genügen. Wenn nun auch zuzu-
geben iſt, daß weitere Ausgabebedürfniſſe mit der Zeit euntſtehen,
ſo wird es dann noch immer Zeit dazu ſein, ſich mit dieſer Frage
zu beſchäftigen. Wir find wiederholt hingewieſen worden auf die
Erleichterung der Schullaſten, die Erhöhung der Beamtengehälter,
ſowie auf die Erleichterung der Laſten der Kommunen. Das iſt
das alte Lied, das ſchon ſehr lange gefungen wird. Der Abg.
iquel hat außerdem hingewieſen auf die Durchführung der Alters-

verſorgung. Nun, wie die Altersverſorgung ansſehen wird, weiß
er ſo wenig wie ich, wenn auch die Regierung geſagt
hat, ſie habe mehrere Bilder zur Auswahl. Er
meint, meine Partei ſei nicht geneigt zu einer Sozial-
politik mit Unterſtützung aus der Reichskaſſe. Das iſt ganz
richtig; aber ſeine Partei iſt es bis dahin auch nicht geweſen. Sie
haben ja bis zum Jahre 1882 genan denſelben Standpunkt einge-
nommen und ich behaupte, daß bis vor Kurzem nur einer ver-
ſchwindenden Minderheit von Sozialdemokraten im Hauſe der Ge-
danke ſympathiſch war, Staatsgelder zur Durchführung derartiger
ſozialpolitiſcher Geſetze zu verwenden. Als im Jahre 1881 zuerſt
die Unfallverſicherung vorgelegt wurde, enthielt ſie auch die Forde-
rnng einer Reichsſubvention. Bis auf einen Bruchtheil war man
aber im ganzen Hauſe eiunverſtanden, dieſe Subvention nicht zu
bewilligen und namentlich erklärte der damalige Vertreter der kon-
ſervativen Partei, daß eine ſolche Verwendung von Staatsgeldern
zum Staatsſozialismus führe.

Zur Rechtfertigung der Steuerdifferenz von 20 Mk. iſt alsdann
der Hinweis auf die bairiſchen Breunereien augeführt worden,
welche einen Umfang von etwa oder der Brennereien der
Provinzen Poſen oder Brandenhurg haben. Man iſt dort gar nicht
ſo erbaut von dieſem Geſetz. Jch habe vor Kurzem geleſen, daß
der Ausſchuß der bairiſchen Brenner zuſammen geweſen iſt und ſich
gegen das Geſetz ansgeſprochen hat. Vom Standpunkt der bairi-
ſchen Brennerei wäre es als eine Beſſerung erſchienen, ein beſon-
deres Geſetz für Baiern zu erlaſſen und das Reſervatrecht beſtehen
zu laſſen. Die Ausdehnung der Steuergemeinſchaft Süddeutſch-
lauds mit Norddeutſchland lediglich auf den Branntwein, betrachte
ich als einen Nachtheil gegen Norddentſchland, und auch etwas
Nationales kann ich darin nicht erkennen, da die Steuergrenze ja doch
beſtehen bleibt. Es iſt dann darauf hingewieſen worden, daß
die Differenz von 20 Mk. den kleinen Brennern im Gegenſatz zu
den großen zu Gute komme. Wenn man aber dieſen Schutz der
kleinen Brenner hätte durchführen wollen, ſo wäre es doch richtiger
geweſen, die Maiſchraumſteuer, welche eine Prämie für die Groß-
betriebe enthält, zu beſeitigen und eine einfache Konſumſteuer ein-
zuführen. Man hat dieſe Prämie von 20 Mk. auch den großen
Brennern zugewandt. Wollte man die kleinen Betriebe begünſtigen,
ſo hätte man die Konſumſteuer verſchieden bemeſſen ſollen, weil
dann der Vortheil einer beſtimmten Betriebsweiſe zu Theil ge-
worden wäre, während jetzt die Steuerdifferenz in erſter Linie den
gegenwärtigen Beſitzern zum Vortheil gereicht.

Herr v. Mirbach hat mich ueulich gänzlich mißverſtanden.
Allerdings findet in den nächſten drei Jahren ein Geſchenk an die
Brenner ſtatt und nach drei Jahren wird nur die Zahl der
Brenner, welche daran theilnehmen, noch größer ſein, als jetzt. Die
Kommiſſionsbeſchlüſſe nach dieſer Richtung betrachte ich als keine
Verbeſſerung, ſondern als eine Verſchlechterung. Die freie Kon-
kurrenz wird dadurch beeinträchtigt. Als ich über die Bedeutung
ſolcher Zunwendungen ſprach, habe ich geſagt, daß man ſolche Zu-
wendungen doch lieber unverſchleiert machen ſolle und daß die ver-
langten Zuwendungen in Form von Kornzöllen u. ſ. w. den Gedanken
nahe legten, lieber dieſen Grundbeſitz auszukqufen. Dieſer Gedauken,
den Beſitz aus politiſchen Gründen aus der Reichskafſe anszukaufen,
entſtammt uicht meiner Anſchauungsweiſe, ſondern iſt dem Rezept-

buch des R zum erſtenHerrn Reichskanzlers entnommen, der ihn
Male bei dem Hundert-Millionen-Geſetz im vorigen Jahre aus-
geſprochen hat. Da könnten ſich auch alle Polen auf Grund dieſes
Geſetzes ſchwer beleidigt fühlen und wie Herr von Mirbach
fagte, „zur Verfügung ſtelley.“ Ja noch mehr. Nach
dem Entwurf des Tabakmonopols ſowie dem eines Braunut-
weinmonopols ſollten Hunderttaufende von Gewerbtreiben-
den von Reichswegen ausgekauft werden und ein großer
Theil der Freunde des Herrn von Mirbach hat dieſem Gedanken
lebhaft zugeſtimmt. Auch die Gewerbetreibenden hätten ſich dadurch
ſchwer beleidigt fühlen können. Ebenſo iſt doch die Verſtaatlichung
des Verſicherungsweſens in dem Programm der Agrarier enthalten.
Wenn nun alle Diejenigen, welche nach Maßgabe der Wirthſchafts-
politik und nach dem Programm der Agrarier mit Verſtaatlichung,
mit Auskauf bedroht ſind, ſich beleidigt fühlen und ſich
den Agrariern „zur Verfügung ſtellen wollten, ſo
würden die Agrarier bald in der Minorität ſein.
Daß die Herren aber aus dem Lande gewieſen werden ſollten, liegt
nicht in meiner Abſicht. So ſchlecht will ich ſie nicht behandeln,
wie nach dem Expatriirungsgeſetz die katholiſchen Geiſtlichen.
Herren mögen alſo bedenken: Was du nicht willſt, daß dir geſchicht,
das thu auch einem Andern nicht. Alle die Klaſſen, die durch

Die

die Geſetzgebung mit Auskaufen bedroht ſind, wollen
weiter nichts, als wieder freien Spielraum haben die
Agrarier aber wollen Zuwendungen aus der Reichskaſſe
in Form von Zöllen und dergl. haben, um angeblich in ihrem
Beſitzſtand erhalten werden zu können. Die Konſequenz diefer Be
ſtrebungen iſt die Verſtaatlichung des Grundbeſitzes. Jn der
„Kreuzzeitung“ ſteht jetzt zn leſen, daß man den Zeitpunkt, in
welchem das Branntweinſteuergeſetz definitiv erledigt ſei, für den
richtigen hält, um mit aller Kraft auf eine weitere Erhöhung der
Kornzölle zu dringen. Deshalb ſollte doch der Frhr. v. Mirbach
keinen Anſtoß daran nehmen, wenn wir eine Gegenagitation gegen
diejenige für höhere Kornzölle in die Wege leiten.

Der Herr v. Mirbach hat mir nun über meine Agitationsweiſe
verſchiedene Rathſchläge gegeben, welche mir jedoch, da er mein
politiſcher Gegner iſt, ſehr verdächtig ſind. Wenn er meine Agitations-
weiſe für verkehrt hält, fo ſollte er doch lieber ſtillſchweigen, damit
ich darin beharre. Am 8. Mai 1881 erklärte Herr v. Mirbach, wir
würden infolge unſerer Agitation gegen die Kornzölle bei den
Neuwahlen in verminderter Zahl wiederkehren. Sechs Monate
darauf kamen wir in dreifacher Zahl wieder, Herr Mirbach aber
garnicht (Heiterkeit.) Jndeß wollen wir über dieſe Dinge hinweggehen.

Der Abg. Miquel hat in der zweiten Leſung gemeint, ihm ſei
ſelbſt nicht gehener bei der 20 Pfennig Steuerdifferenz und den
mancherlei Privilegien für die landwirthſchaftlichen Brenner. Er
tröſtete ſich damit, daß man bei der Reviſion nach drei Jahren alle
Schäden werde beſſern können. Das halte ich für eine ſchwere
Täuſchung; man wird die beſtehenden Zuſtände daun nicht ſo leicht
ändern können. Die Nationalliberalen und beſonders Herr
Miquel ſetzen ſich ſtets ſo über die Bedenken der Gegner
hinweg, daß ſie eine ſpätere Beſſerung erhoffen. So war es bei
der norddeutſchen Verfaſſung, den Juſtizgeſetzen, der Friedens-
präſenz. Es iſt aber ſchlimmer geworden, trotzdem iſt Herr Miquelbei dem Septennat und bei dieſem Geſetze wieder denſelben Weg

gegangen. Das Geſetz bedeutet nicht eine Stärkung des Reiches,
wie Herr Miquel meinte, ſondern eine Stärkung des Reichskanzlers,
indem es das Einnahmebewilligungsrecht des Reichstages
ſchmälert. Jch fürchte t daß dieſe Steuergeſetzgebung ſpäter
auf einem Wege fortgeſetzt werden wird, den Herr Miquel und

ſeine Freunde r betreten wollen aber werden betreten
müſſen. (Beifall links.)t n Dr. v. Scholz: Jch glaube, es iſt meine O.
liegenheit, beſonders auf den Theil der Rede des Abg. Richter, der
ſich auf die Bedürfnißfrage bezog, zu antworten. Die Hinuweiſe auf
die Ergebniſſe der Zuckerſtener das kann nicht oft genug wieder
holt werden können nicht in dem Sinne verſtanden werden, als
bildete der ganze Ertrag derſelben, wie er durch das jetzt voraus-
ſichtlich zu Stande kommende Geſetz erreicht wird, eine
Mehreinnahme. Die Einnahmen, die mit der Reform
der Zuckerſtenuer dem Reiche zurückgegeben werden, ſin
ja zum großen Theil nur die Verwirklichung derEinnahmen, die ſchon im Etat vom Zucker angeſetzt ſind, dte noch
immer leider nicht eingegangen ſind. Wir können bei den Ergeb
niſſen der Zuckerſteuer nur dasjenige als Mehreinnahme in An-
rechnung bringen, was über die Etatsziffern der letzten Jahre
hinausgeht; das reduzirt ſich demnach auf ein beſcheidenes Plus,
was nicht hinreicht, um die Mehrbedürfniſſe des Reiches zu decken.
Weiter hat der Abgeordnete die rund 42 Millionen Mk. bemängelt,
von denen ich mir erlaubt hatte, bei der erſten Leſung
dem Reichstage anzudenten, daß ſie als ganz nuſtreitig
nothwendige Mehrausgabe im Laufe der Zeit eintreten würden.
Der Abgeordnete hat ſich gewundert, wie man das jetzt ſchon
ziffernmäßig nachrechnen könnte. Jch habe neulich ſchon gebeten,
dieſe Mittheilungen nicht in dem Sinn aufzufaſſen, als wenn das
ein eutſcheidendes Bild von allen ſpäteren Ausgaben ſein ſollte,
die unzweifelhaft zu verzeichuen ſein werden. Jch habe meine
Auswahl nur auf dieſe Poſitionen veſchränkt, weil
gerade hier kein Streit ſelbſt in Bezug auf die Ziffern
herrſcht. Sie beruhen alle auf Geſetzen und laſſen ſich vorber
ſchon überſehen. Jch habe auch nicht behauptet, daß dieſe 42 Mil
lionen ſofort zu zahlen ſeien, ſondern im Laufe der Jahre all
mälig mit Nothwendigkeit erwachſende Ausgaben ſind. Daß man
aber für ſolche nothwendigen Ausgaben bei Zeiten Fürſorge treffen
muß, wenn man ſich nicht wieder mit Anleihen helfen will iſt klar.

Jch gebe zwei ſpezielle Bemängelungen des Abg. Richter als
richtig zu. Jch habe gegenüber den Zinsausgaben und den darauf
zu verwendenden Kapitalien die Erſparniſſe an Servis- nnd Woh
nungsgeldzuſchuß nicht hervorgehoben. Es iſt dies einfach aus den
Grunde nicht geſchehen, weil der Verſuch einer ziffermäßigen Be
rechnung dieſer Erſparniſſe nicht praktiſch durchführbar geweſen iſt.
Es läßt ſich nicht feſtſtellen, welche Höhe dieſe Erſparuiſſe haben
werden. Aber ich glaube auch, daß ſie nicht allzuhoch anzuſchlagen
ſind, weil ihnen die bauliche Unterhaltung derjenigen Kaſernen
gegenüberſteht, welche mit den Geldern aus der Anleihe hergeſtellt
werden müſſen. Das wird ſich im Großen und Ganzen ausgleichen.
Ebenſo muß ich anerkennen, daß es richtig iſt, daß ich
bei den Ausgaben für den Nordoſtſeekanal die Einnahmen aus
der Kanalabgabe nicht in Berückſichtigung gezogen habe. Jch
darf indeß daran erinnern, daß über die Höhe dieſer Einnahmen
und den Tarif noch nichts feſtſteht, daß im Gegentheil hierüber
im Reichstage bei der Beſprechung die Meinungen ſehr weit aus.
einandergegangen ſind. Es kann vorläuſig nur theilweiſe berechnet
werden, was an Einkommen durch dieſe Kanalabgabe der Reichs
kaſſe zufließt. Jn meiner Rechnung iſt ein Poſten für die Unter-
haltung des Nordoſtſeekanals nicht aufgeführt. Dieſe Unter
haltungskoſten berechnen ſich auf nahezu 2 Millionen Mark jährlich.
Jch glaube alſo nicht, daß durch die an ſich richtigen Bedenken des
Abg. Richter eine weſentliche Korrektur in meine Bemerkungen
hineingebracht iſt.

Der Abgeordnete hat dann von den Verwendungen geſprochen
und wiederum die Frage der Entlaſtung der Kommunen von den
Schullaſten u. ſ. w. beſprochen. Er hat geſagt: Das iſt immer
das alte Lied wir haben noch nie gehört, daß irgend etwas davon
zur Ausführung kommt, das kann uns alſo nicht mehr bewegen.
Jch gebe dem Abgeordneten thatſächlich zu, daß das leider in weitem
Maße immer noch daſſelbe „alte Lied“ iſt; aber woher kommt das?
Nur daher, weil wir nie geuug Mittel bekommen haben, um dieſen
alten Klagen Abhülfe zu ſchaffen. Aber damit, daß wir ſagen: das
iſt das alte Lied, ſchaffen wir die Klagen und die Bedürfniſſe nicht
aus der Welt, ſondern es muß uns vielmehr darin beſtärken, darauf
Bedacht zu nehmen, daß wirklich Mittel in dem Umfange beſchafft
werden, um dieſen berechtigten alten Klagen endlich Abhülfe zu
gewähren.

Wenn Sie ſich die Frage des Bedürfniſſes von dieſem Stand-
punkt aus anſehen, wenn Sie ſich vergegenwärtigen, daß im
vorigen Jahre in der Kommiſſion zur Berathung des Brauntwein-
ſteuergeſetzes bei drei Parteien die Neigung vorhanden war, ſchon
damals eine Abgabe vom Branntwein von in minimo 60 Pf. pro Liter
reinen Alkobols zu bewilligen, wenn Sie erwägen, daß dieſe
damals von drei in der Kommiſſion vertretenen großen Parteien
auf Grund der damals beſtehenden Bedürfniſſe gegenüber der Re-
gierung ausgeſprochene Bereitwilligkeit und Auerkennung dieſes
Bedürfniſſes die jetzige Regierungsvorlage auch nur zum Ausgangs-
punkt genommen hat denn die Sätze von 50 und 70 Pfg. ſind
in ihrem finanziellen Ergebniß noch nicht einmal gleich mit den
Ergebniſſen eines einheitlichen Satzes von 60 Pfg. wenn Sie
bedenken, daß ſeit dieſer vorjährigen Kommiſſionsberathung in
unſerm Militäretat doch wahrlich erhebliche Veränderungen vor-
gegangen ſind welche die Kommiſſion damals noch nicht
in Anſchlag bringen konnte. wenn ſie erwägen, daß
ſeitdem zweifellos das preußiſche Defizit im Etat formell
bis auf die Ziffer von 40 Millionen Mark gewachſen wenn
Sie erwägen, was der Aba. Richter ganz übergangen hat, daß an
erkanntermaßen wir im Reiche und in Preußen eine ganze Reihe
von Ausgaben Jahr aus Jahr ein aus Anleihen genommen haben,
welche füglich nicht aus Anleihen zu uehn4«n wären und daß wir
weder im Reich noch in Preußen für irgend eine genügende
Amortiſation der aufgenommenen Schuld Sorge zu tragen ver
mögen, dann werden Sie, glaube ich, doch anerkennen müſſen,
daß das Maß des Bedürfniſſes, wie es durch dieſes Geſetz be
friedigt werden ſoll, hinreichend aufgeklärt iſt, und ich glaube, daß,
wie es die Kommiſſion hier in Ordnung gefunden hat, die Ver-
handlungen nicht durch weitere Unterſuchungen dieſer notoriſchen
Thatſachen hinzuziehen, und es auch nicht angebracht iſt, im Reichs
tag in dritter Leſung über dieſen Punkt erſchöpfender zu handeln
ich verlafſe ihn daher.

Wenn im übrigen die Kritik des Abg. Richter an dieſem
Geſetzentwurf eine abweiſende war, ſo iſt das ja aus ſeiner ganzen
Stellung zu dieſem Werke erklärlich. Jch folge ihm auch darin
jetzt nicht. Jch glaube, innerhalb der großen Mehrheit dieſes
Hauſes, wie früher in der Kommiſſion, iſt die Erkenntniß feſt
ſtehend, daß es ſich hier um ein Kompromißwerk handelt,
welche wie alle derartigen Kompromißwerke ſelbſtverſtändlich
nicht die Geſammtheit aller Wünſche zu erfüllen vermag,
welches aber in ſeiner Geſammtheit doch als werthvolle Errungeu-
ſchaft zu betrachten ſein wird, als ein Werk, welches unſere Sicher-
heit, die durch die militäriſchen Geſetze nach einer anderen Seite
hin befeſtigt worden iſt, jetzt nach der finanziellen Seite hin wirk
lich befeſtigt, und welches deshalb unzweifelhaft, wenn auch einzelne
hierbei Ausfetzungen zu machen haben werden, im Lande mit großer
Freude aufgenommen werden wird. (Beifall.)

Abg. v. Kardorff (Reichspartei): Die Regierungsvorlage
hätte geradezu eine Prämie auf die Vergrößerung des Betriebes
geſetzt. Der Abg. Richter ſcheint die Tendenz der Kommiſſions-
beſchlüſſe hier entſchieden mißverſtanden zu haben, denn
gerade die von der Kommiſſion vorgenommenen Aende-
rungen enthalten den Vorzug, daß hier auf die be-
reits beſtehenden Brennereien Rückſicht genommen wird.
Herr Nick behauptet immer wieder, daß das Geſetz den Brennern
große Vor.7ale briuge; ich kann ihm verſichern, daß die Brenner



den jetzigen Zuſtand demjenigen vorziehen würden, den vielleicht
dieſes Geſetz herbeiführen wird. Wenn man auf den Gedanken
käme, irgend eine andere Jnduſtrie mit einer ſolchen Konſumſteuer
zu belegen, würden die Fabrikanten nicht auch eine Prämie ver-
langen Wenn Abg. Richter das Auskaufen des Grundbeſitzes
mit der von den Agrariern angeſtrebten Verſtaatlichung
des Verſicherungsweſens vergleicht, ſo kann ich ihm nur
crwidern, daß man das Verſicherungsweſen nicht verſtaatlichen,
ſondern verkommnnaliſtren will, und das iſt doch etwas weſentlich
auderes. Schließlich ſpreche ich meine Freunde darüber aus, daß der
Abg. Windthorſt für das Geſetz ſtimmen will und daß wir alſo

eine große Mehrheit für daſſelbe haben werden.
Abg. von Helldorff (konſ.): Daß Bedürfniſſe, die wir decken

müſſen, vorhanden ſind, konnte auch der Abg. Richter nicht leugnen.
Was die Ueberweiſungen an die Einzelſtagten betrifft, kann ich
mich für dieſelben nicht ſehr erwärmen. Die Vorlage iſt für mich
ein weiterer Schritt im Ausbau uuſeres indirekten Steuerſyſtems.
Sie trifft den Branntwein, der nothwendig mehr herangezogen
werden muß, und ſie ſchützt zugleich die Landwirthſchaft. Das iſt
ein Weg, dem ich im nationalen Intereſſe nur folgen kann.

Die Generaldisknſſion wird geſchloſſen.
Zu 8 1 beantragen die Abgg. Grad u. Gen. folgenden Zuſatz:

„Von der Verbrauchsabgabe befreit bleibt ferner Brannt-
wein bis zu einer Menge von höchſtens 25 Litern, bereitet als
Haustrunk, wenn die Bereitung lediglich zum eigenen Bedarf
im Haushalte und aus ſelbſtgemachten Früchten oder Rückſtänden
derſelben geſchieht. Wer von dieſer Bewilligung Gebrauch machen
will, muß ſolches der Steuerbebörde zuvor anmelden. Ein jedes
Ablaſſen des Haustrunks an nicht zum Haushalte gehörige Per-
ſonen gegen Entgelt iſt unterſagt.“

Abg. Nickert (dfr.) hält die Behauptung aufrecht, daß die Er
träge der Zuckerſteuer allein ausreichen werden, die höheren Militär
ausgaben zu decken. Die Bewilligung der großen Einnahmen werdeunausbleiblich zur Verſchwendnung in den Einzelſtgaten ihren

Abg. Grad (Elſ.) empfiehlt ſeinen Antrag unter dem Hinweis
z die ähnlichen Beſtimmungen, die in Bezug auf das Bier
eſtehen.

Regierungsaſſeſſor Köhler: Die Verhältniſſe in Bezug auf
Bier und Brauntwein ſind doch nicht die gleichen; vor allem iſt
Brauntwein nicht in demſelben Maße Nahruugsmittel wie Bier.
Der Antrag geht überhaupt zu weit, und ich muß daher bitten ihn
abzulehnen. Soweit Vergünſtigungen möglich ſind, wird ſchon der
Bundesrath ſie auf Geund ſeiner Vollmacht eintreten laſſen.

Der Antrag Grad wird abgelehnt, S 1 unverändert ange
nommen.

Zu S 3 wünſcht
Abg. von Mirbach (konſ.) vom Finanzminiſter Auskunft über dieStundung der Verbrauchsabgabe. s ſei bei der Höhe derſelben zu

befürchten, daß der Fiskus mit einer gewiſſen Härte vorgehen werde.
Die Steuerbeamten ſeien bisher perſönlich für die Stenereingänge
verantwortlich. R. duer wünſcht, daß der Finanzminiſter im Bundes-
rath ſeinen Einfluß dahin einſetze, daß den Beamten im Jntereſſe
einer weniger ſtrengen Ausführung dieſe Verantwortlichkeit nicht auf
erlegt werde. Daß die Vorlage eine Gefahr für die Brenner ſei,
erſcheint dem Redner unzweifelhaft; zur Erleichterung dieſer
Gefahr, namentlich in nächſter Zeit, in welcher die Jnter-
eſſenten auf die beſchloſſenen Beſtimmungen noch nicht
eingerichtet ſeien, ſei zu empfehlen, Tarifermäßigungen für den
Transport von Kartoffeln eintreten zu laſſen, damit man die über-
flüſſigen Kartoffeln leichter verkaufen könne. Endlich wäre es an-
gebracht, als Gegenſtück zu der Stundung denen, welche die Steuer
ſogleich zahlen, einen Diskont zu gewähren. Es ſei zu wünſchen,
daß im Intereſſe der möglichſt gefahrloſen Durchführung des Ge-
ſetzes von der Anhörnng von Sachverſtändigen ausgiebiger Gebrauch
gemacht werde.

Finanzminiſter Dr. v. Scholz: Jch bin ſelber auf das tiefſte
von der Schwierigkeit der Aufgabe für die Verwaltung bei der
Durchführung dieſes Geſetzes durchdrungen, und wir werden jedes
Mittel anwenden, um in dieſer Beziehung nicht etwas Ungenügendes
oder gar Schädliches vorzuſehen, ſondern wir werden auch alle die
angedeuteten Mittel ins Auge faſſen, um einen guten Gang des
Geſetzes zu ermöglichen. Ueber die eventnelle Gewährung eines
Diskonts bei der ſofortigen Bezahlung der Steuer ver-
mag ich natürlich weder im Namen der verbündeten Regie-
rungen noch im Namen der preußiſchen Regierung eine beſtimmte
Erklärung abzugeben. Wir werden es uns angelegen ſein laſſen,
alles zu thun, um dieſes Geſetz den davon Betroffenen möglichſt
erträglich zu machen und ſeine Härten zu mildern. Jch habe des-
halb dankbar die Beſtimmungen des 8 43 angenommen, welche dem
Bundesrath die Ermächtigung geben, geeignete Vorkehrungen in
dieſer Richtung zu treffen.

Was nun die Stellung der Beamten, welche mit der Steuer
erhebung beſchäftigt ſind, betrifft, ſo geht der Abgeordnete von
einer unrichtigen Vorausſetzung aus, wenn er meint, daß eine
perſönliche Haftbarkeit der Beamten gegenüber den Steuerkrediten
beſtände. Eine ſolche Verantwortung beſteht nur, wenn die
Beamten gegen die geſetzlichen Vorſchriften bei der Kreditgewährung
verſtoßen, andernfalls aber nicht. Jch mache perſönlich kein Hehl
darans, d mir das immer mißbehagt hat und ich eine Milderung
in dieſer Beziehung wünſchte. Die Summen, um die es ſich hier
handelt, ſind zwar größer als bei der Maiſchbottichſteuer, aber bei
der Zuckerſtener haben wir ſchon größere Steuerkredite gehabt. Jcherkenne jedoch an, daß dieſer Punkt nicht frei von Hebenken iſt

und zu erneuten Erwägungen Anlaß geben muß.
S 3 wird angenommen, ebenſo 4-17.

18 lautet:
Das Daſein der Defraudation der Verbrauchsabgabe wird

in den durch die 8 16 und 17 angegebeuen Fällen durch die da-
ſelbſt bezeichneten Thatſachen begründet.

Wird jedoch in dieſen Fällen feſtgeſtellt, daß eine Defrau
dation der Verbrauchsabgabe nicht ſtattgefunden hat, oder wird
nicht feſtgeſtellt, daß eine ſolche beabſichtigt geweſen ſei, ſo findet
nur eine Ordnungsſtrafe nach Maßgabe des 8 23 ſtatt.

Hierzu beantragen die Abgg. Dr. Buhl u. Gen., im Abſatz 2
die Worte „ſtattgefunden hat“ zu erſetzen durch die Worte „hat
verübt werden können“.

18 wird mit dem Antrag Buhl angenommen.
S 43 lautet nach der in der zweiten Leſung beſchloſſenen

Faſſung:
Aller am 1. Oktober d. J. innerhalb des Gebietes der

Branntweinſtenergemeinſchaft im freien Verkehr befindliche Brannt-
wein unterliegt nach näherer Beſtimmung des Bundesraths der
Verbrauchsabgabe in Form einer Nachſteuer von 0,30 Mk. für
das Liter reinen Alkohols.

Die Entrichtung der Nachſteuer liegt dem Jnhaber des nach
ſteuerpflichtigen Branntweins ob. Für Branntwein, welcher auf
Grund von Verträgen, die nachweislich vor dem 7. Juni d. J.
abgeſchloſſen ſind, in der Zeit vom 1. Oktober bis 31. Dezember
d. J. an einen anderen Jnhaber übergeht, iſt die Nachſteuer
vom Käufer zu erheben, wofern der Verkäufer dieſen Branntwein
am 1. Oktober d. J. bei der Steuerbehörde anmeldet. Der
Nachweis kann durch alle in der deutſchen Civilprozeßordnung
zugelaſſenen Beweismittel erbracht werden.

Von der Nachſteuer beſreit bleibt:
1. Branntwein, welcher zu gewerblichen Zwecken, einſchließ-

lich der Eſſigbereitung, zu Heil, zu wiſſenſchaftlichen oder zu
Putz, Heizungs, Koch oder Beleuchtungszwecken verwendet wird;

2. Branutwein in Mengen von nicht mehr als 40 Liter,
welche ſich im Beſitz von Wirthen oder Branntweiunhändlern be-
dert oder 10 Liter im Beſitz von anderen Haushaltungsvor-
tänden;

3. Branntwein, welcher nachweislich gegen Erlegung des
Zollbetrages von 125 bezw. 180 Mark für 100 Kilogramm vom
Auslande eingeführt worden iſt.

Für die Zeit vom 1. Juli bis zum 30. September

der Betrieb jeder Brennerei mit Ausnahme der Hefe-
brennereien auf drei Viertel des Umfanges desjenigen Betriebesbeſchränkt, welchen dieſelbe in dem entſprechenden Jekraime des

Vorjahres gehabt hat, unter ſinngemäßer Anwendung der Be
ſtimmungen des S 2 Abſatz 2,

b) die Maiſchbottichſteuer anf das Dreifache des bisherigen
Satzes und dementſprechend die Steuervergütung für Braunt-
wein, welcher aus dem dentſchen Zollgebiete ausgeführt oder zu

gewerblichen Zwecken einſchließlich der Eſſigbereitung verwendet
wird (5 1 des Geſetzes, betreffend die Stenerfreiheit des Brannt-
weins zu gewerblichen Zwecken, vom 19. Juli 1879, Reichs
Geſetzbl. S. 259), auf 48,03 Mark für das Hektoliter reinen
Alkohols feſtgeſetzt. Hefebrennereien unterliegen jedoch nur einer
Erhöhung der Maiſchbottichſteuer um 100 Proz., andere Getreide
brennereien einer ſolchen um 175 Proz. des bisherigen Satzes.

Zu dem bisherigen Satze der Maiſchdottichſteuer iſt der nach
vorſtehender Vorſchrift beſchränke Betrieb auch denjenigen land-
wirthſchaftlichen Breunereien geſtattet, welche Getreide verarbeiten
und in einem Jahre nicht mehr als 150 Hektoliter reinen Al-
kohols erzeugen.Die BeſKintianngen des S 3 Abſatz 3 des gegenwärtigen Ge-

ſetzes finden auf die Stundung der Nachſteuer mit der Maß
gabe Anwendung, daß der Bundesrath ermächtigt iſt, weiter-
gehende Erleichterungen eintreten zu laſſen. Jnsbeſondere kaunderſelbe dem Breunereibetriebe, ſeweit abgeſchloſſene Verträge

dazu Anlaß geben, die Brennerei über das vorbezeichnete Maß
hingus und zu dem einfachen Maiſchbottichſteuerbetrag geſtatten.

Dazu beantragen
J. die Abgg. Buhl, Gamp, v. Helldorff, v. Huene u. Gen.

1. den Abfatz 2, welcher beginnt „die Entrichtung der Nach-
ſtener 2c.“ zu ſtreichen.

2. Abſatz 3 Nr. 2 zu faſſen wie folgt:
2. Branntwein im Beſitz von Gewerbetreibenden, welche die

Erlaubniß zum Ausſchänken von Branntwein oder zum Klein
handel mit Brauntwein haben, in Mengen von nicht mehr als
40 Liter; im Beſitz von anderen Haushaltungsvorſtänden in
Mengen von nicht mehr als 10 Liter reinen Alkohols.

3. Abſatz 5 hinter Betrieb das Wort „auch“ zu ſtreichen;
ferner die Worte: „in einem Jahre nicht mehr als 150 Hektoliter
reinen Alkohols erzengen“ zu ſtreichen und an deren Stelle zu
ſetzen: „an einem Tage durchſchuittlich micht mehr als 1050 Liter
Bottichraum bemaiſchen.“

4. Abſatz 6 den letzten Satz „Jnsbefondere 2c.“ zu ſtreichen
und ſtatt deſſelben hinter Abſatz 5 einen neuen Abſatz einzu
ſchieben mit folgender Faſſung: „Der Bundesrath iſt ermächtigt,
allen Brennereien, ſoweit abgeſchloſſene Verträge dazu Anlaß
geben, den Betrieb über das im Abſatz 4 unter a bezeichnete
Maß hinaus und zu dem einfachen Maiſchbottichſteuerbetrage zu
geſtatten.“

II. Abg. Lieber:
1. in Abſatz 3 hinter Ziffer 3 einzufügen:

4. diejenigen Beſtände von Branutwein, welche nachweislich
vor dem 7. Juni d. J. auf Lieferung bis 31. Dezember d. J.
verkauft ſind.

2. in Abſatz 5 am Ende zuzufügen:
Spweit Brennereibeſitzer erſt zu erzeugenden Brauntwein nach

weislich vor dem 7. Juni d. J. auf Lieferung bis 1. Oktober d. J.
zu feſten Preiſen verkauft haben, bleibt ihnen der Betrieb ihrer
Brennerei in dem dazu erforderlichen Umfange zu dem bisherigen
Satze der Maiſchbottichſteuer geſtattet.

Abg. v. Huene (Centr.): Die Auträge, welche wir zu S 43
geſtellt haben, ſind bis auf den erſten lediglich redaktioneller Natur.
Wir haben auf den Antrag des Abg. Witte die Frage zu regeln
geſncht, wer bei Lieferungsverträgen, die vor dem 7. Juni abgeſelben ſind, die Nachſteuer zu tragen hat. Jnzwiſchen haben wir uns

bemüht, uns zu orientiren, ob in der Geſchäftswelt ein Bedürfniß
für eine ſolche Beſtimmung anerkannt wird. Es iſt uns von
autoritativer Stelle aus der Handelswelt heraus im Gegentheil
ansgeſprochen worden, daß die Annahme folcher Beſtimmungen
verwirrend auf das Geſchäft einwirken würde. Die Antrag-
ſteller haben daher beſchloſſen, das Haus zu bitten, die-
ſen Abſatz wieder aus dem Geſetz herauszubringen.
Der dritte Antrag hat den Zweck, dieſe Beſtimmungenmit den übrigen Beſtimmungen des Geſetzes betreffend die Maſſch

bottichſtener in Einklang zu bringen. Der vierte Antrag ſtellt den
Abſatz dahiun, wo er hingehört.

Abg. Dr. Buhl: Jch habe beim S 43 zuerſt ein gar nicht un
erhebliches ſüddeutſches Bedenken zur Sprache zu bringen. Wir
haben auf Antrag des Kollegen Racke bei der zweiten Leſung be
ſchloſſen, daß der Branntwein, der zur Eſſigbereitung verwendet
wird, die Rückvergütung von 48 Mk. bekommt. Dieſen Beſchluß
halte ich für vollſtändig korrekt und konſequent, da ja überhaupt
nach der beſtehenden Geſetzgebung der Branntwein und der
Branntwein zu gewerblichen Zwecken überhaupt die Rückver-
gütung der Maiſchranmſteuer erhält. Wenn nun die Maiſchraum-
ſteuer erhoben wird, iſt konſequenterweiſe die Maiſchraumſteuer für
die betreffenden Verwendungen in der erhöhten Summe zur Rück-
bewilligung zu gewähren. Nun entſteht aber bei uns in Süd-
deutſchland eine große Schwierigkeit dadurch: die Branntweinpreiſe
bei uns ſind den hieſigen Branntweinpreiſen gleich gewordeu, die
bei uns in Süddeutſchland zuläſſigen Rückvergütungszuſätze für
Branntwein für gewerbliche Zwecke betragen nur 16 Mk.
Der Eſſig hat in Deutſchland freien Verkehr, während man inSüddeutſchland den Branntwein um 32 Mk. theurer muß,
als dies in Norddeutſchland der Fall iſt; eine Regelung dieſer Frage
iſt jedenfalls ſehr ſchwierig. Wenn man dazu käme, daß man von
Norddeutſchland aus laſſen Sie mich den kürzeren Ausdruck ge
brauchen für die Branntweinſteuergemeinſchaft daß von Nord-
deutſchland aus für den auch in Süddeutſchland zur Eſſigbereitung
verwendeten Branntwein die Rückvergütung von vollen 48 Mk. be
zahlt würde, läge, wenn nicht die gleiche Maßregel auchfür den bairiſchen und für den ſüddeutſchen Branut-
wein von dem dortigen Partikularſtaaten durchgeführt würde,
darin eine ſchwere Benachtheiligung der ſüddeutſchen Breunereien,
da dann der ſüddeutſche Branntwein um den Betrag dieſer Diffe-
renz weniger werth werden könnte, als es der norddeutſche Brannt-
wein iſt. Es iſt alſo die Entſcheidung dieſer Frage eben-
falls eine ſehr ſchwierige. Jch könnte mir denken, daß
man aus dieſer ſchwierigen Frage für die Uebergangßszeit

es handelt ſich ja uur um die Uebergangszeit zu
weitgehenden Beſtimmungen kommt; aber dadurch werden
vollſtändig legale gewerbli nicht nur beſchützt, ſondern
die Gewerbe in ihrem eſtande förmlich erhalten. Ein
derartiger Ausweg könnte darin geſucht werden, daß für den
aus Norddeutſchland zur Eſſigbereitung und anderen gewerblichen
Zwecken in Süddeutſchland verwendeten Brauntwein von Nord-
deutſchland aus die volle Rückvergütung von 48 Mk. gezahlt würde,
und auf der audern Seite für deu bairiſchen, der für denſelben Zweck
verwendet wird, die 48 Mk. aus der bairiſchen Staatskaſſe bezahlt
würden. Ob die verbündeten Regierungen ſich zu dieſem Ausweg
entſchließen, kann ich nicht beurtheilen, ich möchte nur hervorheben,
daß es eine ſchwere Schädigung der ſüddeutſchen Gewerbe, nament
lich der Eſſigbereitung wäre, wenn in dieſer Beziehung nicht Vor-
kehrung getroffen würde, welche die Jntereſſen von Süd und Nord
deutſchland auch für dieſe Uebergangszeit gleichmäßig berückſichtigt.
Jch werde von Jntereſſenten darauf aufmerkſam gemacht, der
Ausweg, der für die Uebergangszeit vielleicht von den Intereſſentenergriffen werden könnte, ihren Vetrieb ſtill zu ſtellen, ſtatt mit ſo

enormem Verluſt zu arbeiten, dadurch ausgeſchloſſen iſt, daß die
Eſſigfabriken überhaupt nicht ſtill geſtellt werden können, da die Apparate

verderben, weil Schimmelpilze hineinkommen. Sie müſſen eventuell
mit Schaden betrieben werden, der weit den Werth des Produkts
überſteigt. Jch würde alſo bitten, nach dieſer Richtung für Vor
kehr é ſorgen.

ine zweite Maßregel, die mir viele Sorgen macht, iſt dann
der Antrag Dr. Witte, und es wird nun beantragt, mein Name
ſteht mit unter den Antragſtellern den ſ. angenommenen
Antrag Dr. Witte unter dem zweiten Alinea des S 43 zu ſtreichen.
Jch möchte aber von vornherein konſtatiren, daß, wenn ich dies
mit beantragt habe, es damit durchaus nicht meine Abſicht
war, auszuſprechen, daß die in dem Antrag Witte aus-
geſprochene Tendenz unrichtig ſei. Jch habe blos deshalb
die Streichung dieſes Antrages mit beautragt, weil ich
von der Vorausſetzung ausging, daß wir in dieſem Geſetze eine
civilrechtliche Frage entſcheiden, die in dieſem Geſetz nicht z Ent
ſcheidung kommen ſollte. J ger a auch meine Mitantrag-ſteller darin mit mir einig ſind, daß unſer Antrag abſolut nichts
zu thun hat mit einer meritoriſchen Würdigung der Frage ſelber.
Jch perſönlich bin der Anſicht, daß dieſe Nachſteuer von denſelben
Grundſätzen aus zu beurtheilen iſt, wie die ſpätere Konſumſteuer,t deshalb dieſe Rachſtener in einer Weiſe anzulegen iſt, daß ſie

auf die Konſumenten übergewälzt werden kann. Wenn nun das

Gerücht geht, es habe ſich hier an der Berliner Börſe an einer
ziemlich kompetenten Stelle die Abſicht herausgebildet, die Nach
ſteuer dem Verkäufer aufzulegen, ſo würde dies uur für die Periode
bis etwa zum 9. oder 16. Juni d. J. ungerecht erſcheinen, weil die
Nachſteuer in einer Weiſe zu tragen wäre, daß ſie durch die gezahlten
Preiſe direkt dem Verkäufer zur Laſt fallen würde, und das ſcheint mir
der Tendenz des Geſetzes nicht zu entſprechen. Es handelt ſich um
eine ſpätere Konſumſtener. Erlauben Sie mir, Jhnen in dieſer
Beziehung einige Zahlen anzugeben. Es waren die Abſchlußverkänfe
am 5. Mai per Oktober November 44,70 Mk. es würden alſo
wenn auf dieſen Betrag die Nachſteuer von 30 Mk. käme, für den
betreffenden Brauntwein für den Verkäufer überhaupt nur noch
14,70 Mk. übrig bleiben. Auf der anderen Seite hätte der
Käufer per Oktober November eine Waare zu 44,70 Mk. im
freien Verkehr, zu ſeiner freien Verfügung, auf die ſeine Kon
kurrenten eine Kouſumſteuer von mindeſtens 50 Mk. zu bezahlen
haben. Sie ſehen alſo, daß der ganze Preis des Spiritus um
beinahe 6 Mk. niedriger wäre als künftig. Jch habe dann weiter
verglichen die Preiſe von AuguſtSeptember mit denen von Oktober-
November. Am 7. Juni noch war der Preis für AuguſtSeptember
50 bis 51 Mk., der pr. Oktober- November 52,30 Mk. Was heißt
das? Es war der in Zuknuft ſteuerfrei zu liefernde Branntwein
nicht um mehr theurer als der überhaupt jetzt nicht beſteuerteBrauntwein, als um die gewöhnlichen Rexortſäge. Es hat alſo in

dieſer Beziehung das Geſchäft unzweifelhaft angenommen, daß die
Nachſteuer auf dieſe Oktober-Novembergeſchäfte von dem derzeitigen
Jnhaber des Branntweinus nicht zu leiſten ſei.

Am 8. Juni waren die Preiſe da war ja die große Vörſeny-
geſchichte für AuguſtSeptember 52, 56 bis 58 Mk., für Oktober
November 58 Mk., alſo derſelbe Preis. Ein Reportſatz war zwi
ſchen beiden Monaten überhaupt Die da. Am 9. Juni waren die
Preiſe AuguſtSeptember 60,80 Mk. bis 62 Mk., die Oktober
Novemberpreiſe 67 Mk. Da fängt alſo eine leiſe Spekulation an,
daran zu denken, daß die Nachſteuer vielleicht von dem Verkäufer
zu tragen ſei. Am 11. Juni war der Anguſt-Septemberpreis 62 Mk,
der Oktober-Novemberpreis 69 Mk. Jetzt kommt der große Abſtand.
Am 16. Juni hat ſich die Börſe in Folge unſerer letzten Beſchlüſſe
mit dem Gedanken vertraut gemacht, daß die Nachſteuer mit einer
gewiſſen Wahrſcheinlichkeit von dem Verkäufer zu tragen ſei. Esſiud hier die Preiſe für Anguſt- September 67 Mk., für Oktober

November 82,50 Mk. bis 84 Mk. Hier kommt alſo eine Differenz
n Ah rnch, die noch nicht dem ganzen Betrage der Nachſteuer
entſpricht.

Es hat ſich, wie ich vorher ſchon ausgeführt habe,
das Gerücht verbreitet, daß man der Anſicht ſei, daß
die hieſigen kompetenten Börſenſtellen dahin entſcheiden
würden, daß der Verkäufer die Nachſteuer auf ſich zu nehmen habe.Die Lage für das Geſchäft wird dadurch u ſchwieriger, daß das

Gerücht behauptete, daß in Stettin und Poſen in anderem Sinne
entſchieden wurde; das gäbe alſo für dieſe Uebergangszeit vollſtändig unerträgliche Verhältniſſe, beſonders wenn die Behanptan

der Jntereſſentenkreiſe auch richtig iſt, daß die Sprüche des
Börfenſchiedsgerichts inappellabel ſeien, daß von dieſen ein Rekurs
an die ordentlichen Gerichte und ſchließlich ein reichsgerichtliches
Erkenntniß nicht zuläſſig ſei. Dieſen unverträglichen Zuſtänden
gegenüber auf der einen Seite dem Grundſatze gegenüber, daß es
wirklich für uns ſehr ſchwer iſt, eine derartige civilrechtliche Frage
durch dieſes Geſetz zu entſcheiden, kann ich mir nur einen einzigen
Ausweg denken, und das iſt der, daß ſich die ſämmtlichen
Syndikate der bei dieſer Frage betheiligten Börſen ver-
einigen und dieſe ganze Frage auf eine gleichheitliche
Weiſe entſcheiden. Es könnten durch ein derartiges Zuſammentreten
der Börſen Verkehrsſtöruugen und Verkehrsſchwiecigkeiten von der
allergrößten Bedeutung verhindert werden. Jch glaube, datz eine
derartige Verſtändigung der betheiligten Spritbörſen
Berlin, Stettin, Breslau, Poſen über die Frage möglich iſt und
ebenſo eine einheitliche Entſcheidung der Frage. Wenn
man zu einem derartigen Schritte entſchließen
würde, könnte wenigſtens eine disparate Behandlung
der Frage zwiſchen den einzelnen Börſen beſeitigt und damit
die Hauptſchwierigkeiten entfernt werden. Jch muß dieſen Ausweg
den Börſen anempfehlen, weil ich dem allgemeinen rechtsgeſetzlichen
Grundſatze zuſtimmen will und zuſtimmen muß zu meinem Be
dauern, daß wir dieſe Frage in dieſem Geſetze nicht entſcheiden
dürfen, und weil ich deshalb zu meinem Bedauern genöthigt bin,
nicht mehr für den Autrag Witte ſtimmen zu können.

Dr. Meyer (Halle, dfr.): Es handelt ſich hier um eine Rück
wirkung auf privatrechtliche Verhältniſſe. Jch wage nicht die Höhe
der Millionen zu bezeichneu, die hier auf dem Spiele ſtehen.
Gerade die Leute, die ſich von der Spekulation fern gehalten haben,
werden mit der größten Wucht getroffen werden. Die meiſten Ver-
träge ſind bereits abgeſchloſſen, es handelt ſich nur noch um Ueber
gabe der Waare. Da fällt plötzlich ein neues Element
hinein und es fragt ſich nun, wer ſoll die neue Laſt tragen, der
Verkäufer oder Käufer. Sie weigern ſich beide und haben beide
Recht, denn es wird ihnen eine bereits fertig abgeſchloſſene
Kalkulation zu nichte gemacht. Der Finanzminiſter hat in der
Kommiſſion erklärt, das ginge ihn nichts an, das ſei Sache der
Richter. Der Börſenvorſtand von Berlin hat zu Ungunſten des
Verkäufers, der in Stettin zu Ungunſten des Käufers
entſchieden. Darüber müſſen endgiltig die Schiedsgerichte
entſcheiden, und die werden ſicherlich nach den lokalen Verhält
niſſen entſcheiden. Wir gehen alſo ganz unhaltbaren Ver-
hältniſſen entgegen. Das beſte iſt in dieſem Fall,
auf eine Nachſteuer zu verzichten, dann ſind beide Theile zufrieden
(Heiterkeit). Man müßte den Antrag Lieber, der nur einer Korrektur
in Bezug auf das Datum bedarf, annehmen. Am 7. Juni war die
Börſe noch nicht unterrichtet, erſt am 8. Juni fand die entſcheidende
Abſtimmung ſtatt. Demnach müßte man nach meiner Meinung den
9. Juni als Stichtag annehmen. Lehnen Sie dieſen Antrag ab,
dann verzweifle ich überhaupt an der Möglichkeit, einen befriedigen-
den Ausweg in dieſer Sache zu finden. Die verbündeten Regie
rungen haben ſich einer ſchweren Unterlaſſung ſchuldig gemacht, als
ſie die civilrechtlichen Folgen der Nachſteuer ohne alle Berückſichtigung
ließen. (Beifall links).

Finanzminiſter Dr. v. Scholz: Jch möchte Sie bitten, denAntrag, welcher darauf gerichtet i den zweiten Abſatz dieſes Para-

graphen zu ſtreichen, anzunehmen. Jch habe ſchon in der Kom-
miſſion mich dahin ausgeſprochen, daß ich es für überaus bedenklich
halte, ein ſolches Geſetz durch derartige Beſtimmungen zu beſchweren, die
in civilrechtliche aus Verträgen hervorgegangene Verhältniſſe eingreifen.
Alle Zuſchriften, die ich erhalten habe, verſichern mich, daß eine
ſolche Beſtimmung überflüſſig ſei, daß alle Verträge, die ſchon zu
Stande gekommen ſeien, auf vorſorglicher Abwägung der Verhält-niſſe beruhen, welche, wenn das Geſeh noch geändert werden wird,

zwiſchen den Kontrahenten eintreten, daß es alſo nur neue Ver-
wirrung anrichten würde, wenn Sie jetzt in die Privatverhältniſſe
eingreifen würden. Jch glaube auch nicht, daß es möglich wäre, zu
einem gleichmäßig für alle Fälle anwendbaren Rezept zu gelangen.
Wir würden uns überzeugen, dieſer Saal der ebungnicht geeignet iſt, über bereits abgeſchloſſene Verträge zu ent en

wie dieſelben richtig zu interpretiren ſind. Jch bin auch nicht mit
dem Abg. Meyer der Ueberzeugung, daß die Dinge, die hier in
Frage kommen, ſo in die Millionen gehen; ich meine vielmehr, ſo
weit es ſich um enide Geſchäfte handelt, um Spiritus, der
wirklich in der elt iſt oder in die Welt geſetzt werden
ſoll, ſind die Summen recht beſcheiden. Was aber in
die Millionen geht, das ſind die ſpekulativen Verträge.
t Dr. Meyer: Die kommen gar nicht in Frage!) Dafür habe
ich kein Mitgefühl, ob bei dieſen Spekulationen mehr oder minder
verloren wird; das iſt keine Aufgabe für uns. Der Abg. Meyer
hat geſagt, daß uns auch d eine große Verantwortung träfe;
das kann ich nicht zugeben. Wir müſſen ein Geſetz machen, wie es
immer geſchieht, in erſter, zweiter, dritter Leſung, in der Kom
miſſion 2c., wir müſſen alle die Dinge, die nothwendig zum Zu
ſtandekommen eines Geſetzes gehören, durchmachen und könuen
dabei keine Verpflichtung denjenigen gegenüber auf uns nehmen,
welche inzwiſchen richtig oder falſch ſpekuliren. Der Abgeord-
nete Meyer ſagt, die Handelsvorſtände hätten ſich bereits in
dieſer Beziehung ſchlüſſig gema.ht. Jch bin nicht ſo orientirt,
was die Verpflichtung dieſer Handelsvorſtände iſt, aber
es ſcheint mir doch ein ſehr gewagtes Unternehmen zu ſein, wenn
bei einem Geſetz, das noch nicht vom Reichstage beſchloſſen iſt und
noch die weiteren Stadien bei den verbündeten Regierungen und
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g Sr. dem Kaiſer zu durchlaufen hat, ſich behördliche
ſorperſchaften ſchon heute darüber ſchlüſſig gemacht haben ſollten,
e ein ſolches Geſetz zu interpretiren iſt. Alle Achtung vor der
uelligkeit, mit der die Haudelsvorſtande gearbeitet haben, aber

a ſcheint mir doch eine voreilige Entſchließung zu ſein. Laſſen
Gie ſich alſo nicht bange machen, beſchränken wir uns auf die Auf
gle, die uns geſtellt iſt und laſſen Sie den auderen ruhig ihre

Auf abe. 3h. Goldſchmidt (dfr.) Jch kann mich nur den Aus
zhrungen des Herrn Finauzminiſters anſchließen, der größere
kſeil meiner politiſchen Freunde befindet ſich im Gegenſatz zu den
gutführungen des Abg. Meyer (Hört! Hört). Na eingehender
Suformation von durchaus ſachverſtändiger und nnintereſſirter
Seite kann ich nur ſagen, die Verwirrnng, welche die Nachſteuer
grichtet, iſt ſo groß, daß Sie auch mit allen dieſen Beſtimmungen
deh nicht ihrer Herr werden können und uur die Verwirrung ver
pehren werden. Jch bitte alſo, nicht ſolche Beſtimmungen zu
trefen, deren Folgen uoch nicht zu überſehen ſind. Was die Abgg.
Hubl und Meyer ausgeführt haben, daß die verſchiedenen Handels
verſtände der verſchiedenen Handelsplätze ſchon ſich gegenüberſteheude
Beſtimmungen getroffen bätten, das führt mich darauf, daß wir uns hüten
hen, in dieſer Frage, die ſich von ſelbſt regeln muß, geſetzgeberiſch
änzugreifen. Sollten Sie Sie werden ſich das noch üüberlegen
die Nachſteuer aufrecht erhalten, ſo überlaſſen Sie es uur der
lſance der Handelsvorſtände, wer die Steuer nachher tragen ſoll,
der Verkäufer oder der Käufer. Wir können ſolche Beſtimmungen
nicht feſtfetzen und ich bitte, dieſe Amendements abzulehnen. Be-
fenken Sie aber, daß Sie mit der Nachſteuer ein ſehr ſchweres
Unglück herbeiführen, daßß Sie den ganzen Handelsſtand ſehr tief
rerieken, und ich bitte Sie, auf den Antrag Lieber noch in der
letzten Stunde einzugehen.

Abg. Niutelen (Centrum): Der Verkäufer iſt meiner Meinung
nach entſchieden verpflichtet, die Nachſteuer zu tragen. Den Antrag
Yuhl bitte ich abzulehnen, empfehle ihnen aber dringend die An-
nahme des Antrags Lieber. (Redner verbreitet ſich weiter
über allgemeine Bedenken, die er gegen das Geſetz babe,
wird aber darin mehrere Male vom Präſident unterbrochen.)
Die Nachſteuer wird den Ruin zahlreicher kleiner Brenner und
Händler herbeiführen. Jch halte ein derartiges Vorgehen der
Geſetzgebung für einen ſchweren ſozialpolitiſchen Fehler.

Die Anträge Buhl werden hieranf angen ommen, dagegen
die Anträge Lieber abgelehnt, ſo daß S 43 in ſeiner
definitiven Faſſung nunmehr lautet wie folgt:

Aller am 1. Oktober d. J. innerhalb des Gebietes der Braunt-
weinſleuergemeinſchaft im freien Verkehr befindliche Branntwein
unterliegt nach näherer Beſtimmung des Bundesraths der Ver-
hrauchsabgabe in Form einer Nachſtener von 0,30 Mark für das
Liter reinen Alkohols.

Von der Nachſteuer befreit bleibt:
1) Branntwein, welcher zu gewerblichen Zwecken, einſchließlich

der Eſſigbereitung, zu Heil, zu wiſſenſchaftlichen oder zu Putz,
Heizungs-, Koch- oder Beleuchtungszwecken verwendet wird;

2) Branntwein im Beſitz von Gewerbetreibenden, welche die
Erlaubniß zum Ausſchänken von Branntwein oder zum Klein-
handel mit Branntwein haben, in Mengen von nicht mehr als
40 Liter; im Beſitz von anderen Hans haltungsvorſtänden in
Mengen vrn nicht mehr als 10 Liter reinen Alkohols.

3) Branntwein, welcher nachweislich gegen Erlegung des
Zollbekrages von 125 bezw. 180 Mk. für 100 Kilogramm vom
Auslande eingeführt worden iſt.

Für die Zeit vom 1. Juli bis zum 30. September d. J. wird
a) der Betrieb jeder Brennerei mit Ausnahme der Hefe-

brennereien auf drei Viertel des Umfanges desjenigen Betriebes
beſchränkt, welchen dieſelbe in dem entſprechendem Zeitraume des
Vorjahres gehabt hat, unter ſinugemäßer Anwendung der Be
ſtimmungen des S 2 Abſatz 2,

b) die Maiſchbottichſteuer auf das Dreifache des bisherigen
Satzes und dementſprechend die Stenervergütung für Braunt-
wein, welcher aus dem deutſchen Zollgebiete ausgeführt oder zu
gewerblichen Zwecken einſchließlich der Eſſigbereitung verwendet
wird (S 1 des Gefſetzes, betreffend die Steuerfreiheit des Brannt-
weins zu gewerblichen Zwecken, vom 19. Juli 1879, Reichs
Geſetzbl. S. 259), auf 48,03 Mark für das Hektoliter reinen
Alkohols feſtgeſetzt. Hefebrennereien unterliegen jedoch nur einer
Erhöhung der Maiſchbottichſteuer um 100 Prozent andere Ge-
treidebreunereien einer ſolchen von 175 Prozent des bisherigen
Satzes.

Zu dem bisherigen Satze der Maiſchbottichſteuer iſt der nach
vorſtehender Vorſchrift beſchränkte Betrieb denjenigen landwirth-
ſchaftlichen Brennereien geſtattet, welche Getreide verarbeiten und
an einem Tage durchſchnittlich nicht mehr als 1050 Liter Bottich-
ranm bemaiſchen.

Der Bundesrath iſt ermächtigt, allen Brennereien, ſoweit
ab geſchloſſene Verträge dazu Anlaß geben, den Betrieb über das
im Abſatz 3 unter a bezeichnete Maß hinans und zu dem ein-
fachen Maiſchbottichſteuerbetrage zu geſtatten.

Die Beſtimmungen des 8 3 Abſatz 3 des gegenwärtigen
Geſetzes ſinden auf die Stundung der Nachſteuer mit der Maß-
gabe Anwendung, daß der Bundesrath ermächtigt iſt, weiter
gehende Erleichterungen eintreten zu laſſen.

43 wird in dieſer Faſſung gegen die Stimmen der Frei-
ſinnigen, Sozialdemokraten und eines Theils des Centrums ange-
nommen.

8 44 enthält die Schlußbeſtimmungen Beſtimmungen
über Anſchluß der ſüddentſchen Staaten).

Der letzte Abſatz lautet:
Für das Gebiet des zuſtimmenden Bundesſtaates werden die

hiernach in Kraft tretenden Geſetzesvorſchriften durch kaiſerliche
Verordnung in Wirkſamkeit geſetzt. Der Tag der Jnukraflſetzung
tritt für 8 43 des gegenwärtigen Geſetzes an die Stelle des
1. April 1888.

Abg. Dr. Buhl und Gen. beantragen, ſtatt „1. April 1888“
zu ſetzen „1. Oktober 1887.“

Abg. Dr. Meyer (Halle, dfr.) findet, daß die hier den ſüd-
deutſchen Staaten gewährten Rechte denn doch mehr ſeien als
S n Er könne ſich daher dieſen Beſtimmungen nicht an-
chließen.

Abg. Dr. Windthorſt (Centrum) bemängelt die Beſtimmungen
dieſes Paragraphen mit dem Hinweis darauf, daß die ſüddeutſchen
Staaten hierbei gar nichts gewänunen; im Gegentheil würden ihre
Reſervatrechte dadurch gefährdet. Beſonders in Baiern würde ſich
das fühlbar machen. Er hätte lieber den Abſchluß eines beſtimmten
Vertrages gewünſcht.

Bairiſcher Bundesbevollmächtigter Graf Lerchenfeld: Jchkann die vom Abg. Windthorſt bereits neulich vorgebrachten Be-

ſorgniſſe in keiner Weiſe theilen. Jch habe ihm damals ſchon ge-
ſagt, daß er in dieſer Beziehung die Sorge für die Zukunft getroſt
der bairiſchen Negierung überlaſſen kann. Es hat mich ja ſehr gefreut, den Abg. Windthorſt im Reichstage ſich in unſerem Intereſſe

bewegen zu ſehen. (Heiterkeit.) Jch muß mir aber das Urtbeil
darüber vorbehalten, ob ſeine Ausführungen wirklich in unſerm
Jntereſſe oder uur in einem ſehr zweifelhaften Intereſſe liegen.
(Sehr gut! und Beifall rechts.)

Jm Uebrigen habe ich hinzuzufügen, das eigentlich der Abg.Windthorſt abſolut etwas Wahres in ſeinen Ausführungen nicht

vorbrachte. (Sehr richtig Jch bleibe dabei, es handelt ſich hier
um ein Reſervatrecht. Jch will Jhnen in Kürze ſkizziren, wie wir
zu S 44 gelangt ſind. Von unſerer Seite werde ausgeführt, was
für Kautelen nothwendig ſind, um unſeren Eintritt in die nord-
deutſche Branntweinſteuergemeinſchaft eventuell möglich erſcheinen
zu laſſen. Von der anderen Seite wurde ausgeführt, welche
Kautelen gegeben werden könnten, ohne die Jntereſſen der Geſammt-
heit zu verletzen. Man hat ſich darüber im Bundesrath verſtändigt und
dann hat man das Ergebniß dieſer Verſtändigung geſetzlich feſtgelegt.
Wenn früher bei den Bündnißverträgen und bei den Feſtſetzungen
über Art. 35 ein förmlicher Vertrag geſchloſſen iſt, ſo lag das an
den Verhältniſſen. Es beſtand noch kein deutſches Reich. Wo
wären damals die Faktoren geweſen, die ein Geſetz hätten ver-
einbaren können? Es war ſelbſtverſtändlich, daß man den Weg
des Vertrages einſchlug, aber nachdem der Vertrag geſchloſſen war,
iſt bekannt, daß dann deſſen Beſtimmungen in Art. 35 der Reichs

beſtimmnugen, welche uns zugeſichert ſind. J.h behaupte, wir
können alle vollkommen das Vertrauen hegen, daß es weder der
Regierung noch dem Reichstage je in den Sinn kommen wird,
gegenüber dieſen klaren Beſtimmungen des S 44 ein Verfabren
einzuſchlagen. mit dem wir nicht übereinſtimmten; ein ſolches Vor
gehen der geſetzgebenden Faktoren wäre kein geſetzliches, ſondern
das wäre das Vorgehen von Winkeladvekaten.

Jch lege dieſer ganzen Ausführung des Abg. Windthorſt keine
Bedeutung bei. Wir haben vollſtändig das Vertrauen und ich bin
überzengt, Jedermann im deutſchen Reich, alle Parteien werden
uns zuſtimmen, daß wir in keiner Weiſe hier etwas zu beſorgen
haben. Jch habe überhaupt das Wort nur uoch einmal ergriffen,
weil in den Ausführungen des Abg. Windthorſt oder vielmehr in
der von ihm entwickelten Theorie die Gefahr enthalten iſt, daß
dadurch Mißtrauen geſät wird zwiſchen dem Reichstag und den
einzelnen Regierungen. Jch bin überzeugt, daß dies durchans nicht
die Abſicht des Abg. Windthorſt geweſen iſt (Heiterkeit); aber ich
glaube doch, daß ſolche Ausführungen nicht glücklich wirken können
und daß ſie Mißtrauen erregen können. (Beifall.)Badiſcher Geſandter Frhr. v. Marſchall: Der Abg. Windt-
horſt hat die Sache ſo dargelegt, als ob wir in Süddeutſchland
durch dieſes Geſetz in der Ausübung unſerer Jutereſſen unterbunden
ſeien. Jch muß ſeinen Ausführungen entſchieden widerſprechen.
Er ſagte, eine juriſtiſche Garantie könne nur beſtehen
durch einen Vertrag. Wie liegt deun die Sache? Wir
ſtellen Modalitäten feſt, unter denen die ſüddentſchen Staaten
alle oder einzeln eintreten können in die norddeutſche Brauntwein-
ſtenergemeinſchaft und dadurch verzichten auf ein in der Verfaſſung
garantirtes Reſervatrecht. Wenn nun in demſelben Geſetz, wo
dieſe Modalitäten feſtgeſtellt find, den ſüddentſchen Staaten gewiſſe
Sonderrechte gewährt werden, ſo entſteht allerdings hier ein
bilaterales Verhältniß, wobei die Zuſtimmung auf der
einen und die Gewährleiſtung der Sonderrechte auf der
anderen Seite in ganz nnlösbarer Verbindung hervortreten.
Es iſt einfach geradezu eine juriſtiſche Monſtroſität, wenn der Abg.
Windthorſt glaubt, daß wenn dieſe Zuſtimmung von Seiten der
ſüddentſchen Regierungen erklärt würde, wenn ſie auf dem Boden
dieſer Geſetzgebung, ausgeſtattet mit Souderrechten, in die word-
deutſche Gemeinſchaft einträten, dann einfach dieſe Sonderrechte im
Wege des gewöhulichen Beſchluſſes der geſetzgebenden Faktoren
wieder weggeſchwemmt werden könnten; das iſt einfach undenkbar,
um ſo mehr, als von ſüddeutſcher Seite mit aller Entſchiedenheit
dieſe Sonderrechte als conditio sine qua non des Eintritts in dienorddeutſche Beonntweinſtegergemein ſchaft bezeichnet worden ſind.

Jch nehme keinen Auſtand, zu erklären, daß für den vorliegenden
Fall beſonders 8 36, der die matriknlarmäßige Vertheilung der
Erträge dieſer Steuer nach den Köpfen der Bevölkerung feſtſtellt,
conditio sine qua non für die badiſche Regiernng ſein wird, wenn
ſie vor der Frage des Eintritts in die norddeutſche Branutwein-
ſteuergemeinſchaft ſtehen ſollte.

Schon im Eingang meiner Rede ſagte ich, es fehle in dieſem
Geſetz nicht an ausreichenden Garantien für uns. Die höchſte
Garantie allerdings ſehen wir in unſerem Vertrauen auf die Loyali-
tät und Treue der Bundesregierungen gegenüber dem Deutſchen
Reich (Beifall), ferner in der Zuverſicht, daß ein jeder Reichstag
angeſichts der ſchweren Pflichten, die die ſüddeutſchen Regierungen
mit dem Eintritt in die Stenergemeinſchaft auf ſich nehmen, auch
der Rechte eingedenk ſein wird, welche den ſüddeutſchen Regierungen
durch dieſes Geſetz gewährleiſtet worden ſind. (Beifall.)

Abg. Dr. Windthorſt: Es handelt ſich hier um ein Geſetz,
und dies kann durch ein anderes Geſetz geändert werden; ich kann
daher nur wiederholt vor zu großer Vertranuensſeligkeit warnen,
damit es nicht hier geht wie mit der Kompetenz.

Die Anträge Buhl werden angenommen und mit ihnen S 44.
Der Reſt der Vorlage wird genehmigt.
Die Abſtimmung über das Geſetz im Ganzen iſt auf

Antrag des Abg. Dr. Meyer eine namentliche. Jn der
ſelben wird die Vorlage mit 233 gegen 80 Stimmen an-
genommen. Dafür ſtimmen geſchloſſen die beiden konſerva
tiven Fraktionen, ferner die Nationalliberalen mit Ausnahme
der Abgg. Büſing und Geibel, der größere Theil des Centrums,
die Polen, der Elſaſſer Grad, der Fraktionsloſe Deahna; dagegen
ren die Freiſtnnigen und Sozialdemokraten ſowie die

entrums mitglieder Aichbichler, Bender, Biehl, Bock (Aachen),
Braubach, Burger, Dieden, Gielen, Goefer, v. Grand-Ry, Gröber,
Haanen, Haberland, Lehner, Dr. Lieber, r Lingens, Dr.
Orterer, Pezold, Pfafferott, Racke, Reichert, Reindl, Rintelen, Dr.
Rudolphi, v. Scheele (Welſe), Stötzel, v. Strombeck, Virnich,
Witzelsperger, Zach; die Elſaß-Lothriug er v. Dietrich, Guerber,
Jaunez, Lang, Dr. Sieffermann, Simonis, Winterer, der Däne
Johaunſen der Welfe Langwerth von Simmern und derFraktionsloſe Retemeyer.

Die von der Kommiſſion beantragten Reſolutionen (bei
Gelegenheit der zweiten Leſung mitgetheilt), werden darauf ohne
Diskuſſion angenommen; die zu der Vorlage eingegangenen
ihre en werden durch die gefaßten Beſchlüſſe für erledigt
erklärt.

Damit iſt die Berathung des Branntweinſteuer-
geſetzes erledigt.

Jn dritter Berathung wird der Geſetzentwurf betr. die Ver
wendung gefundheitsſchädlicher Farben bei der Her-
ſtellung von Nahrungsmitteln, Genußmitteln und Ge-
brauchsgegenſtänden debattelos angenommen. Eine von den
Abgg. Dr. Engler, Dr. Witte und Dr. Baumbach beantragte
Reſolution: den Reichskanzler zu erſuchen, dahin zu wirken, daß
im Wege internationaler Vereinbarung diejenigen Farben bezeichnet
werden, welche von den betheiligten Staaten bei der Fabrikation
von Spielwaaren und von Tapeten nicht r werden ſollen,
wird, nachdem Abgg. Dr. Witte und Dr. Baumbach dieſelbe zur
Aungahme empfohlen und ſich Staatsſekretär Dr. v. Boetticher
unter Bezugnahme auf ſeine Erklärungen in der zweiten Leſung
dagegen erklärt hat, abgelehnt.

Es folgt die dritte Leſung des Geſetzentwurfs, betr. den Ver-
kehr mit Kunſtbutter.

Der umſtrittene von der Kommiſſion vorgeſchlagene und in
zweiter Leſung angenommene Paragraph iſt der zweite, welcher
beſtimmt:

Die Vermiſchung von Butter mit Margariue oder anderen
Speiſefetten zum Zwecke des Handels mit dieſen Miſchungen,
ſowie das gewerbsmäßige Verkaufen und Feilhalten derſelben iſt
verboten.

Unter dieſe Beſtimmung fällt nicht der Zuſatz von Butterfett,
welcher aus der Verwendung von Milch oder Rahm bei der Her-
ſtellung von Margarine herrührt, ſofern dieſer Zuſatz nicht mehr
als vier Prozent beträgt.

Hierzu beantragen:
J. Dr. Schreiner an Stelle des zweiten Abſatzes zu ſetzen:

Unter dieſe Beſtimmung fällt nicht der Zuſatz von Butter-
fett, welcher aus der Verwendung von Milch oder Rahm bei der
Herſtellung von Margarine herrührt, ſofern nicht mehr als
100 Gewichtstheile Milch oder 10 Gewichtstheile Rahm auf
100 Gewichtstheile der nicht der Milch entſtammenden Fette in
Anwendung kommen.

II. Abg. Duvigneau dem 8 2 folgende Faſſung zu geben:
Der Zufatz von Butterfett zur Margarine durch Beimiſchung

von Milch, Rahm oder Butter, ſowie das gewerbsmäßige Ver-
kaufen und Feilhalten dieſer Miſchung iſt verboten, ſobald der
Zuſatz von Butterfett mehr als 20 Prozent beträgt.

Abg. Dr. Hermes (zur Geſchäftsordnung): Jch glaube nicht
zu irren, wenn ich annehuie, daß die meiſten Mitglieder des Hauſes
nicht Gelegenheit gehabt haben, Margarine und die Fabrikate
daraus kennen zu lernen. Mit Rückſicht darauf habe ich einen
Kunſtbutterfabrikanten gebeten, ſeine Produkte hier ſehen zu laſſen,
und ich lege dieſelben mit Erlaubniß des Herrn Präſidenten auf
den Tiſch des Hauſes nieder. Nunmehr haben die Herren Gelegen-
heit, die Margarine und auch die Miſchbutter zu koſten. (Heiterkeit.)

Präſidenk v. Wedell-Piesdorf: Jch befürchte, daß die An
ſammlung der Mitglieder um dieſe intereſſanten Gegenſtände die
Diskuſſion ſtören wird. Jch werde deshalb die Gegenſtände auf
den Tiſch in jener Ecke des Saales ſetzen laſſen. (Grnße
Heiterkeit.)

Jn der Generaldiskuſſion erhält das Wort
Abg. Dr. Schreiner (ntl.): Der Grundſatz, die Konſumenten

verfaſſung übergegangen und geſetzlich feſtgelegt worden ſind.Wenn auch heute ein förmlicher Vertrag t a en wird,
ſo ſind doch die Beſtimmungen des 5 44 gewiſſermaßen Reſervat

geſetzlich zur Geltung gebracht worden; ich erinnere an die geſetz
lichen Vorſchriften über die Bierbereitung in Baiern, die
allgemein als muſtergültig anerkannt ſind und auch im
Jahre 1869 und 81 in der Brauſteuervorlage Seitens
der Regierung aceeptirt. Dieſen Grundſatz wollen wir jetzt auch bei
dem Verkehr mit Butter zur Geltung bringen. Nur ſo können die
Konſnmenten vor Täuſchung bewahrt werden und der Ruf unſerer
Naturbutter im Auslande bewahrt bleiben. Wo eine Tänſchung ſo
leicht iſt, wie bei dieſem Artikel, iſt die Zwangsbezeichnung noth
wendig. Jch halte allerdings das Miſchverbot für durchführbar,
bitte ſie aber, den Antrag Duvigneau abzulehnen.

Abg. Dr. Meyer Halle (dfr.): An Vieles in der Welt kann
ſich ja der Menſch gewöhnen, aber es giebt auch gewiſſe ſchmerzliche
Erfahrungen, die Einen bei der jedesmaligen Wiederholung ſo be
rühren, als erlebte man ſie zum erſten Male. Zu dieſen ſchmerz
lichen Erfahrungen gehört es, daß wir niemals heftiger von den
Konſervativen angegriffen werden, als wenn wir für eine Vorlage
der Regierung eintreten. Es wird uns ja dieſes Glück zu unſerem
Bedauern außerordentlich ſelten zu Theil; ich glaube, die Schuld
liegt nicht an uns, ſondern an der Regierung (Heiterkeit), aber
wenn es uns einmal zu Theil wird, dann iſt unſere Frende eine
große. Wir ſind für die urſprüngliche Regierungsvorlage mit dem
ganzen Jdealismus eingetreten, welcher unſer Parteirichtung eigenthümlich iſt. (Heiterkeit.) Wenn einmal ein Alterthumsforſcher in

ſpäten Zeiten einen abgeriſſenen Coder der Verhandlungen des
Reichstages über die Kunſtbutter ausgräbt, ſo wird er ſich dadurch
zu dem Schluß gedräugt fühlen, daß in dieſer Zeit die
Regierung nur in einer Partei treue Anhänger gehabt habe,
zämlich in der deutſch-freiſinuigen Partei (Heiterkeit). Wir halten die

Vorlage der n für eine gute; wir wollen, daß dem
Konſumenten da, wo ihm zwei Waaren vorgeſetzt werden können,
die er mit ſeinen gewöhnlichen Hülfsmitteln nicht unterſcheidet, zu
Hülfe gekommen wird. Darum wünſchen wir, daß die Kunſtbutter
nur in der Weiſe zu Markte gebracht wird, daß der, der ſie kauft,
weiß, er kaufe keine Kunſtbutter. Für uns iſt die Kunſtbutter kein
gewöhnliches Nahrungsmittel, es iſt gewiſſermaßen ein Kulturſymbol.
Der geiſtvolle Kulturhiſtoriker ViktorHehn unterſcheidet geographiſch ein
Wein- und ein Oelgebiet; er ſetzt demſelben gegenüber ein Bier
und Buttergebiet. Ebenſo unterſcheidet er in der Weltgeſchichte
eine Periode des Weines und Oeles, die ſich um die Geſtade des
Mittelmeeres herum abſpielte, und eine Periode des Bieres und
der Butter, die für uns germaniſche Völker zugleich mit der chriſt
lichen Kultur begonnen hat (Heiterkeit). Ein ſolches Produkt
rein zu halten gegen Verunſtaltung und Verunzierung iſt
allerdings eine Aufgabe „des Schweißes der Edlen würdig.“
Auch ich bin der Meinung, daß für den wirklichen Schutz des
reellen Butterproduzenten noch lange nicht geung geſorgt ſei. Mir
perſönlich würde es darauf aukommen, daß der reelle Produzent,
derjenige, der nach der Väter Weiſe ſeine Kühe mit Gras, Heu
und ähnlichen Kränutern füttert, geſchützt werde gegen die Konkurrenz
desjenigen, der die Milch ſchon in der Kuh verfälſcht, indem er den
Kühen Schlempe und ſonſtige Fabrikabfälle giebt. Wir hätten für
wünſchenswerth erachtet, daß die von ſolchen Kühen herſtammende
Butter mit dem Zuſatz „Schlempbutter“ oder „Fabrikbutter“ oder
ſonſt irgendwie bezeichnet werden müßte. Jch hoffe, das das Reichs
geſundheitsamt einmal der Frage nahe tritt, ob es erlaubt
iſt, Kühe mit dieſen ſchlechten Fabrikabfällen zu füttern.
Jn der Branntweinſtenerkommiſſion wurde uns geſagt, der Verkauf
der Schlempe ſeitens der gewerblichen Brennereien an die Land
wirthe der Umgegend ſei durchaus zu verwerfen, denn den Kühen
bekomme die Schlempe nur dann, wenn ſie von ihrem eigenen
Gutsherrn damit gefüttert würden (Große Heiterkeit).
Schlempe aus einer gewerblichen Brennerei, wo das ſchnöde
Kapital waltet, iſt alſo ein Erzeugniß, das das Gemüth der Kuh
alterirt (Heiterkeit). Wir können nun noch einen Schritt weiter
gehen. Die Kommiſſion hat ſtatt des Namens „Knuſtbutter“ die
Bezeichnung „Margarine“ gewählt. Jch habe mich damit
ſchwer befreunden können, in Erinnerung an den alten Spruch:
„ne Caesar supra grammaticam.“ Jch meine, die Margarine
verräth wirklich eine cäſariſche Neigung, die Grammatik zu be-
herrſchen. Deutſch iſt das Wort nicht einer bekannten lebenden
Sprache gehört es auch nicht an; da keunt man wohl das Mar-
garin, aber nicht die Margarine. Vielleicht möchte das Wort aus
der Weltſprache Volapük entlehnt ſein. (Große Heiterkeit.)
Jndeſſen habe ich mich über dieſe Bedenken durch zwei erhabene
Autoritäten getröſtet: durch Shakeſpeare und die Bibel. So lange
hier diskutirt wurde, welcher Name vorzuziehen ſei, „Kunſtbutter“
oder „Margarine“, habe ich immer an das ergreifende Wort der
Julia Capuletti denken müſſen „Was iſt ein Name? Was uns
Roſe heißt, wie es auch heißt, würde uns lieblich duften.“ Die
Kunſtbutter kann auch unter dem Namen „Margarine“ ihren
Weg durch die Welt machen. Jn einem nordiſchen Staate iſt
ſogar der Verbrauch geſtiegen, ſeitdem man den Namen „Mar-
garine“ obligatoriſch vorgeſchrieben hat. Jn der Bibel habe ich ein
Argument für die Anſicht gefunden, von dem ich mich wundere, daß
die geiſtlichen Herren, die ſich für dieſe Artikel intereſſiren, ſich es
haben entgehen laſſen, in den Sprüchen Salomonis Kap. 30 V. 33:
„Wenn man die Milch ſtößet, ſo macht man Butter daraus“.
Jeder, welcher ſich dieſer Autorität unterwirft, kann nur zu dem
Schluß geführt werden, daß, wenn man Ochſentalg ſchmilzt, man
nicht Butter daraus macht, ſondern Märgarine.

Dagegen muß ich mich dem von der Kommiſſion eingefügten
S 2, widerſetzen. Jn dieſem Paragraphen wird ein neues Prinzip
ſauktionirt, daß man nämlich möglicherweiſe auch einen Menſchen
dadurch betrügen kann, daß man dem Menſchen etwas Beſſeres giebt,
als man ihm zu geben verpflichtet iſt. Es fordert Jemand Kunſt-
butter; man giebt ihm eine Miſchung, die Naturbutter und Kunſtbutter
enthält, und nun ſoll er betrogen ſein. Man fürchtet, der Menſch
wird ſeinen eigenen Sinnen uicht trauen; die Butter ſchmeckt ihm
ſo gut, daß er garnicht glauben will, Kunſtbutter zu haben, und er
nimmt fich dann vor, auch weiterhin Margarine zu kaufen. DieſeBeſorgniß halten wir für unbegründet. Man macht uns nament-

lich den Vorwurf, wir wollten den niederen Volksklaſſen ſchlechte
Dinge aufhalſen. Wir träten ein für Maltoſe-Bier, für den Kunſtwein,
den wir ſelber nicht mögen, für Kunſtbutter, diewirſelber nicht vorziehen
Ja, daß etwas Beſſeres beſſer iſt, werden wir niemals beſtreiten,
aber der Grundſatz, den wir vertreten, iſt der, daß wir demjenigen,
der das Beſte nicht haben kann, es nicht erſchweren, ſich wenig
ſtens das Gute zu erwerben. Jch habe hier immer
von dem Gegenſatz zwiſchen Reichen und Armen gehört.
Der Reiche ißt die Kuhbutter, der Arme die Margarine,
für die Mittelklaſſen iſt nicht Platz. Nun ſind ja die Vermögens-
verhältniſſe vielfach abgeſtuft. Warum ſollte man ſich nicht eine
Mittelklaſſe konſtruiren können, deren Geldbeutel es zwar nicht
erlaubt, reine Kuhbutter zu kaufen, aber ſehr wohl den Genuß von
Kunſtbutter durch Zuſatz von Kuhbutter zu verbeſſern. Gerade in
diefer Beziehung ſind ja die Ausführungen des Herrn
Staatsſekretärs ſehr entſchieden geweſen, ſo daß man
annehmen kann, er würde kaum den Rückweg finden.
Jch kann nicht leuguen daß mir bei dieſer Gelegenheit der Herr
Staatsſekretär beſſer gefallen hat, als wenn er hier erſcheint und
im Ton des Hofrathes Queſtenberg uns mit der Frage anherrſcht:
„Was iſt der langen Rede kurzer Sinn?“

Nun iſt ein Verſuch gemacht worden, dem Bundesrath gewiſſer-
maßen einen Rückzug zu ermöglichen, in der Faſſung des 8 2, wie
er uns in dem Antrage Schreiuer vorliegt. Jn der That iſt dieſer
Antrag eine Verſchlimmerung. Denn wenn derfjenige, der ſeine
Margarine mit Butter vermiſcht, gute Milch nimmt bis zum
Betrage von 100 Proz., ſo kommt ungefähr derſelbe Effekt heraus,
als habe er 4 Proz. Butterfett genommen. Rechnungsmäßigiſt es daſſelbe.
Nimmt er aber leichtere Milch, ſo gewinnt er aus derſelben nicht
einmal die 4 Prozent Butterfett, die er braucht. Er iſt alſo ge
zwungen, gute und theure Milch zu kaufen, und es wird ihm ſein
Betrieb noch mehr erſchwert, als es unter anderen Umſtänden der
Fall ſein würde. Gegen das Amendement Duvignean hätte ich im
Grunde wenig zu ſagen. Nach meinem Dafürhalten ändert es an
den thatſächlichen Verhältniſſen nichts. Mehr als 20 Prozent
Butterfett werden kaum jemals gewonnen. Wir können der Ab-
ſtimmung darüber mit Ruhe entgegenſehen, vor der Hand aber
bitten wir, den S 2 abzulehnen. Beifall links.)

Abg. Graf Holftein (konſ.): Der Abg. Witte hat uns neulich
den Vorwurf gemacht, wir verlangen für die Landwirthſchaft eine
Unterſtützung vom Staat. Nun, ich würde an den Staat keine

bei den Nahrungsmitteln vor Täuſchung zu bewahren, iſt bereits Bitte richten, wenn ich mir ſelbſt helfen kann, denn ſelbſt iſt der



Mann. Aber wenn die äußerlichen T.
ſchaft es erfordern, ſo muß von Staatswegen eingegriffen
werden, um der Landwirthſchaft zu helfen. Daß die
Land wirthſchaft aber in einer üblen Lage ſich befindet,
ergiebt ſich aus den niedrigen Preiſen. Wenn geſagt wird, daß
die Zölle eine drückende Wirkung ausüben ſind bis
jetzt die Preiſe für Getreide und andere landwirthſchaftliche
Produkte nicht geſtiegen, ſondern weſentlich heruntergegangen.
Wir vertreten übrigens noch mehr das Jntereſſe der Konſumenten
als das der Produzenten, weil wir noch garnicht wiſſen können,
wie die Lage ſich für die Landwirthſchaft geſtalten wird. Wie noth
wendig zum Schutz der Konſumenten ein ſolches Geſetz iſt, zeigt
ein mir vorliegender Beſcheid einer Staatsanwaltſchaft, welcher es
ablehnt, Ken den Verkauf von Miſchbutter unter dem Namen
Grasmiſchbutter einzuſchreiten. Wenn wir mit dieſem Geſctz erſt

miniſſe der Landwirth

vorgegangen ſind, ſo wird man bald in den anderen
Ländern gleiche daßregeln ergreifen, denn auch in
anderen Ländern wollen die Konſumenten vor Täuſchung
bewahrt bleiben. Befchließen wir das Geſetz nicht, ſo wird die
deutſche Butter im Auslande leicht diskreditirt werden können.
Auch in dem praktiſchen Amerika hat man eine große Anzahl von
Beamten angeſtellt, die nichts weiter zu thun haben, als zu unter-
ſuchen, ob die Butter Kunſtbutter oder Naturbutter iſt. Jch bitte,
den Antrag Duvigneau abzulehnen und den Antrag Schreiner an
zunehmen.

Miniſter v. Boetticher: Jch weiß nicht, auf Grund welcher
Thatſache der Abg. Meyer (Halle) zu der Meinuug gekommen iſt,
daß meine heutige Stellung zu der Vorlage eine andere ſein werde,
als die war, die ich neulich zu vertreten hatte. Jch habe mich
ſelbſtverſtändlich an der Hand der Ausführungen, die von den
Vertheidigern des Miſchbutterverbots gemacht ſind, noch weiter mit
der Frage beſchäftigt, aber je länger und eingehender ich mich
damit beſchäftigt habe und je mehr auch meine perſönliche Jn-
formation in landwirthſchaftlichen Kreiſen ſich vermehrt hat, um ſo
ſicherer bin ich in der Ueberzeugung geworden, daß dieſes Miſchbutter-
verbot ſich nicht rechtfertigen läßt und daß der Erfolg, den die
Vertheidiger des Verbots ſich verſprechen, nicht eintreten wird. (Zu-
ſtimmung links.) Die Herren Vertreter des Verbots ſind jetzt
zwiſchen der zweiten und dritten Leſung und das begrüße ich mit
großer Freude von ihrem urſprünglichen Vorſchlage zurück-
ekommen welcher in dem zweiten Alinea des 8 2 eine
eſtimmung enthielt, wonach ein Zuſatz von Butter-

fett, welcher aus der Verwendung von Milch oder
Rahm bei Herſtellung von Margarine herrührt, ſofern er nicht
mehr als 4 Proz. beträgt, zuläſſig ſein ſoll. Dadurch, daß die
Herren dieſen Vorſchlag jetzt aufgeben, bekunden ſie, daß ſie meinen
Ausführungen bei der zweiten Leſung, die dahin gingen, daß wir
kein ſicheres chemiſches Verfahren haben um einen beſtimmten
Prozentſatz von Naturbutter in der Kunſtbutter feſtzu
ſtellen, jetzt die Zuſtimmung nicht verſagen. Wir ſind
jetzt auf einen anderen Weg gekommen und haben
die chemiſche Unterſuchungsmethode beſeitigt und vorgeſchlagen, die
Latitude, die bei der Herſtellung der Kunſtbutter gewährt werden
ſoll, in der Weiſe zu formuliren, daß es zuläſſig ſein ſoll, eine
gleiche Gewichtsmenge an Milch den zur Verwendung kommenden
anderen Fettſtoffen hinzuzufügen, reſp. 10 Prozent der Be-
wichtsmenge von Rahm, indem ſie dabei von der Voraus-
ſetzung, daß eine gleiche Gewichtsmenge von Milch genügt,
um Oleomargarine zu Kunſtbutter zu verarbeiten und daß ein Pro
W von 10 Prozent äquivalent iſt einer Gewichtsmenge von
1000 Proz. Milch. Jnſofern das chemiſche Unterſuchungsverfahren,
welches bei Feſthaltung an den Kommiſſionsbeſchlüſſen nothwendig
eintreten müßte, aufgegeben iſt, hat dieſer Vorſchlag ja einen Vor-
zug für ſich. Wie wollen Sie aber die Kontrolle für die Durch-
führung dieſer Vorſchrift geſtalten ?Und man mußdoch kein Gefetz machen,

von dem man ſich von vornherein ſagen muß, daß eine Uebertretung
nicht genügend kontrolirt werden kann. Hätten wir es bei dem
vorliegenden Wirthſchaftszweige lediglich mit einer beſtimmten Au-
zahl von Kunſtbutterfabriken wir haben deren jetzt 45 in
Deutſchland zu thun, ſo würde ich es für angängig
halten, daß man ob übrigens die Finanzminiſter der
einzelnen Staaten dafür zu haben ſein würden, iſt mir noch
ſehr fraglich daß man ähnlich, wie im ſteuerlichen Jntereſſe
beim Zucker und beim Spiritus, einen Polizeibeamten in die
Fabriken ſchickt, der kontrollirt, ob wirklich nicht mehr als das in
dem Antrage vorgeſehene Milchquantum verwendet wird. So liegt
die Sache aber nicht. Auch wenn die fabrikmäßige Herſtellung ſich
nur auf die 45 Fabriken beſchränkt, was noch gar nicht
anzunehmen iſt, ſo iſt der Prozeß ein ſo einfacher
und leichter und Sie haben dafür ja auch die Erfahrung in
landwirthſchafttichen Kreiſen daß jeder Menſch, der ein Jntereſſe
daran hat, die Miſchung der Butter mit Kunſtbutter vornehmen kann.
Sie können aber unmöglich eine wirkſame Kontrolle in jeden land
wirthſchaftlichen Betrieb und in jeden Handelsbetrieb des Vater-
landes einführen, um zu verhindern, daß in unzuläſſiger Weiſe
Butterfett zur Herſtellung von Margarine verwendet wird. Das
iſt einfach unmöglich. Aber ſelbſt wenn es möglich wäre was
ich im allgemeinen nicht zugebe wenn in überzeugender Weiſe
auf Grund vielleicht von Denunziationen, durch Zeugenbeweis feſt
geſtellt werden kann, daß hier und dort über die Vorſchrift des
zweiten Alinea des 8 2 hinaus Milch- und Rahm- und Butter-
zuſatz verwendet iſt: Was wollen Sie mit der aus dem Ausland
importirten Kunſtbutter machen? Bei deren Herſtellung haben Sie
gar keine Kontrolle, und wenn die Kunſtbuttergrenze überſchritten
iſt, ſo ſind Sie wiederum außer Stande, mit Sicherheit feſtzuſtellen,
ob ein beſtimmter Prozentſatz von ter rot bei der importirten
Kunſtbutter überſchritten iſt oder nicht. Sie haben durchaus kein
anderes Mittel, hier zum Schutze wirkungsvoll vorzugehen, als daß

ſie den Butterimport überhaupt verbieten; das können Sie aber
um deswillen nicht, weil wir durch Handelsverträge in dieſer Be
heeg gebunden ſind. Das Verbot iſt alſo auch in
der Faffung des Antrages Schreiner nicht durchführbar;
ich will dabei bemerken, daß auch der Antrag Duvigneau
das Bedenken gegen ſich hat, daß für die Naturbutter eine Grenze
bei der Miſchbutter gegeben iſt, die chemiſch nicht feſtgeſtellt werden
kann. Es iſt außerordentlich intereſſant, die Urtheile von Chemi-
kern über Butteranalyſen durchzuſtudiren. Einer unſerer bedeu-
tendſten Analytiker, Geheimrath Freſenius in Wiesbaden, ſpricht
ſich ganz deutlich dahin aus, daß alle dieſe chemiſchen Prozefſe keine
Gewähr für die Herſtellung geben. Und erſt beute ſind
mir wieder Gutachten von vereidigten Chemikern zu-
egangen, welche ſich dahin ausſprechen, daß es keine

Methode gebe. Da ſagt unter Anderen ein chemiſches Labora-
torinm in Magdeburg, das von Alberti, nachdem er davon geſprochen,
daß er gewiſſe Butterproben unterſucht habe: „Die drei Proben
zeigten Theile von Butterſäure, und würden wir demgemäß dieſelbe
für eine Kunſtbutter oder eine Miſchung erklären; eine genaue
Beſtimmung in dieſer Richtung iſt heute nicht möglich.“
Jn einem zweiten Briefe deſſelben Chemikers heißt es: „Auf Jhren
Wunſch theilen wir Jhnen hierdurch mit, daß es nach unſerer An-
ſicht nicht möglich iſt, nach den bisher bekannten analytiſchen Me
thoden den genauen Jnhalt der Kunſtbutter zu beſtimmen; es läßt
ſich nur mit Sicherheit feſtſtellen, daß eine Butter reine Natur-
butter oder daß ſie ein Gemiſch mit mehr oder weniger Kunſt-
butter oder daß ſie reine Kunſtbutter liſt.“ Ein anderer
vereidigter Chemiker zu Kiel ſagt: „Jch muß die Frage,
ob ſich nach der Methode Reichert Zuſätze von Natur-
butter zur Margarine, wenn ſie nur 6 Prozent betragen,
mit Sicherheit nachweiſen, dahin beantworten: Es iſt unmöglich,
auf chemiſchen Wege nach der Reichert'ſchen Methode, welche an
erkannt die beſte iſt, den Prozentſatz der zugeſetzten Butter genau
zu ermitteln. Jch habe mir Gemiſche hergeſtellt mit Zuſatz von 4,
6 und 8 Proz. Naturbutter und habe ſie analyſirt. Die Reſultate,
welche ich fand, ſtimmten nicht überein. Jch fand in ver-
ſchiedenen Fällen auf analytiſchem Wege andere Men-
gen von Naturbutter vor, als wirklich enthalten waren.
Da ich peinlich bei der Unterſuchung verfuhr, bin ich gewiß, daß
die obige Ueberzeugung die eines jeden Chemikers iſt, der ſich mit
der Frage beſchäftigt. Auf dem Wege der chemiſchen Analyſe kann
nicht ein Reſultat erzielt werden, für deſſen Richtigkeit ein Chemiker
mit ſeinem Eide einſtehen könnte.“

Nach dieſen Gutachten von Sachverſtändigen können Sie als ſicher
anuehmen, daß, wenn wir den erlaubten prozentualen Zuſatz von
Naturbutter in Kunſtbutter geſetzlich feſtſtellen, wir in die Lage
kommen, daß dieſelbe Butter, aus demſelben Faſſe genommen, von
zwei Chemikern, ja von demſelben Chemiker unterfucht, eine der-
artige Latitude ergiebt, daß der eine Fall innerhalb der erlaubten
Grenze bleibt, der andere außerhalb derſelben fällt und
alſo der Eine beſtraft werden muß und der Andere nicht.
Das können Sie aber als Gefetzgeber nicht wollen.

Nun beſteht aber der Schutz, den Sie wollen, eigentlich bereits
in wirkſamer Weiſe; nach dem Nahrungsmittelgeſetz wird derjenige,
der zum Zwecke der Täuſchung den Dingen einen anderen Namen
giebt und dadurch das Publikum übervortheilt, beſtraft. Die Her-
ſtellung von Miſchbutter iſt daher nicht verboten, wohl aber,
Miſchbutter unter anderer Bezeichnung als wie Miſchbutter
oder einer ſolchen Bezeichnung, aus der die Miſchnung ſich
ergiebt, an den Markt zu bringen. Daraus ziehe ich den weiſen
Schluß: die ehrliche Miſchbutterfabrikation, welche ihre Waare unter
richtiger Bezeichnung an den Markt bringt, ſchädigt die Landwirth-
ſchaft nicht, wohl aber wird dieſe geſchädigt durch die unehrliche
Fabrikation, welche ihr Fabrikat unter anderen Namen, alſo
als Naturbutter an den Markt bringt. Wenn Sie jetzt die Miſch-
butter verbieten, ſo beſeitigen Sie die ehrliche Fabrikation, die
unehrliche beſeitigen Sie nicht. Der Anreiz zur Herſtellung der
Miſchbutter iſt ein viel zu hoher, der ehrliche unkontrollirbare Her-
ſteller von Kuuſtbutter wird nach wie vor ſeiner Naturbutter
Oleo-Margarine reſp. Kunſtbutter wen ſie an den Markt bringen,
ohne gefaßt werden zu können und Sie haben ſo nichts erreicht.
Es liegen Erkenntuiſſe vor von dem ſächſiſchen Oberlandesgericht
Dresden vom 31. März und von dem preußiſchen Oberlandes-
gericht Bielefeld vom 16. März, in welchen ausdrücklich feſtgeſtellt
wird, daß die Mohr'ſche Miſchbuttter als nachgemachte reſpektive
gefälſchte Butter zu betrachten iſt, und daß die Bezeichnungen Miſch-
butter, Gutsmiſchbutterec. wohl geeignet ſind und gewähltzu ſein ſcheinen,
um das Publikum irre zu führen. Man kann alſo auch an der
Hand der gegenwärtigen Geſetzgebung der franudulöſen Ver-
wendung der Miſchbutter' entgegentreten. Durch die Re-
gierungsvorlage wird außerdem noch ein Schutz dahin
gewährt, daß der Ausdruck Miſchbutter verſchwindet und da-
für der Name „Kunſtbutter“ überall öffentlich einzutreten hat.
Jch weiß überhaupt nicht, wo die Herren die Grenze zwiſchen
Miſch- und Kunſtbutter ziehen wollen, da Miſchbutter ein Ueber-
gang von Kunſtbutter zur Naturbutter iſt. Je nachdem mehr oder
weniger Naturbutter darin iſt, nähert ſie ſich mehr der Kunſt- oder
der Naturbutter. Feſtzuſiellen: Kunſtbutter iſt, was mit höchſtens
100 Prozent Gewichtsmengen Milch hergeſtellt iſt, iſt wiſſenſchaftlich
nicht zu rechtfertigen.

Nun weiß ich nicht, ob hier meine Ausführungen noch etwas
geholfen haben werden (Rufe rechts: Nein!), damit in der dritten
Leſung das Reſultat ein anderes iſt, als in der zweiten. Aber auf
eins hoffe ich: es iſt mir vielfach geſagt worden daß dieſer
Weg, der Bunutterkalamität abzuhelfen, beſchritten werden müſſe,
auch wenn man uicht daran glaubt der Hinterlente wegen.
Wenn Sie indeſſen Jhren Hinterleuten klarlegen, daß dieſe Be
ſtimmung nichts helfen kann ſo werden ſie davon abſtehen. Sie

werden Jhren Hinterleuten gegenüber einen viel ſchwereren Sia
haben, wenn Sie dieſe Vorſchrift ſetzen, ohne daß ſie etwas o
als wenn Sie ſagen: „Wir wollen warten, ob in Zukunft ſich wich
ein beſſeres Schutzmittel findet.“ Ich hoffe, Jhuen die Erkennin
an die Hand s ben zu haben, daß dieſe Beſtimmungen unwirkſag
ſind und bitte Sie, den S 2 abzulehnen. Beifall links.)

Abg. Dr. von Frege (konſ.): Jch boffe, daß die Regieryy
auch in dieſer Frage die landwirthſchaftlichen Jnterefſen nach Krz
fördern wird. Jm Jntereſſe der Landwirthſchaft erwarte ich ba
eine Steigerung der landwirthſchaftlichen Zölle, auch
Butter. Jndeß ſind wir gern bereit, auch den berechtigten
Wünſchen der Margarinfabrikanten entgegenzukommen. Darin
werden wir dem Antrag Schreiner zuſtimmen. Der Abg. Meng
iſt mit Wärme für die rationelle Fütterung der Kühe eingetreten
Möge er ebenſo auch dann handeln, wenn es ſich um andere wig
tige Fragen der Landwirthſchaft handelt.

Die Generaldiskuſſion wird geſchloſſen.
Abg. Duvigneau zieht ſeinen Antrag zurück.
8 1 wird hierauf angenommen.
Zu s 2 wünſcht Abg. Duvignean (nl.) eine beſondere Abſtin,

mung über den zweiten Abſatz von s 2 und erklärt, gegen s 2 in
Fall der Annahme dieſes Abſatzes ſtimmen zu wollen.

Abg. Dr. Drechsler (Reichspartei) iſt der Meinung, daß d
den Fabrikanten gewährte Latitude von 4 Prozent vollkommen auſ
reichend ſei und die Margarineinduſtrie dabei ganz gut beſtehen
kann. An der Unſicherheit der chemiſchen Analyſe dürfe man ſq
nicht ſtoßen.

Staatsſekretär Dr. v. Boetticher erklärt, daß es ſich nach da
Regierungsvorlage nur um eine qualitative Unterſuchung handh,
Auch ſolle danach nicht die Kunſtbutter, ſondern die Naturbutig
unterſucht werden, ob letztere nicht mit Kunſtbutter verfälſcht
Die Unſicherheit der chemiſchen Analyſe würde einen Zuſtand berbeß
führen, den die Geſetzgebung durchaus nicht ſanktioniren könne
Demnach empfehle ſich der S 2 nicht zur Annahme.

Der Antrag Schreiner wird angenommen. Dafür Konſet
vative, Centrum und einige Nationalliberale.

Der 8 2 in der durch den Antrag Schreiner modifizirten C
ſtalt wird mit 149 gegen 128 Stimmen angenommen. Dagezet
ſtimmen die Freiſinnigen, Sozialdemokraten, die Nationallibergiet
mit wenigen Ausnahmen, einige Konfervative und einige Mitglieder
des Centrums.

Hierauf wird der Geſetzentwurf definitiv angenommen.
Das Haus geht über zur dritten Berathung der Arbeiten

ſchutzanträge. Einſchränkung der Kinder und Franenarbeit).
Abg. Harm (Sozialdemokrat) erkennt in den Kommiſſion

beſchlüſſen wenigſtens etwas Gutes. Er hoffe, daß der Bundesrath
dieſelben annehmen werde, um ſeine Arbeiterfreuudlichkeit auch
einmal durch Thaten zu beweiſen.

Abg. Oechelhhänſer (nl.) bittet, die Kommiſſionsanträge auz-
nehmen. Dies würde hoffentlich zum ſozialen Frieden führen. (VBeifall)

Damit ſchließt die Generaldiskuſſion.
Die von der Kommiſſion angenommenen Abänderungen für die

Gewerbeordnung zu Artikel 1, S 135 (Beſtimmungen über Kinder-
arbeit), S 136 (Frauenarbeit), 139 und 139a (Ausnahmebeſtimmungen)
ſowie 146 (Strafbeſtimmungen) werden unverändert angenommeny,

Abg. Hr. Hartmann beantragt, in 8 154 folgenden Abſatz
einzuſchalten: Die Beſtimmungen der 88 134 bis 139b finden auf
Arbeitgeber und Arbeiter in Werkſtätten, in deren Betrieb eine
regelmäßige Benutzung von Dampfkraft ſtattfindet, ſowie in Hütten
werken, in Bauhöfen und Werfſten entſprechende Anwendung.

Nachdem Abg. Hartmann dieſen Antrag kurz vertheidigt hat,
wird 8 154 mit dem Antrag Hartmann angenommen.

Die zur Vorlage eingebrachten Reſolutionen werden angenommen
Bezüglich der allgemeinen Rechuung über den Reichs

haushalt für das Etatsjahr 1883/84 beantragt
die Kommiſſion nachträgliche Genehmigung der nachgewiefenen
außeretatsmäßigen Ausgaben, unter dem Vorbehalt, daß
der Reichskanzler bezüglich einiger Ausgaben die Verantweorkllichkeit
für die ergangenen Allerhöchſten Ordres durch deren Gegenzeichnung
nacht übernimmt.

Schatzſekretär Dr. Jacobi erklärt, weder der Bundesrath noch
der Reichskanzler habe ſich von der Berechtigung der Vorbehalte
überzeugt, und er bitte deshalb das Haus, von derartigen Vorbe
halten abzufehen.

Abg. Dr. Meyer (Halle dfr.): Für eine eingehende Erörte-
rung der Frage iſt auf keiner Seite des Reichstags Stimmung
vorhanden. (Sehr wahr!) Jndeß greift dieſe Frage ſo tief in die
Rechte des Reichstags ein, daß derſelbe unbedingt die in dieſer Be
ziehung früher gefaßten Beſchlüſſe aufrecht erhalten muß.

Abg. Dr. Miquel (ul.): Jch bin der Meinung, daß abgeſehen
von weiteren Erörterungen in der gegenwärtigen Lage der Reichstag
allerdings ſeinen früheren Standpunkt feſthalten kann.

Abg. Windthorfſt bittet gleichfalls, die betreffenden Anträge
Armen. um ein wichtiges Recht des Reichstags aufrecht zu
erhalten.

Die Anträge der Kommiſſion werden angenommen.
Damit iſt die Tagesordnung erledigt.
Nächſte Sitzung Sonnabend 10 Uhr. (Elſaß lothringiſche

Vorlagen, Unfallverſicherung der Seeleute, Zuckerſtener, Jnnungen,
Rechenſchaftsbericht über die Verhängung des kleinen Belagerungs-
zuſtandes über Spremberg, Wahlprüfungen, kleine Vorlagen.)

Schluß 6 Uhr.

Verlag der Aktiengeſellſchaft Halliſche Zeitung.

1d

Beſſer
und D
meinſte
meſſen

etwas
noch vo
Wechſel

eintrete

persons
werden,

Giers,
An alle

wah', d
enſiande

Element
demgege

hit igen
von Gi
Orts i
üherzeu
zuführe:
Aufrech
Großm
ſind.
nachden
eine an
auswär
ſchafter
in Berl!
in der

S bismar

wieder

und g
freulic
unerw
ſich S
zeigen

ſtattet

der K


	Hallische Zeitung : Hallischer Courier
	Jahr
	Monat
	Tag
	Nummer 140.
	[Seite 1]
	[Seite 2]
	[Seite 3]
	[Seite 4]
	Beilage
	[Seite 5]
	[Seite 6]
	[Seite 7]
	[Seite 8]







